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Vorbemerkungen 

Wer sich professionell mit Fragen des Umweltschutzes befaßt oder 
als interessierter Laie die Presse zu diesem Thema verfolgt, hat 
normalerweise ein festes (Vor-)Urteil. Er ist nicht mehr auf der of- 
fenen Suche nach Lösungen, sondern selektiert alle Informationen 
nach seinem spezifischen Verständnis der Umweltprobleme. Auch 
populärwissenschaftliche und fachspezifische Beiträge zum Thema 
Umweltschutz gehen meistens von vorgeprägten Lösungsansätzen 
aus. Dieses Vorgehen hat entscheidende Schwächen. Die Auseinan- 
dersetzung mit grundlegenden Fragen der umweltpolitischen Orien- 
tierung wird vernachlässigt. 

Mit der vorliegenden Arbeit wird versucht, diese Lücke in der 
wissenschaftlichen Diskussion zu thematisieren. Gefragt wird, ob 
und inwieweit praktisch eingeschlagene oder in der Literatur disku- 
tierte Lösungswege erfolgversprechend sein können. Es geht darum, 
die Axiomatik dieser Ansätze aufzudecken und kritisch zu überprü- 
fen. 

Wie notwendig grundsätzliches Nachdenken über die Leitbilder 
umweltpolitischen Handelns ist, mag nicht unmittelbar einsichtig 
sein. Immerhin wird in den industrialisierten Ländern des Westens 
seit etwa zwei Jahrzehnten Umweltpolitik betrieben. Über allge- 
meine Ziele und Prinzipien der Politik gibt es einen internationalen 
Konsens. Wichtige rechtliche, institutionelle und administrative Vor- 
aussetzungen dieser Politik sind geschaffen. Praktisch alle wissen- 
schaftlichen Disziplinen befassen sich mit dem Thema Umwelt. 
Umweltpolitik gehört zur Normalität des politischen Alltags. Aus 
alledem könnte geschlossen werden, daß wir auf dem richtigen Weg 
sind und es nur noch eine Frage der Zeit ist, bis zumindest die drän- 
gendsten Probleme gelöst sein werden. 

Tatsächlich lassen sich nicht wenige Zeitgenossen von den um- 
weltpolitischen Maßnahmen des Staates, dem eingesetzten Exper- 
tenwissen und den Forschungsaktivitäten beeindrucken und beruhi- 
gen. Trotz mancher Kritik im Detail vertrauen viele der Leistungsfä- 
higkeit der "Scientific Community" und glauben an die Problemlö- 
sungsfähigkeit des politisch-administrativen Systems. Das trifft auch 



auf die innerhalb der "normalen Wissenschaft" (Th. S. Kuhn) For- 
schenden zu. 

Gleichwohl sind die Defizite der Umweltpolitik nicht zu überse- 
hen. Ihre punktuellen Erfolge sind gemessen an den fast täglich neu 
auftauchenden Schäden, den bekannten katastrophenartigen Ent- 
wicklungen und den sich abzeichnenden Gefährdungen marginal. 
Die Probleme nehmen nicht ab, sondern scheinen geradezu expo- 
nentiell zu wachsen. Während man sich noch mit Altlasten und der 
Durchsetzung längst erprobter Techniken zur Emissionsreduktion 
befaßt oder in Europa über das Verbot verbleiten Benzins langwie- 
rige Abstimmungsprozesse in Gang setzt, nehmen bereits die er- 
kannten Umweltzerstörungen globale Ausmaße an. Perspektivlos 
stehen wir der Aufheizung der Atmosphäre und allen damit zusam- 
menhängenden Fragen gegenüber. Zum Energieproblem fällt uns 
nicht mehr als eine absurde Risikomischung ein. Der Natur und uns 
selbst muten wir unüberlegt zu, mit jährlich Hunderten von neuen 
Substanzen fertig zu werden. Und nichts geschieht zur Stabilisierung 
der Weltbevölkerung. Dabei sind die genannten Beispiele nur die 
Spitze des Problems, dessen Dimension und innere Dynamik uns 
verborgen bleiben. Der "Umweltleidensdruck, d.h. die Diskrepanz 
zwischen dem, was viele für unbedingt notwendig halten, und dem, 
was faktisch getan wird, nimmt zu. Offenbar liegen die Ursachen für 
das Versagen in der Umweltpolitik tiefer als gemeinhin angenom- 
men. 

Anknüpfend an die Tradition der Gewerbeordnung wird Umwelt- 
politik heute verstanden als eine den ökonomisch-technischen Fort- 
schritt lediglich flankierende Aufgabe. Man versucht, bestimmte 
Wirkungen dieses Fortschritts zu korrigieren, und zwar insbesondere 
solche, die das ökonomische Kosten-Nutzen-Kalkül nahelegt. Dazu 
bedient man sich der einzelnen wissenschaftlichen Disziplinen durch 
von vornherein enge, fachspezifische Fragestellungen. Auf diese 
Weise eingebunden ermitteln Naturwissenschaftler Schadstoffgrenz- 
werte, äußern sich Ingenieure zum Stand der Emissionsvermeidungs- 
technik, erstellen Ökonomen ihre empirischen Wirkungsanalysen 
und arbeiten Rechtswissenschaftler ihre Gutachten aus. Die Um- 
weltpolitik erscheint so insgesamt als wissenschaftlich bestmöglich 
abgesichert. Wer könnte auch mehr verlangen als die Berücksichti- 
gung des Standes der Wissenschaften? 

Hinter dieser beliebten, oft rhetorisch gestellten Frage steht offen 
der Versuch einer Immunisierung der Umweltpolitik durch Wissen- 
schaft. Man glaubt, sich so vor sich selbst und anderen legitimieren 
zu können. Doch keine noch so wissenschaftsgläubige positivistische 
Einstellung kann die greifbaren Umweltzerstörunge~i verdrängen. 
Die Wissenschaften und die an ihren Ergebnissen orientierte Um- 
weltpolitik müssen sich fragen lassen, ob sie nicht schon im Ansatz 
zu kurz greifen und ihr Wissensstand zur Lösung des komplexen 
Umweltproblems überhaupt hinreichend ist. Allerdings wird eben 
diese Frage so kaum gestellt und noch weniger diskutiert. Die Fun- 
damentalkritik ist von Anfang an andere Wege gegangen. Apriori- 
stisch werden Lösungswege in gesellschaftlichen Systemveränderun- 
gen und in ethischen Neuorientierungen gesucht. Man nimmt an, 
über ein neues Bewußtsein die herrschenden Muster überwinden zu 
können. Aber das bedeutet nur, andere Hypothesen über die Ursa- 
chen des Umweltproblems einzuführen. Es bedeutet nicht, sich mit 
den verschiedenen Prämissen direkt auseinanderzusetzen. 

Eine Analyse, die zu den axiomatischen oder im jeweiligen Kon- 
text paradigmatischen Gedankenbildern vordringen will, ist immer in 
Gefahr, selbst von nicht hinterfragten Postulaten auszugehen. Sie 
muß sich deshalb auf immanente Kritik konzentrieren. D.h., die In- 
terpretationen, (Vor-)Urteile und Theorien der Wissenschaften auf 
"letzte" implizite Wertentscheidungen zurückzuführen und diese mit 
dem Ziel "Erhaltung der Lebensgrundlagen" zu konfrontieren. Im 
Vordergrund stehen dabei Vorstellungen über die Arbeitsweise des 
ökonomischen Systems, über die Determinanten der technologischen 
Entwicklung und die Art naturwissenschaftlicher Erkenntnis, an 
denen sich die herrschende Umweltpolitik orientiert und die ihr die 
argumentative Basis geben. Nur wenn es gelingt, diese Vorstellungen 
als umweltpolitisch inadäquat zu identifizieren, ist der Weg frei für 
eine effiziente Strategie des Umweltschutzes. 

Bei einem solchen Vorgehen stößt man unausweichlich an Gren- 
zen der "positiven" Wissenschaft. Es zeigt sich, daß es keine objekti- 
vierbaren Maßstäbe gibt, nach denen umweltpolitische Ziele etwa im 
Sinne von Belastungsgrenzwerten formuliert werden könnten. Die 
Kluft zwischen dem, was wir wissen oder wissen können und der 
Komplexität des ökologischen Systems ist unüberwindbar. Konse- 
quenterweise folgt daraus eine rigorose Strategie der Minimierung 



anthropogener Interventionen in das unverstandene System Natur. 
Es bleibt nur das Sokratische "Nicht-Wissen" als Maxime umweltpo- 
litischen Handelns. Mehr Orientierung kann die Wissenschaft redli- 
cherweise nicht bieten. 

Diese Sicht macht jene ratlos, die dem tradierten aufklärerischen 
Wissenschaftsglauben verhaftet sind. Sie müssen erkennen, daß uns 
letztlich die positivistische Anmaßung in die Umweltkrise geführt hat 
und es deshalb geradezu wahnwitzig wäre, von ihr eine Lösung zu 
erhoffen. Was bleibt ist beklemmend. Denn zu Ende gedacht folgt 
daraus die Forderung nach einer Minimierung von menschlichen Ak- 
tivitäten schlechthin. Trotzdem: Wenn wir uns dieser Einsicht ver- 
schließen, haben wir keinen Zugang zum Kern des Umweltproblems. 
Entschieden werden muß darüber, wieviel Wissen wir uns über das 
in Interventionen liegende nicht spezifizierbare Risiko anmaßen, be- 
ziehungsweise darüber, inwieweit wir uns am "Nicht-Wissen" orien- 
tieren. So haben uns denn die "Erfolge" der positiven Wissenschaft 
zugleich an deren Grenze geführt. Sind wir also verwiesen auf Fra- 
gen der Ethik und Verantwortung - auf die Philosophie? Mit diesen 
Bemerkungen wird jedoch den folgenden Überlegungen weit voraus- 
gegriffen. Sie zeigen, wie weit der Rahmen dieser Arbeit gespannt 
ist. Doch jede Ausklammerung hätte von vornherein verhindert, das 
Problem im ganzen sichtbar werden zu lassen. 

Schwerpunkt der Arbeit ist gleichwohl die Auseinandersetzung 
mit der Okonomie, weil diese die größten Hindernisse für eine 
durchgreifende Umweltpolitik aufgetürmt hat. Sie blockiert bereits 
die einfachsten praktischen Schritte durch ihr im wesentlichen stati- 
sches Denkgebäude. Selbst Fragen des Umweltschutzes aufgeschlos- 
sene Ökonomen bleiben stehen bei vordergründigen Konflikthypo- 
thesen oder bei der ebenso unhaltbaren Vorstellung, gesamtwirt- 
schaftliche Probleme durch Umweltschutz lösen zu können. Dabei 
bietet die Geschichte der ökonomischen Analyse genügend Anhalts- 
punkte für die adäquate Einordnung des Gutes Umwelt in eine dy- 
namisch-evolutive Betrachtung sozio-ökonomischer Prozesse. Aber 
moderne Ökonomen finden dazu selten den richtigen Zugang, weil 
sie glauben, die heute herrschende Theorie hätte alle Einsichten der 
großen Klassiker ihres Faches verarbeitet. Und das ist nicht nur in 
diesem Zusammenhang ein Irrtum. 

Liberalen Okonomen müßte die hier vertretene Position aller- 
dings recht nahe liegen, und zwar aus zwei Gründen: Erstens beruht 
ihre Forderung nach Nicht-Intervention in das Marktsystem prinzi- 
piell auf der gleichen erkenntnislogischen Grundlage wie die der 
Nichtintervention in das natürliche System. Zweitens betonen sie zu 
Recht, daß die Funktionsbedingungen des Marktsystems unabhängig 
von den sich wandelnden individuellen Präferenzen sind. Und das 
gilt selbstverständlich auch für auf das öffentliche Gut Umwelt ge- 
richtete Präferenzen. So gesehen kann die Ökonomie vergleichs- 
weise viel zum Verständnis des Umweltproblems beitragen. Und 
wenn es darum geht, einer wirksamen Umweltpolitik den Weg zu 
ebnen, nimmt sie sogar eine Schlüsselrolle ein. 

Hoffnungen auf eine Lösung des Umweltproblems durch eine an- 
dere Verteilung der politischen Macht, durch ethische Normen oder 
durch Lektionen aus begrenzten Katastrophen sind wenig fundiert. 
Realistische Chancen der offenen Gesellschaft liegen vornehmlich in 
ihrer Fähigkeit, sich durch Reflexion von überkommenen Denkmu- 
stern zu lösen. Das ist die Kraft, mit der sie sich von den Fesseln der 
allgegenwärtigen systemendogenen Rationalität zu befreien vermag. 

Vielleicht muß man dem politisch-administratlven Entschei- 
dungsprozeß besonders nahe sein, um zu erkennen, wie marginal 
sein Freiheitsgrad ist und wie sehr er fast bis hin zu Details der vor- 
gegebenen Systemrationalität unterworfen ist. Diese Erfahrung ver- 
bunden mit der Einsicht in analytische Defizite der ökonomischen 
Theorie gab den Anstoß für dieses Buch. Geschrieben werden 
konnte es schließlich frei von Zwängen der Administration und der 
normalen Wissenschaft. Möglich war das während eines eineinhalb- 
jährigen Forschungsaufenthaltes am Institut der nachuniversitären 
"Hochschule für Verwaltungswissenschaften" in Speyer. Ich danke 
dem Institut für die freundliche Unterstützung. 

Speyer, im Frühjahr 1987 Gerhard Maier-Rigaud 



Die Methode des Lernens durch Versuch und Irr- 
tum - des Lernens aus unseren Fehiern - scheint 
grundlegend die gleiche zu sein, ob sie von nie- 
deren oder höheren Tieren angewandt wird, von 
Schimpansen oder von Wissenschaftlern. 

Kar1 R. Popper (1%311 

A. DAS ENDE VON WRSUCH UND IRRTUM 

I. Das Experiment Fortschritt 

1. AnmaBung von Wusen 

Offenkundig ist es der Menschheit bisher gelungen, alle ihre Pro- 
bleme zu lösen. Sie existiert noch. Doch ihr Weg von der Steinzeit 
ins 20. Jahrhundert war übersät von Irrtümern und Illusionen, von 
Brutalität und Barbarei, von Katastrophen und Kriegen. Der Lern- 
prozeß war mühsam und hat viele Opfer gefordert. Und mit der 
enormen Ausdehnung unserer wissenschaftlichen Erkenntnis und 
der technisch-ökonomischen Möglichkeiten sind auch die Probleme 
gewachsen. Daran wird sich auch in Zukunft nichts ändern. Das 
Himmelreich auf Erden bleibt eine Utopie. A priori gibt es weder 
Grund für apokalyptische Visionen noch für naiven Optimismus. 

Diese Einschätzung darf allerdings nicht aus der bloßen histori- 
schen Erfahrung folgen und in dem 'Glauben begründet liegen, daß 
alles einen leidlich guten Gang nehmen werde. Es gibt keine anony- 
men Mächte, die das Schicksal der Menschen in Händen halten und 
keinen hellen Stern, der sie in die Zukunft führt. Auch ist der 
Menschheit kein geheimer Plan mit auf den Weg ,gegeben worden, 
essen Grundzüge aus der Geschichte erkennbar w&en und dem sie 

rowth of Scientific Knowledge, Frankfurt 1979, S. 
uerst erschienen als Kapitel 10 in "Conjectures and 

Refutations", London 1%3. 



nur zu folgen braucht. Was immer wir zu erkennen glauben, ist 
nichts als ein Trugbild unserer eigenen Sehnsucht, der Weltge- 
schichte Ziel und Sinn zu gebea2 Weil dies so ist, gibt es auch für 
Defaitismus keine Rechtfertigung. Mit solchen Geisteshaltungen 
sind noch nie Probleme gelöst worden. 

Alle Probleme sind letzten Endes eine Konsequenz unseres Han- 
deln~. Das hat seinen Grund in der Unfähigkeit der Menschen, selbst 
einfache Folgen ihres Handelns voraussehen zu können. Unsicher- 
heit prägt daher ihre Existenz und ihre Entscheidungen. Zum Abbau 
von Unsicherheit hat sich die Menschheit bisher auf Versuch und 
Irrtum verlassen. Die Effizienz dieser Methode des Lernens aus Er- 
fahrung ist beeindruckend hoch. Sie hat den kulturellen Entwick- 
lungsprozeß vorangetrieben und es ermöglicht, die Erde mit Milliar- 
den Menschen zu bevölkern und ihre Ressourcen nutzbar zu ma- 
chen. Aber mit jedem Schritt auf dem verschlungenen Pfad der Ent- 
wicklung sind zwangsläufig neue unvorhergesehene Probleme aufge- 
taucht. 

Das zentrale Problem, vor dem die Weltgesellschaft jetzt steht, ist 
die Erhaltung ihrer Lebensgrundlagen. Auf der fortwährenden Suche 
nach einer Verbesserung der Lebensbedingungen ist in einem Um- 
fang in das natürliche Gefüge der Erde eingegriffen worden, daß je- 
der weitere Fortschritt im herkömmlichen Sinne eine Vergrößerung 
der existentiellen Bedrohung der Menschheit bedeutet. Denn die 
Natur reagiert jetzt zunehmend katastrophenartig auf die Überfor- 
derung durch den Menschen. Nicht erkannt wird, daß diese unbeab- 
sichtigte Folge des Handelns mit dem tradierten Verfahren von "trial 
and error" nicht vermieden werden kann. 

Bei allen bisherigen Problemen ist es möglich gewesen, mit dieser 
Methode Lösungen zu finden, den Wettbewerb als Entdeckungsver- 

Exemplarisch sei hier verwiesen auf die Erkenntnislogik von Kar1 Raimund 
Popper. Vgl. insbesondere: K R. Popper, Die offene Gesellschaft und ihre 
Feinde, Bd. 11, Falsche Propheten, Kapitel 15, "Hat die Weltgeschichte einen 
Sinn?", München 1980 (6. Auflage); englisch: The Open Society and Its Ene- 
mies, 11. The High Tide of Prophety, London 1944, und K R. Popper, Das 
Elend des Historizismus, Tübingen 1979 (5. Auflage), englisch: The Poverty 
of Historicism, London 1957. 

fahren3 einzusetzen oder die Wissenschaft zu bemühen. Die Erfolge 
dieser Vorgehensweise haben jedoch deren Grenzen vergessen las- 
sen. Vergessen wurde, daß Versuche Irrtümer nicht ausschließen und 
positives Wissen nicht Allwissenheit bedeutet. So konnte im Zeital- 
ter der Aufklärung ein neuer Aberglaube entstehen, der die Göttin 
der Vernunft über alles stellte. Die Hybris dieses Weltbildes hat den 
Zweifel und die Möglichkeit des Irrtums durch Wissenschaftsgläu- 
bigkeit ersetzt. Es schien so, als könnten Probleme durch Wissen- 
schaft definitiv gelöst, d.h. als könnten unbeabsichtigte Folgen des 
Handelns ausgeschlossen werden. Aber gerade diese "Anmaßung 
von Wissenu4 hat verhindert, nach den Wirkungen der insbesondere 
mit der Industrialisierung exponentiell ansteigenden Eingriffe in die 
Natur zu fragen. Und nun, da die Umweltprobleme offenkundig 
sind, wird versucht, die Ursachen wiederum nach dem gleichen 
Denk- und Analyseschema zu erkennen und die Politik danach aus- 
zurichten. Der Glaube ist ungebrochen, ein komplexes Phänomen 
hinreichend erfassen zu können. Angenommen wird, durch wissen- 
schaftliche "Objektivierung" umweltpolitischer Ziele vor Überra- 
schungen sicher zu sein und Risiken ausschließen zu können. Im 
Grunde aber wird so das alte Experiment, die Belastungsgrenzen des 
ökologischen Systems auszuloten, nur fortgeführt. Das aber hat viillig 
andere Folgen als die bisherigen Eingriffe in die Natur. Natürliche 
Systeme können für alle Zeit irreversibel umkippen (entropieren). 
Das von der Menschheit tagtäglich vorangetriebene Experiment ist 
daher mit einem ungeheuren Risiko verbunden. Es kann sich sehr 
schnell als endgültiger Irrtum erweisen. 

Notwendig ist daher eine Orientierung der Umweltpolitik am 
Stand wissenschaftlicher Erkenntnis und an den Grenzen des Wis- 
sens. Für die Diagnose und Therapie des Umweltproblems ist das 
Wissen über die Unwissenheit vermutlich weit wichtiger als die we- 
nigen Informationen, die über ökologische Zusammenhänge jemals 
verfügbar sein können. Erkannt werden muß, daß das Umweltpro- 

Fnedrich A. von Hayek, Der Wettbewerb als ~ntdeckdngsverfahren, Kieler 
Vorträge, Neue Folge 56 (1%8), abgedruckt in: Freiburger Studien, Ge- 
sammelte Aufsätze von F. A. von Hayek, Tübingen 1969, S. 249 ff. 
Friedrich A. von Hayek, Die Anmaßung von Wissen. Ordo, Bd. 26 (1975), S. 
12 ff. 



blem weder durch praktische noch wissenschaftliche Experimente, 
sondern nur durch Reflexion lösbar ist. Eine Gesellschaft, die dies 
nicht leistet und weiterhin den Verheißungen des modernen Aber- 
glaubens folgt, beweist ihre Unfähigkeit zur Offenheit durch den 
Mißbrauch ihrer Freiheit. 

2. Begrenzung von Freiheit - 

Eine noch vor 150 Jahren revolutionäre Erkenntnis ist heute fest in 
der Vorstellungswelt der Menschen verankert. Naturwissenschaftler 
sind sich unabhängig von weltanschaulichen Positionen einig, daß 
der Mensch aus der Höherentwicklung des Lebens auf der Erde her- 
vorgegangen ist. Er ist mit seiner natürlichen Umwelt genetisch ver- 
wandt und somit Teil des natürlichen Systems. Die große Chance des 
Menschen ist die hohe klimatische Stabilität auf der Erde und die 
Tatsache, daß er keine auch nur annähernd ebenbürtigen, natürli- 
chen Feinde hat, die ihn in Schach halten und seine Kräfte binden. 
Einem biologischen Anpassungsdruck ist der Mensch deshalb schon 
sehr lange nicht mehr ausgesetzt. So konnte er sich voll auf die Ver- 
besserung seiner Lebensumstände konzentrieren. Dennoch waren 
seine Erfolge in dieser Hinsicht über Tausende von Jahren hinweg 
eher bescheiden. Die Fortschritte beim Gebrauch von Werkzeugen 
und der Prozeß der Arbeitsteilung brachen in den verschiedenen kul- 
turellen Entwicklungslinien immer wieder und für lange Zeit ab. Es 
kam zur Herausbildung von temporär stationären Gesellschaften. 
Diese zeichneten sich stets dadurch aus, daß sie sich den vorgefun- 
denen Gegebenheiten anpaßten, insbesondere durch die Stabilisie- 
rung ihrer Bevölkerung. 

Solche "Muster" aus der Geschichte der Menschheit haben offen- 
bar ihren Wert verloren. Die Situation hat sich in jüngster Zeit radi- 
kal verändert.' Der technisch-ökonomische Fortschritt hat den gan- 

Im 1848 in London veröffentlichten "Manifest der kommunistischen Partei" 
von Kar1 Man und Friedrich Engels heißt es: "Die Bourgeoisie hat in ihrer 
kaum hundertjährigen Klassenherrschaft massenhaftere und kolossalere Pro- 
duktionskräfte geschaffen als alle vergangenen Generationen zusammen. 
Unterjochung der Naturkräfte, Maschinerie, Anwendung der Chemie auf In- 
dustrie und Ackerbau, Dampfschiffahrt, Eisenbahnen, elektrische Telegrafen, 

zen Globus erfaßt und mit der Ausdehnung der Produktionsmög- 
lichkeiten die Basis für die Ernährung von Milliarden Menschen ge- 
schaffen. Die Stationarität scheint durch Arbeitsteilung, durch Wis- 
senschaft und Technik definitiv überwunden. Doch dieser "Fort- 
schritt" muß zwingend zu einem Ende kommen, weil ein exponen- 
tielles (quantitatives) Wachstum des ökonomischen Subsytems im 
Raumschiff Erde (Boulding) nicht möglich ist. Es ist eben eine Fik- 
tion zu glauben, daß die Natur unendliche Ressourcen hat und un- 
begrenzt anpassungsfähig ist. Die vielfältigen Reaktionen des natür- 
lichen Systems machen die Tatsache dieses Irrtums unübersehbar. 
Der technisch-ökonomische Fortschritt hat einen rasant ablaufenden 
Selektionsprozeß in Gang gesetzt, der Lebewesen und Pflanzen aus- 
sterben läßt, der die Luft, den Boden und das Wasser vergiftet und 
irreversible Schäden erzeugt. Das ist nicht mehr Evolution in dem 
Sinne, daß Neues an der Stelle des Alten entsteht. Das ist nur noch 
Selektion durch Reduktion und damit Zerstörung der Vielfalt, die 
dem System bisher seine Stabilität verliehen hat. 

Der Mensch ist nicht nur Verursacher dieser Reduktion von 
Komplexität, sondern auch deren Opfer. Er zerstört die natürlichen 
Bedingungen, denen er seine Entstehung und kulturelle Entwicklung 
verdankt, auf die er vollständig konditioniert ist und ohne die er 
keine Chance hat. Die Art des technisch-ökonomischen Fortschritts, 
von nichts anderem gelenkt als dem Bestreben nach einer Verbesse- 
rung der Lebensumstände, bedroht zunehmend die Existenzbedin- 
gungen der Menschheit. Selbst anhaltendes Null-Wachstum oder so- 
gar ökonomische Schrumpfungsprozesse können diesen Konflikt nur 
zeitlich hinausschieben, nicht aber auflösen. Solange der Strom der 
Güter und Leistungen des ökonomischen Systems mit Interventionen 
(externen Effekten) in die Umwelt verbunden ist, steigt das Risiko 
der Zerstörung unaufhaltsam weiter. Das natürliche System muß 
kollabieren. Technische Lösungen nach dem herkömmlichen Fort- 
schrittsmuster scheiden ebenfalls aus. Zwar können einzelne Men- 
schen oder Gesellschaften durch forcierte Techniken der Scha- 
densabhaltung vielleicht einige Zeit in einer verseuchten Umwelt 

urb=chung ganzer ~ e l t t z e ,  ~chiffbarmachun~ der Flüsse, ganze aus 
dem Boden hervorgestampfte Bevölkerungen - welch früheres Jahrhundert 
ahnte, daß solche Produktionskräfte im Schoß der gesellschaftlichen Arbeit 
schlummerten." 



überleben. Aber letztlich ist auch diese Strategie zum Scheitern ver- 
urteilt, weil sie mit weiter steigenden Schäden verbunden ist und der 
technische Fortschritt am Ende nicht einmal ausreicht, seine eigenen 
Konsequenzen zu reparieren. 

Die von der Vernunft diktierte Lösung muß geleitet sein von der 
Einsicht in die Grenzen der Freiheit. Eine offene Gesellschaft setzt 
die Beschränkung der Freiheit des einzelnen voraus. Weil das "ge- 
lernt" wurde, ist kulturelle Entwicklung überhaupt erst möglich ge- 
worden. Nun ist zu begreifen, daß Freiheit nicht nur im Verhältnis 
zwischen den Menschen begrenzt sein muß, sondern auch im Ver- 
hältnis zur Natur. Die Funktionsbedingung des ökologischen Systems 
zu beachten heißt aber, Interventionen grundsätzlich zu vermeiden. 
Einen anderen Weg gibt es nicht. Und Kompromisse sind absurd. 
Die Natur läßt nicht mit sich verhandela6 

3. Verschwendung in der Marktwirtschaft 

Die Vorstellung einer auf Einsicht beruhenden Begrenzung des 
menschlichen Handlungsrahmens löst verständlicherweise Wider- 
stände und sogar Ängste aus. Unbekanntes und Ungewohntes tritt 
hervor. Das kann nicht geleugnet werden. Aber: Anpassungen an 
veränderte Bedingungen sind dem Menschen im Grunde genommen 
höchst vertraut. Jede erfolgreiche Verbesserung der Lebensbedin- 
gungen, jede Entwicklung bedeutet Anpassung. Deshalb kostet jede 
Behinderung von Anpassung und jedes erfolgreiche Pochen auf her- 
gebrachte Strukturen und Besitzstände unbekannte Entwick- 
lungschancen. Die rasante Entwicklung der letzten 150 Jahre war 
nur möglich, weil über den Markt Besitzstände rigoros vernichtet 
wurden. Die Richtung dieses Prozesses der "schöpferischen Zerstö- 
rung" (Schumpeter), der Verdrängung des Alten durch das Neue7, 

Eine wahrhaft optimistische Gegenposition dazu nimmt Jim E. Lovelock ein: 
Unsere Erde wird überleben, Gaia - eine optimistische Ökologie, München 
1982 (zuerst erschienen: Oxford 1979). 
Das Alte zieht sich nicht gewissermaßen von selbst zurück und schafft so 
Platz für das Neue, sondern muß dazu gezwungen werden. Vgl. Joseph A. 
Schumpeter, Theorie der wirtschaftlichen Entwicklung (1911), Berlin 1964. 

war bestimmt durch Präferenzen, die selbst wiederum zu einem 
guten Teil aus der Entwicklung hervorgegangen sind. 

Wenn beim heutigen Stand der Entwicklung erkannt wird, daß 
der Schutz der Umwelt eine essentielle Lebensbedingung ist und da- 
durch andere, herkömmliche Präferenzen in den Hintergrund ge- 
drängt werden, dann ist das im Kern das alte Entwicklungsschema. 
Neuartig sind lediglich Inhalt und Richtung des Anpassungsprozes- 
ses, nicht die Tatsache der Anpassung als solcher. Für die Wirtschaft 
folgt daraus nichts Besonderes. Die von ihr zu leistende Anpassung 
bleibt immer gleich und es kann kein Unterschied konstruiert wer- 
den zwischen auf herkömmliche private oder öffentliche Güter ge- 
richteten Präferenzen und der neuen Präferenz für das Gut Umwelt. 
Wie jede andere neue Präferenz, so macht auch diese uno actu mit 
ihrem Auftreten aktuelle Strukturen, Techniken und relative Preise 
obsolet. Sie erweisen sich als Antworten auf die Probleme von ge- 
stern. 

Bei auf private, d.h. marktfähige Güter und Leistungen gerichte- 
ten Präferenzen funktioniert der Anpassungsprozeß auf der mikro- 
ökonomischen Ebene insgesamt reibungslos. Die veränderten Präfe- 
renzen und Nachfragestrukturen eröffnen neue und bessere Gewinn- 
chancen. Mit jeder neuen Marktchance werden zugleich und prak- 
tisch entsprechend dazu die alten Märkte ausgetrocknet. Friktionen 
und zusätzliche Chancen sind die zwei Seiten des gleichen Anpas- 
sungsprozesses. Gesamtwirtschaftliche Probleme können sich des- 
halb aus dem permanenten und allgemeinen Wandel der Präferen- 
zen nicht ergeben8 In bezug auf eine wachsende Präferenz für das 
öffentliche Gut Umwelt ist das nicht anders. Man kann diesem Gut 
keine spezifische Eigenschaft zuordnen, die es ökonomisch von allen 
anderen unterscheidet und deshalb ein gesamtwirtschaftliches Pro- 
blem konstituieren könnte. Zu beachten ist lediglich, daß sich die 
Nachfrage nach dem Gut Umwelt wie die nach anderen öffentlichen 
Gütern nur durch politische Entscheidungen manifestieren kann? 

Es ist hier nicht möglich, z.B. auf moderne ~arktui~leich~ewichtsmodelle 
einzugehen. Vgl. aber die Ausführungen im Abschnitt B. IV. "Makroökono- 
mie und Umweltschutz". 
Hier bereits zu erwähnen ist ein Aspekt, der vermutlich entscheidend zur 
Verwirrung bezüglich der Einordnung des Umweltschutzes in das Denk- 



Im Gegensatz zum "homöostatisch arbeitenden Marktsystem mit 
seinen vielen dezentralen Entscheidungen und raschen Korrektur- 
möglichkeiten sind politische Entscheidungen in der Regel nicht nur 
breiter wirksam, sondern auch schwieriger zu korrigieren. Schon 
deshalb ist eine kritische Haltung gegenüber staatlichen Maßnahmen 
angebracht. Dies gilt im Prinzip auch für die Umweltpolitik. Vielfach 
wird argumentiert, es bestehe eine latente Gefahr von "zu viel" Um- 
weltschutz. Wie hoch ist das Risiko der Verschwendung von knappen 
Ressourcen durch Umweltpolitik? 

Konstitutiv für wirtschaftliche Entwicklung in einem offenen Sy- 
stem wie der Marktwirtschaft ist die Unsicherheit. Niemand hat Zu- 
kunftswissen. Deshalb sind alle Entscheidungen auf Erfahrungen 
(Vergangenheitswissen) und Erwartungen gestützt. Dies wird beson- 
ders bei Investitionen deutlich. Sie binden langfristig reale Ressour- 
cen und entziehen sie anderen Verwendungen. Für die Effizienz des 
Systems ist es deshalb wichtig, daß knappe Ressourcen den jeweils 
bestmöglichen Verwendungen zugeführt werden. Unter dem Regime 
der Unsicherheit heißt das immer, abzuwägen zwischen erwarteten 
Erträgen und erwarteten Risiken. Aufgrund des unternehmerischen 
Kalküls werden nun solche Investitionsmöglichkeiten zuerst ausge- 
schöpft, die ein gutes Ertrags-Risiko-Verhältnis vermuten lassen, die 
also bei geringen Risiken besonders gewinnträchtig sind. Weil dies 
einigermaßen funktioniert, gibt es in der Marktwirtschaft nur kurz- 
zeitig relativ risikolose Gewinnchancen. Normalerweise müssen für 
hohe Gewinne hohe Risiken eingegangen werden, bzw. sind geringe 
Risiken auch mit niedrigen Gewinnchancen verbunden. Investoren 

Schema der Ökonomie beigetragen hat. Die Finanzierung des öffentlichen 
Gutes Umwelt erfolgt überwiegend und nach dem Verursacherprinzip sogar 
zwingend über die Preise herkömmlicher Güter. Umweltpolitisch induzierte 
Preissteigerungen werden deshalb nicht selten als inflationär bezeichnet. Die- 
ser Sichtweise hat in Deutschland insbesondere der Rat von Sachverständigen 
für Umweltfragen zum Durchbruch verholfen (Umweltgutachten 1974, Bun- 
destagsdrucksache 7/2802 vom 14.11.1974). Sobald auch dieser Irrtum er- 
kannt ist, gibt es für Ökonomen keinen Grund mehr, Präferenzen für eine 
bessere Umweltqualität in irgendeiner Weise zu diskriminieren. 
Vgl. dazu Heiner Flassbeck/Gerhard Maier-Rigaud Umwelt und Wirtschaft, 
Zur Diskriminierung des Umweltschutzes in der ökonomischen Analyse, 
Tübimgen 1982 (Vorträge und AufsätzeIWalter Eucken Institut; 88). Die vor- 
liegende Arbeit schließt in vieler Hinsicht an diese Studie an. 

sehen sich also in der Regel einer bestimmten (erwarteten) Ertrags- 
Risiko-Relation gegenüber. 

Weil es keine sicheren Gewinnmöglichkeiten in der Marktwirt- 
schaft gibt, sind Fehlinvestitionen nicht auszuschliel.3en. Tatsächlich 
werden in der Privatwirtschaft Jahr für Jahr riesige Fehlinvestitionen 
durchgeführt. Sie sind der Preis unternehmerischer Suchprozesse 
nach neuen Kombinationen, ohne die es keine wirtschaftliche Ent- 
wicklung gäbe. Deshalb macht es keinen Sinn, in diesem Zusam- 
menhang von volkswirtschaftlichen Verlusten zu sprechen. Auch sind 
solche Fehlleitungen von Ressourcen keine Folge mangelnder un- 
ternehmerischer Fähigkeiten. Ebenso falsch wäre es, den erfolgrei- 
chen Unternehmern ein besonderes Gespür für die Zukunft zuzubil- 
ligen. Unternehmer zeichnen sich nur dadurch aus, daß sie sich arn 
"Wettbewerb als Entdeckungsverfahren" beteiligen, nicht dadurch, 
daß sie das Ergebnis dieses Prozesses antizipieren können. 

Bei der vom unternehmerischen Kalkül vorangetriebenen Ent- 
wicklung sind von vornherein alle Momente ausgeklammert, die jen- 
seits von Märkten und Preisen liegen. Alle Optimierungsversuche 
des Ressourceneinsatzes beziehen sich allein auf die Produktion pri- 
vater Güter. Die Existenz ganz anderer Investitionsmöglichkeiten 
mit einem wesentlich besseren Ertrags-Risiko-Verhältnis ist deshalb 
nicht a~sgeschlossen.'~ Das würde bedeuten, daß im Marktsystem die 
Entwicklung einseitig vorangetrieben und systematisch knappe Res- 
sourcen verschwendet werden. Erkennbar ist das allerdings nur von 
einem Standpunkt aus, bei dem die Komplexität menschlicher Be- 
dürfnisse nicht auf tauschbare Güter verkürzt wird. 

Auch öffentliche oder politisch erzwungene private Investitionen 
erfolgen unter dem Regime der Unsicherheit. Die entscheidungslo- 
gische Situation ist deshalb prinzipiell die gleiche wie bei Unterneh- 
men. Über die Kategorien Risikoeinschätzung und Ertragserwartung 
lassen sich somit Parallelen ziehen zwischen herkömmlichen priva- 
ten und öffentlichen Investitionen etwa zum Schutz der Umwelt. 

l0 So ist 2.B. schon für Adam Smith klar, daß öffentliche Infrastrukturmaßnah- 
men für "ein großes Gemeinwesen höchst nützlich sind" (Adam Smith, Der 
Wohlstand der Nationen (1776), München 1978, S. 612). 



Das maximale gesellschaftliche Risiko von Umweltschutzinvesti- 
tionen oder allgemein von Ausgaben für den Umweltschutz besteht 
in der sonst mit diesen Ressourcen möglichen zusätzlichen Versor- 
gung mit privaten Gütern. Sofern sich Umweltschutzinvestitionen 
nachträglich als "unnötig" oder "ineffizient" erweisen sollten, so ko- 
stet das die Gesellschaft nicht mehr als den entgangenen Nutzen aus 
einer erfolgreichen privaten Investition. Wie hoch sind demgegen- 
über Ertragschancen einzuschätzen? Wenn das Ziel von Umwelt- 
schutzausgaben die Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen ist, 
dann ist klar, daß diese Frage nicht auf der Basis des privatwirt- 
schaftlichen Preissystems beantwortet werden kann. Sie entzieht sich 
prinzipiell dem in der Ökonomie üblichen Nutzen-Kosten-Ansatz. 
Man wird zugeben müssen, daß selbst bescheidene Beiträge zur Er- 
haltung der Umwelt weit höher einzuschätzen sind als ein dadurch 
bedingter Konsumverzicht. Und wenn man sich vergegenwärtigt, 
wieviel private Investitionen nicht zum Erfolg führen, dann sollte 
dies noch mehr bei Umweltschutzinvestitionen in Kauf genommen 
werden. Insgesamt ist das Ertrags-Risiko-Verhältnis von Ausgaben 
für den Umweltschutz unvergleichlich günstiger als das, dem sich 
private Investoren gegenübersehen: Unendlich hoch zu bewertende 
"Erträge", weil möglicherweise das Überleben sichernd, sind verbun- 
den mit einer begrenzten Mindersteigerung bei der Versorgung mit 
herkömmlichen Gütern. Wäre die Umwelt ein privates Gut, so hätte 
die Privatwirtschaft diese Chance längst genutzt und die verfügbaren 
Ressourcen in den Umweltschutz gelenkt. Ein großer Teil der Inve- 
stitionen in die Produktion herkömmlicher Güter würde dann ganz 
selbstverständlich als Verschwendung bezeichnet werden. 

Andere Einschätzungen, die Ausgaben für den Umweltschutz nur 
zulassen wollen, wenn der Erfolg garantiert ist und die deshalb die 
Sorge haben, der Umweltschutz sei "zu teuer", bzw. es bestehe die 
Gefahr von "zu viel" umweltpolitischen Maßnahmen, stützen sich auf 
eine unhaltbare Vorstellung von Entwicklung in offenen Systemen. 
Ihr Hintergrund sind deterministische Fortschrittsmodelle, bei denen 
selbst stochastische Prozesse ausgeschlossen sind. In einer solchen 
Welt gibt es nicht nur keine Unsicherheit, sie ist zugleich radikal 
ökonomistisch reduziert. Aber aus der realen Welt sind Unsicherheit 
und Präferenzen jenseits tauschbarer Güter und Dienste nicht weg- 
zudenken. Deshalb gibt es keine a priori "richtigen" privatwirtschaft- 

lichen Entscheidungen und deshalb ist eine ausschließlich privatwirt- 
schaftliche Entscheidung über knappe Ressourcen falsch. Deshalb 
schließlich ist es nicht möglich, mit Argumenten aus einer fiktiven 
Welt, in der Umweltprobleme wegen der Abwesenheit von Unsi- 
cherheit definitionsgemäß nicht auftreten können, gegen Umweltpo- 
litik anzugehen oder auch nur diese beurteilen zu wollen. Wenn man 
einen umfassenderen Maßstab anlegt und die Allokation knapper 
Ressourcen etwa nach erwarteten Ertrags-Risiko-Relationen sor- 
tiert, dann gibt es keine besseren Verwendungsmöglichkeiten für die 
Faktoren Arbeit, Kapital und technisch-naturwissenschaftliche Intel- 
ligenz, keine aussichtsreichere Investition als die in den Umwelt- 
schutz. Was könnte dazu verleiten, diese Zukunftsinvestitionen zu- 
gunsten eines Fortschritts zu unterlassen, dessen Grenzerträge bei 
genauerer Betrachtung kaum noch ansteigen und vielfach schon ne- 
gativ sind? 



11. Illusionen der Umweltpolitik 

Das größte Hindernis auf dem Weg zu mehr Umweltschutz sind 
nicht vermeintlich objektive Bedingungen. Es sind nicht technische, 
ökonomische oder politische Zwänge, die unseren Handlungsrah- 
men begrenzen. Niemand und Nichts zwingen uns zu irrationalen 
Entscheidungen, zu einer Politik, die unseren Präferenzen nicht ent- 
spricht und unserer Einsicht nicht folgt. Die eigentlichen Schwierig- 
keiten liegen in der Welt der Ideen, d.h. in der Vorstellung, die wir 
von der Welt haben und den Gedanken, die wir uns über diese Vor- 
stellung machen. Am Anfang muß daher die Auseinandersetzung mit 
den Ideen stehen, welche die vermeintlich praktischen Zwänge als 
real erscheinen lassen. 

Die Ausführungen in diesem Abschnitt sind zu verstehen als ein 
mehr allgemeiner Aufriß jener Vorstellungen, die zum umweltpoliti- 
schen Zielfindungsproblem führen. Die meisten Aspekte werden im 
Teil B vertieft behandelt. Hier sind drei Gesichtspunkte zu proble- 
matisieren, die als Basishypothesen der praktizierten Umweltpolitik 
aufgefaßt werden können. Wir nennen sie die Illusion der Ströme, 
die Illusion der Statik und die Illusion des Marktes. 

1. Akkumulierung von Immissionen 

Die Frage nach den Zielen der Umweltpolitik ist von Anfang an 
so gestellt worden, als ginge es um die Begrenzung von Emissionen 
und Immissionen. Das Ziel wurde definiert als ein nicht zu über- 
schreitender Strom von Schadstoffen. Die Sichtweise impliziert, daß 
die Umweltqualität durch Stromgrößen hinreichend definierbar ist, 
daß es einen unschädlichen Strom von Schadstoffen gibt und daß die 
Schadstoffströme niemals zu Beständen werden. Diese bis heute un- 
zureichend thematisierten Implikationen haben auch die Naturwis- 
senschaftler übernommen, bzw. wurden ihnen mit der Frage vorge- 
geben, welche Immissionswerte für Mensch, Tier und Pflanze un- 
schädlich sind. Bei der Ermittlung von Grenzwerten ist daher die 
Forschung von vornherein auf eine Variation von Strömen angelegt. 
Unberücksichtigt weil ungefragt blieb dabei, wie die Immissionen die 

Bestände an Schadstoffen verändern und welche Konsequenzen sich 
daraus ergeben. So mögen denn die Grenzwerte im einzelnen über 
jeden Zweifel erhaben sein und doch führt ihre Einhaltung nicht 
zum Erfolg. 

Insbesondere bei der Luftreinhaltepolitik ist lange Zeit die Kon- 
stanthaltung der Schadstoffströme als hinreichend angesehen wor- 
den. Die Unzulänglichkeit solcher Ziele dringt jetzt allmählich we- 
gen der Entwicklung der Bodenqualität ins Bewußtsein. Der Irrtum 
ist leicht zu veranschaulichen. Er ist dennoch resistent und Konse- 
quenzen für die Immissionspolitik sind noch nicht zu erkennen. Auch 
bei einer Stabilisierung oder Verbesserung der Luftqualität nehmen 
also die Eingriffe in das natürliche System weiter zu und führen zu 
nicht vorhersehbaren Schäden. Der einfache Zusammenhang zwi- 
schen Schadstoffströmen und Schadstoffbeständen ist in der folgen- 
den Abbildung schematisch dargestellt. 

Abbildung 1 Entwicklung der Umweltqualität bei konstanten Immissionen 
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Die Idee von der Regenerationsfähigkeit der Natur scheint "wei- 
chere" Lösungen, als die aus diesen Überlegungen folgende, zu er- 
lauben. Aber lassen wir uns nicht täuschen. Erstens wissen wir, daß 
viele Stoffe nicht abgebaut werden. Und zweitens ist nicht zu verges- 
sen, daß die Natur, wie der Markt, gerade deswegen ein effizientes 
System ist, weil sie nichts im Überfluß hat. Sie ist nur sich selbst an- 
gepaßt und leistet sich keine Verschwendung. Es ist abwegig zu glau- 
ben, sie hätte für die heute auf sie zukommenden Belastungen Ver- 
arbeitungskapazitäten vorgehalten. 

2. Wissens- und Besitzstände 

Die Vorstellung, man könne die Zukunft gestalten durch eine Orien- 
tierung der Politik am Bestehenden, soll die Illusion der Statik ge- 
nannt werden. So offenkundig diese auch ist, die praktische Umwelt- 
politik hat sich bei der Formulierung ihrer Zwischenziele dem Teu- 
felskreis der statischen Betrachtungsweise unterworfen: Ernissions- 
und Immissionsgrenzwerte werden explizit gestützt auf den Stand 
der Wissenschaft und den Stand der Technik. Das ist aber noch nicht 
alles. Implizit richtet sich die Umweltpolitik auch nach dem Stand 
von Marktanteilen, nach der wirtschaftlichen Situation einzelner Un- 
ternehmen, nach den relativen Preisen, nach der Einkommensver- 
teilung oder nach der herkömmlichen Interpretation des Eigentums- 
begriffs. Sogar die bestehende Umweltbelastung, d.h. die höchste in 
einer Region gemessene Belastung, wird gelegentlich als Ziel der 
Umweltpolitik festgeschrieben.' Tatsächlich wird nahezu alles, was 
die historische Entwicklung an Strukturen bis zum heutigen Tag her- 
orgebracht hat, in höchstem Maße respektiert. Es ist deshalb nicht 

verwunderlich, daß die Umweltpolitik nur marginale Veränderungen 
durchsetzen kann. 

urch wird der Stand wissenschaftlicher Erkenntnis über 
offwirkungen und ökologische Zusammenhänge bestimmt? 
meinen sucht die Wissenschaft Lösungen für konkret anste- 

nde Probleme. Ohne Problembefund gibt es keine Forschung. Bei 
u auftretenden Fragestellungen ist daher der Erkenntnisstand in 
ler Regel gleich Null. Nach ersten Hypothesen und empirischen 
sts bildet sich allmählich eine Mehrheitsmeinung über Ursa- 
-Wirkungszusammenhänge heraus. Sie steht selbstverständlich 
r dem Vorbehalt ihrer jederzeitigen Revision. Vor wissenschaft- 

Fehlurteilen sind wir nie sicher. Aber eine auf wissenschaftli- 
rkenntnis gestützte Politik muß das Risiko eingehen, mit dem 

kenntnisstand von gestern Weichen für morgen zu stellen. Doch 
s ist vermutlich nicht einmal ihr größtes Problem. Wichtiger ist, 

aß eine solche Politikorientierung niemals zu einw vorbeugenden 

der Umweltpolitik, Sozial-liberale Umweltpolitik 
sation?, Opladen 1986, S. 223 ff. (Beispiel: TA 



Strategie führt. Sie ist dazu verdammt, Anomalien erst einmal so- 
lange anwachsen zu lassen, bis sie nicht mehr in herkömmliche Er- 
klärungsschemata passen und nur noch als Problem des Umwelt- 
schutzes begreifbar sind. Ökologische Krisenerscheinungen können 
daher prinzipiell nicht verhindert werden. Sie sind sogar notwendige 
Voraussetzung ökologischer Fragestellungen und umweltpolitischen 
Handelns. 

Ist die wissenschaftliche Hürde erst einmal so oder so genommen, 
muß der Stand der Technik definiert werden. Aber auch die Technik 
hat für ein neu auftauchendes Problem keine ausgereifte und indu- 
striell erprobte Lösung parat. Alle bekannte Technik ist zudem her- 
vorgegangen aus den ökonomischen Bedingungen, deren Herrschaft 
das Umweltproblem mit erzeugt hat. Was daher kurzfristig angebo- 
ten werden kann, sind im wesentlichen Schadstoffrückhaltetechni- 
ken. D.h., es wird Technik eingesetzt zur Vermeidung von (produk- 
tions-)technisch verursachten Umweltschäden. Grundlegend andere 
technische Lösungen haben kaum eine Chance, weil konventionelle 
Techniken nicht nur ausgereift sind, sondern sich auch gegenseitig 
bedingen und ökonomisch aufeinander abgestimmt sind. Die Ände- 
rung eines Rädchens in dieser Produktionsmaschine muß technisch 
und ökonomisch als ineffizient erscheinen. Daher werden von vorn- 
herein bestimmte technische Möglichkeiten verworfen und der tech- 
nische Fortschritt nur in einer Richtung vorangetrieben, die zum 
überkommenen technischen Fortschrittsmuster paßt. 

3. 'IPrivatisierungW des Umweltschutzes 

Ein weiteres Defizit praktischer Umweltpolitik folgt aus der un- 
klaren Vorstellung, die sie über ihre eigene Rolle und die der Markt- 
teilnehmer hat. Umweltschutz, so heißt es, sei eine Aufgabe, die 
nicht nur den Staat betreffe, sondern alle gesellschaftlichen Gruppen 
und jeden einzelnen Bürger angehe. Mit dieser Formel wird zumin- 
dest ein Teil der Verantwortung vom Staat auf die Privaten abge- 
wälzt. Diese Flucht des Staates aus der Verantwortung dokumentiert 
sich nicht nur in Appellen an die Einsicht der Bürger, sondern auch 
in der Präferierung freiwilliger Vereinbarungen gegenüber klaren 
gesetzlichen Regelungen. Das faktische Zurückweichen des Staates 

ist die Konsequenz der Illusion des Marktes, d.h. der Vorstellung, 
die sich Umweltpolitiker und Umwelttheoretiker über das Marktsy- 
stem machen. 

Die Wettbewerbswirtschaft ist ein Koordinierungsinstrument wirt- 
schaftlicher Handlungen und ein Verfahren zur Entdeckung effizien- 
ter Problemlösungen. Ein Instrument aber ist bekanntlich nicht nur 
indifferent gegenüber Zielen, es kann aus sich heraus auch keine 
Ziele vorgeben oder verfolgen. Zwar ist die Richtung marktwirt- 
schaftlicher Prozesse vollständig determiniert durch die Präferenzen 
der Wirtschaftssubjekte sowie die politisch gesetzten und aus der 
Entwickiung hervorgegangenen Bedingungen. Doch die Logik einer 
Privatisierung des Umweltschutzes setzt voraus, daß alle Ziele der 
Wirtschaftssubjekte über den Markt realisierbar sind. Und dies ist in 
bemg auf öffentliche Güter eben ein Irrtum. Selbst Anhänger eines 
extremen ökonomischen Liberalismus übersehen nicht, daß sich in 
einem Marktsystem Präferenzen für ein öffentliches Gut, wie z.B. 
den Umweltschutz, ohne staatliche Intervention nicht durchsetzen 
können. Es ist sogar so, daß der einzelne auch dann, wenn er dem 
Umweltschutz höchste Priorität einräumt, letztlich dem Diktat des 
ökonomischen Prinzips unterworfen ist. Und danach ist jede Rück- 
sicht auf die Umwelt als isolierte einzelwirtschaftliche Strategie irra- 
tional. Die Aufwendungen von Kosten für die Produktion des Gutes 
Umweltschutz werden von niemandem honoriert und deshalb im 
Wettbewerb genauso eliminiert wie andere "funktionslose" Kosten- 
steigerungen. Früher oder später werden daher umweltfreundliche 
Unternehmer aus dem Markt gedrängt. Ebenso werden einzelne 
Konsumenten erkennen, daß ihre Anstrengungen zum Schutz der 
Umwelt nicht zum Erfolg führen. Gerade weil dies funktioniert, weil 
der Markt alle Kräfte auf jene Güter konzentriert, die nachgefragt 
werden, ist das Marktsystem so leistungsfähig. 

Appelle an die Einsicht müssen daher wirkungslos bleiben. Sie 
sind eine Verschwendung von Zeit und Geld. Darüber hinaus aber 
implizieren sie eine unsinnige Diskriminierung der Marktwirtschaft. 
Es rnuß nämlich der Eindruck entstehen, als sei Umweltschutz nur 
gegen die Regeln des Marktes möglich. So provozieren jene, die be- 
sonders Rücksicht nehmen wollen auf die vermeintlichen Sach- 
zwänge der Marktwirtschaft, die Forderung nach einer Ablösung 
dieses Systems. Während Appelle als bloße Kaschierung umweltpoli- 



tischer Untätigkeit verstanden werden müssen, scheinen freiwillige 
Vereinbarungen tatsächlich ein echter Ersatz für staatliche Regelun- 
gen zu sein. Das ist aber nur in jenen Fällen richtig, in denen sich die 
Umweltpolitik ohnehin an dem orientiert, was die Wirtschaft an 
Handlungsspielraum "anbietet". Es ist klar, daß das immer zu wenig 
sein wird. Insgesamt ist eine solche Politik absurd und in anderen 
Politikbereichen würde man sie ohne weiteres als lächerlich be- 
zeichnea2 - 

Die Teilprivatisierung des Umweltschutzes beruht auf der Ver- 
kennung der Arbeitsweise des marktwirtschaftlichen Systems und 
der Annahme, Umweltschutz sei ein privates Gut. Weil die Umwelt 
ein öffentliches Gut ist, trägt auch der Staat die unteilbare und nicht 
abwälzbare Verantwortung für dessen Produktion. Der eigentliche 
Verursacher der Umweltschäden ist nicht der einzelne, in die Bedin- 
gungen des Staates und des Marktes eingebundene Unternehmer 
oder Haushalt, sondern der Staat, der es unterläßt, die Bedingungen 
im Hinblick auf ökologische Ziele zu gestalten. Dies ist selbstver- 
ständlich nicht möglich auf der Basis einer Politik, die grundsätzlich 
jene Denkstrukturen, Prioritäten und Bedingungen übernimmt und 
respektiert, die ursächlich für Umweltkatastrophen sind. 

Statische Denkmuster beherrschen selbstverständlich auch andere Politiken. 
Trotzdem gibt es einen nicht nur marginalen Unterschied zur Umweltpolitik, 
der an einem Beispiel verdeutlicht werden kann: Man stelle sich vor, das 
Steuerrecht enthalte eine Klausel, die den Fianzminister verpflichtet, die 
wirtschaftliche Vertretbarkeit einer Steuererhöhung beim einzelnen Steuer- 
pflichtigen zu beachten. 
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111. Die "väterliche Gewalt" 

1. Produktion von Sicherheit 

Das Gemeinwesen ist eine Folge der gesellschaftlich-ökonomischen 
Entwicklung. Ohne Arbeitsteilung wäre der Staat überflüssig. Das 
heißt nicht, ihn insbesondere als Nationalstaat, wie er im 18. Jahr- 
hundert geistesgeschichtlich konzipiert und unter den damaligen Be- 
dingungen entstanden ist, für unverzichtbar zu halten. Das heißt 
auch nicht, Umfang, Inhalt und Art seines Handelns unkritisch hin- 
zunehmen. Aber es heißt, anzuerkennen, d a .  dem Staat in der Indu- 
striegesellschaft eine wichtige Rolle zugewiesen ist. Sie besteht in 
der Produktion von Sicherheit. 

Auf einer niedrigeren Stufe der wirtschaftlichen Entwicklung war 
es offensichtlich hinreichend, wenn der Staat sich um die Schaffung 
und Erhaltung von innerer und äußerer Sicherheit sowie um die 
Rechtssicherheit kümmerte. Diese kiassischen Aufgaben sind im Zu- 
sammenhang mit der zunehmenden Komplexität und Effizienz des 
ökonomischen Systems wesentlich ausgedehnt worden. Der moderne 
Staat betreibt heute ganz selbstverständlich eine Politik zur sozialen 
Sicherung und fühlt sich verantwortlich für die Erreichung und Si- 
cherung der Vollbeschäftigung. Er will den Geldwert und die inter- 
nationale Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft sichern. Er sorgt sich 
um den technischen Fortschritt und die Angleichung der Lebensbe- 
dingungen zwischen den einzelnen Regionen. Er strebt nach Sicher- 
heit bei der Energieversorgung und bemüht sich um die Sicherheit 
der Verkehrssysteme. Der Staat sorgt sich um die Erhaltung unserer 
Gesundheit und macht sich Gedanken über unsere Reproduktions- 
rate. Kurz, der moderne Staat sorgt sich wie ein Vater um unser 
Wohlergehen. Und die meisten Bürger erwarten dies auch von ihm. 
Sie ziehen die Sicherheit, die der Staat ihnen anbietet, dem Risiko 
der Freiheit vor.' 

\ ' Tocqueville formulierte das 1840 so: "Über [diesem Menschengeschlecht] er- 
hebt sich eine gewaltige, bevormundende Macht, die d e i n  dafür sorgt, ihre 
Genüsse zu sichern und ihr Schicksal zu überwachen. Sie ist unumschränkt, 
ins einzelne gehend, regelmäßig, vorsorglich und mild. Sie wäre der väterli- 
chen Gewalt gleich, wenn sie wie diese das Ziel verfolgte, die Menschen auf 



Aber wenn es um die Erhaltung der natürlichen Lebensgrundla- 
gen geht, dann streift der Staat seine "Vaterrolle" ab und wird zum 
Mittäter. Er gaukelt Sicherheit vor, wo nichts ist als Spekulation und 
Illusion; er täuscht sich selbst und andere. Bei aller Sicherheit, die 
der Staat sonst in mühsamer Kleinarbeit und durch ausgeklügelte 
Regelwerke zu produzieren bemüht ist, wird nicht erkannt, daß die 
existentielle Basis seines Tuns von Tag zu Tag brüchiger wird. 
Warum versagt der Staat in der Umweltpolitik? 

Auch der seiner Verantwortung bewußte Staat kann rational nur 
innerhalb eines theoretisch vorgegebenen Rahmens agieren. Dieser 
ist im allgemeinen so selbstverständlich und fest in unserer Vorstel- 
lungswelt verankert, daß er kaum wahrgenommen wird. Im normalen 
Lauf der Dinge ist die unkritische Akzeptanz des Handlungsrah- 
mens, des Paradigmas oder, wenn man will, der Leitidee staatlicher 
Politik durchaus hilfreich oder sogar notwendig für gesellschaftliche 
und ökonomische Reifungsprozesse. Die Evolution braucht eine ge- 
wisse Stabilität auch der geistigen Rahmenbedingungen. Doch es 
gibt ebenso Zeiten, in denen stures Festhalten an überkommenen 
Erklärungsmustern zu dogmatischer Erstarrung führt und ehemals 
rationales Handeln irrational wird. 

Vieles spricht dafür, daß die Umweltpolitik von Anfang an in 
einen ihr nicht adäquaten Rahmen gestellt war, eben jenen, den sie 
vorgefunden hat. Es ist an der Zeit, ihre theoretischen Grundlagen 
in Frage zu stellen und zu überprüfen. Denn so wie die Dinge liegen, 
kann sie nur marginale Erfolge erzielen und im Prozeß des Abwä- 
gens widerstreitender Interessen Probleme kaum noch im Ansatz 1ö- 
Sen, sondern nur noch verlagern oder vertagen. Deutlich zeigen dies 

das reife Alter vorzubereiten; statt dessen aber sucht sie bloß, sie unwider- 
ruflich im Zustand der Kindheit festzuhalten; es ist ihr recht, daß die Bürger 
sich vergnügen, vorausgesetzt, daß sie nichts anderes im Sinne haben, als sich 
zu belustigen. Sie arbeitet gerne für deren Wohl, sie will aber dessen alleini- 
ger Betreuer und einziger Richter sein; sie sorgt für ihre Sicherheit, ermißt 
und sichert ihren Bedarf, erleichtert ihre Vergnügungen, führt ihre wichtig- 
sten Geschäfte, lenkt ihre Industrie, ordnet ihre Erbschaften, teilt ihren 
Nachlaß; könnte sie ihnen nicht auch die Sorge des Nachdenken5 und die 
Mühe des Lebens ganz abnehmen?" (Alks  de Tocqueville, Über die Demo- 
kratie in Amerika, Stuttgart 1%2, Bd. 11, S. 342). 

die ohnehin wenigen Beispiele, wo zunächst umweltpolitisch mutig 
vorangeschritten wurde, aber in der Mühle der Interessen Abwägun- 
gen notwendig schienen und schließlich der Schutz der Umwelt auf 
die lange Bank geschoben wurde. Wären solche Verwässerungen ur- 
sprünglicher Ziele nur Einzelfälle oder Spezifikum bestimmter Re- 
gierungen, dann könnte man zu Recht von mangelnder Entschlos- 
senheit und Durchsetzungskraft sprechen. Doch so ist es nicht. Das 
Zurückweichen des Staates ist systematisch. Wenn es als solches 
nicht sonderlich auffällt, dann nur deshalb, weil das politisch-admini- 
strative System die umweltpolitischen Ziele von vorherein mit Blick 
auf mögliche Interessenkonflikte bescheiden formuliert. Vernünftig 
erklärt werden kann die allen Regierungen in allen Staaten gemein- 
same umweltpolitische Laschheit nur mit einem allen gemeinsamen 
Denkmuster. 

2. Schutz des 'Fortschritts " 

Die allgemeine Akzeptanz des Umweltschutzes als einer unverzicht- 
baren öffentlichen Aufgabe ist nur ein allererster Schritt und in kei- 
ner Beziehung hinreichend. Wir glauben uns auf dem Weg m einem 
Frieden mit der Natur. Tatsächlich aber ist nur der unerklärte und 
unbewußte Krieg gegen die Natur auf eine andere Basis gestellt 
worden. Erkannt wurde, daß das alte Fortschrittsmuster gewisser 
Modifikationen bedarf, um es beibehalten zu können. Die vielzi- 
tierte Versöhnung von Ökologie und Ökonomie heißt nichts anderes, 
als die Umwelt zu schützen, soweit dies dem Fortschritt dient. Um- 
weltpolitik ist in dieser Perspektive nur eine Veranstaltung zum 
Schutz des Fortschritts gegenüber dem Zurückschlagen der Natur. In 
Abwandlung der Formel "Soviel Markt wie möglich und soviel Staat 
wie nötig" könnte man sagen: Soviel herkömmliches Wachstum wie 
möglich und soviel Umweltschutz wie dazu nötig. Die Macht der al- 
ten Muster beherrscht also nach wie vor die Szene. Und eigentlich 

äre vom wissenschaftlichen Standpunkt aus nicht zu widersprechen, 
te man nur sagen, wieviel Umweltschutz nötig ist. Aber auf 

e Frage gibt es keine verläßliche Antwort. Die Wissenschaft hat 
vorläufige und unzulängliche Hypothesen zu bieten. 



Die erwähnten Illusionen der praktischen Umweltpolitik sind die 
logische Konsequenz einer übergreifenden Vorstellung vom gesell- 
schaftlich-ökonomischen System einerseits und dem natürlichen Sy- 
stem andererseits. Danach wird insbesondere dem ökonomischen Sy- 
stem eine hohe Sensibilität im Hinblick auf äußere Störungen und 
damit eine relativ geringe Anpassungsfähigkeit unterstellt. Im Ge- 
gensatz dazu wird vom natürlichen System angenommen, daß es 
äuBerst flexibel ist und deshalb Interventionen leicht verkraften 
kann. Über solche Vorstellungen könnte man hinweggehen, wenn sie 
nicht die umweltpolitischen Ziele beeinflussen und die Politik be- 
stimmen würden. 

In der Ökonomie hat das Problem der mangelnden Einsicht in das 
komplexe System Wirtschaft seit langem zu der Forderung geführt, 
mit Interventionen zurückhaltend zu sein oder am besten das System 
sich selbst zu überlassen. In bemg auf das System Natur sind solche 
"ordnungspolitischen" Vorstellungen noch unterentwickelt. Nicht 
verstanden wird, daß Interventionen in dieses nicht durchschaubare 
System zu nicht vorhersehbaren Ergebnissen führen. Insofern wissen 
wir nicht, was wir anrichten. Und vor allem sind die Folgen der In- 
terventionen im Gegensatz zu solchen in die Wirtschaft, bzw. allge- 
mein in das sozio-ökonomische System nicht mehr korrigierbar. 
Schon allein deshalb rnuß die Anpassung von der Gesellschaft gelei- 
stet und nicht dem natürlichen System aufgebürdet werden. Eine 
Regelung des Verhältnisses von Umwelt und Wirtschaft in diesem 
Sinne ist die eigentliche und große Aufgabe der Umweltpolitik. Sie 
ist viel umfassender, als sich dies Umweltpolitiker heute vorstellen. 
Und sie setzt etwas voraus, das nicht in der Macht der Politik steht, 
nämlich die Überwindung von Ideen, welche das überkommene 
Fortschrittsmuster hervorgebracht und geprägt haben. 

3. Problemsichtung 

Herausgefordert sind die Wissenschaften. In der Ökonomie rnuß 
verstanden werden, daß bereits die Abdrängung des Problems in 
eine Teildisziplin "Umweltökonomie" bzw. "Umweltökonomik" Aus- 
druck eines falschen Vorverständnisses ist. Es geht nicht um den op- 
timalen Einsatz der Ressource Umwelt für weiteres quantitatives 

Wachstum und nicht vorrangig um ein Angebot von Instrumenten, 
mit dem dieser Einsatz kostengünstig und marktkonform gesteuert 
werden kann. Die Ökonomie rnuß viel weiter ausholen. Wenn sie 
einen Beitrag zur Überwindung der Umweltkrise leisten will, rnuß 
sie bis zu den Grundfragen des marktwirtschaftlichen Systems und 
der wirtschaftlichen Entwicklung vordringen. Das ist natürlich ohne- 
hin ihr allgemeines Erkenntnisinteresse. Aber der Anspruch an die 
Theorie ist höher, wenn nicht nur nach den (makroökonomischen) 
Bedingungen für die endogene Dynamik des Systems gefragt wird, 
sondern der Inhalt des Prozesses selbst zum Gegenstand der Politik 
wird. Dann braucht man ein Bild darüber, wie individuelle Präferen- 
zen entstehen und sich am Markt durchsetzen. Und von dieser Vor- 
stellung hängt es dann ab, wie die Politik die Durchsetzung der auf 
Umwelt gerichteten Präferenzen organisieren rnuß und welche Wir- 
kungen auf den Prozeß insgesamt zu erwarten sind. Es sind also die 
Einsichten der ökonomischen Theorie, welche unsere Beobachtung 
der Wirklichkeit und die Einfiußnahme auf diese leiten. Daher ent- 
scheidet die Theorie mit über die Präferenzen der Menschen. 

Daß die Ökonomie diese Rolle tatsächlich übernimmt und ganz 
im Gegensatz zu ihrer sonst gepflegten Übung, Präferenzen als ge- 
geben zu betrachten, sich anmaßt, Umweltpräferenzen zu definieren, 
folgt aus einer bestimmten Sichtweise, die klare dogmengeschichtli- 
che Bezüge und analytisch-methodische Ursachen hat. Die Rückkehr 
zu einer durchgängigen Wertneutralität der ökonomischen Theorie, 
d.h. hier zur Hereinnahme aller Präferenzen in die Axiomatik, er- 
fordert einiges mehr, als die Umweltökonomie sich vorgenommen 
hat. Wenn sie dies nicht leistet, hat Umweltpolitik von vornherein 
keine wirkliche Chance. Ihre Irrtümer können auch nicht durch auf 
einzelwirtschaftlicher Ebene aktiv werdende "Selbstheilungskräfte" 
langfristig kompensiert oder korrigiert werden. Das Problem ist mit 
dem einer falschen makroökonomischen Steuerung vergleichbar. Die 
Präferenz für Einkommen durch Arbeit und die Präferenz für eine 
bessere Umwelt können sich durch Anpassungen auf der mikroöko- 
nomischen Ebene nicht gegen politisch fixierte und aus Theorien 
folgende Bedingungen durchsetzen. Hoffnungen dqf endogene An- 
passungsprozesse zum Schutz der Umwelt sind vollständig unbe- 
gründet. 



Glücklicherweise ist es nicht notwendig, nach insgesamt neuen Am Ende dieser zuweilen apodiktisch erscheinenden allgemeinen 
Theorieansätzen zu suchen. Im wesentlichen genügt es, einige Überlegungen mögen einige Hinweise zum weiteren Gang der Ar- 
grundlegende Erkenntnisse, die die Wirtschaftswissenschaft im beit hilfreich sein. 
Laufe ihrer Geschichte hervorgebracht hat, vernünftig auszuwählen 
und zusammenzufügen. Auf dieser Basis ist es dann relativ leicht, 
den Umweltschutz theoretisch einzuordnen und praktisch in den 
ökonomischen Prozeß zu integrieren. Dann wird deutlich, daß der 
Umweltschutz selbstverständlicher Bestandteil wirtschaftlichen 
Handelns sein kann und die so oft verneinten, faktisch aber ars allge- 
genwärtig angesehenen Konflikte zwischen Umwelt und Wirtschaft 
oder dem ökologischen und ökonomischen System lediglich aus ei- 
ner unzulänglichen Einsicht in die Dynamik marktwirtschaftlicher 
Prozesse folgen. So verschwinden die alten Denkrnuster, welche eine 
forcierte Umweltpolitik behindern. Und mit ihnen verschwinden un- 
ausweichlich auch die alten Argumente und Interessenstandpunkte. 
Sie werden obsolet und irrational. 

Für Ökonomen ist es immer selbstverständlich gewesen, daß ihre 
Theorien in vielen Fällen zu Paradigmen des politischen Handelns 
werden. Ihr Erkenntnisgegenstand ist zugleich Objekt politischen 
Handelns. Für Naturwissenschaftler muß dies im Zusammenhang 
mit der Umweltpolitik eine neue Erfahrung sein. Sie konnten bisher 
im großen und ganzen davon ausgehen, daß aus ihren Erkenntnissen 
keine Modifizierung ihres Erkenntnisgegenstandes folgt. Welche 
Theorien sie beispielsweise über die Entstehung der Erde, die Gravi- 
tation oder über die Energie der Sonne im Laufe der Zeit auch auf- 
gestellt haben, einen Einfluß auf das Erkenntnisobjekt hatten sie al- 
lesamt a priori nicht. Sobald man aber anfängt, das natürliche Sy- 
stem nicht nur zu analysieren und seine Gesetzmäßigkeiten für un- 
sere Zwecke zu verwerten, sondern auf der Basis solcher Erkennt- 
nisse in das System einzugreifen, kommt ein neues Moment hinzu. 
Es hat den Anschein, als ob dies von Naturwissenschaftlern noch 
nicht hinreichend realisiert wurde. Sie liefern heute mit ihren Hypo- 
thesen über die Natur zugleich die Paradigmen für umweltpolitisches 

Im Teil B werden zunächst einige Ursachen für die Distanz der 
ökonomischen Theorie gegenüber der Gestaltungsaufgabe des Staa- 
tes herauszuarbeiten sein. Es geht dabei vor allem um theoretische 
Grundlagen des ökonomischen Liberalismus. Anschließend ist zu 
prüfen, ob die unter dem Begriff Property Rights diskutierte Privati- 
sierung des Gutes Umwelt ein Lösungsweg sein kann. In den Kapi- 
teln 111. bis VI. werden dann die Kriterien untersucht, die insgesamt 
im umweltpolitischen Zielfindungsprozeß eine Rolle spielen. Sie 
werden je für sich an folgenden Fragen gemessen: Welche Axiomatik 
steht implizit dahinter? Welche Umweltpolitik wird dadurch apriori- 
stisch verfolgt? Ist diese für sich genommen hinreichend, wenn die 
Vermeidung von Umweltkatastrophen und die Erhaltung der natür- 
lichen Grundlagen der Zivilisation das letztendliche Ziel sind? " 

Im abschließenden Teil C wird zunächst die Konsistenz der Krite- 
rien untereinander und damit die der herrschenden Umweltpolitik 
zu prüfen sein. Es wird sich zeigen, daß die Umweltpolitik von vorn- 
herein Kompromisse mit ihren eigenen Zielkriterien eingehen muß. 
Sie ist daher ganz unabhängig davon, wie die einzelnen Kriterien 
eingeschätzt werden, bereits im Ansatz inkonsistent. Die folgende 
Auseinandersetzung mit ökosozialen Gegenkonzepten dient zugleich 
der weiteren Herausarbeitung der Grundprobleme der herrschenden 
Politikorientiemng und der Klärung der in dieser Arbeit vertretenen 
Position. Im letzten Abschnitt schließlich wird das Umweltproblem 
als ständige Herausforderung des Menschen im Laufe seiner Ent- 
wicklung angesprochen. Zu seiner Lösung bedarf es heute anderer 
und umfassender Strategien. Erkannt werden muß vor allem, daß zu 
einer offenen Gesellschaft eine offene Definition von Wohlstand ge- 
hört. Das Trauma einer stationären Wirtschaft erweist sich vor die- 
sem Hintergrund als gegenstandslos. 

Handeln. Früher ledigl&h theoretische 'irrtümer haben )etzt kon- 
krete und logischerweise unvorhergesehene praktische Folgen. Die 
"Naturtheorie" wird zur "Naturpolitik. Und man muß sich fragen, ob 
wir, ähnlich wie in der Wirtschaftspolitik, eine ordnungspolitische 
Komponente auch für die Umwelt-(Natur-)Politik brauchen. 



Dieses merkt euch, ihr stolzen Männer der Tat, 
ihr seid nichts als unbewußte Handlanger jener 
Gedankenmänner, die oft in demütigster StiUe 
euch aü euer Tun aufs bestimmteste vorgezeichnet 
haben. 

Heinrich Heine (1834)' 

B. ORIENTIERUNGEN DER UMWELTPOLITIK 

I. Theoretische Aspekte des "laisser-fairen 

1. Marktversagen 

Gegen Ende des 17. Jahrhunderts begann die mächtige Idee der in- 
dividuellen Freiheit das Weltbild des Mittelalters allmählich abzulö- 
~ e n . ~  Die Vorstellung einer natürlichen harmonischen Ordnung 
freier Bürger drängte den Staat in eine subsidiäre Rolle und wurde 
die Basis für die Befreiung des Individuums von seiner "selbstver- 
schuldeten Unmündigkeit" (Kant). Den Ideen der Zeit folgend grif- 
fen Ökonomen den von politischen Philosophen entwickelten Ge- 
danken auf und machten ihn unter dem Schlagwort "laisser-faire" zu 
einer nützlichen Waffe gegen den Merkantilismus und für den Frei- 
handel. Doch wie so oft in der Ideengeschichte ist in der Folge der 
richtige Kern des Gedankens durch seine Verallgemeinerung über- 
zogen worden. Aus der Forderung nach Liberalisierung des interna- 
tionalen Handels folgte bald die Forderung nach einem Rückzug des 
Staates aus der "Privatökonornie" überhaupt. Die Nichtintervention 

Heinrich Heine, Über Deutschland, Zur Geschichte der Religion und Philo- 
sophie in Deutschland, Hamburg 1861, S. 183. 
Verwiesen sei hier insbesondere auf John Locke. Mir liegt eine Ausgabe sei- 
nes wichtigsten Werkes mit einer längeren Einleitung des Herausgebers vor: 
John Locke, Zwei Abhandlungen über die Regierung, herausgegeben und 
eingeleitet von Walter Euchner, Frankfurt 1%7. 



des Staates wurde als ein Gebot ökonomischer Einsicht verstanden. 
So verbanden sich politischer und ökonomischer Liberalismus, stütz- 
ten sich gegenseitig und wurden schließlich als Einheit verstanden. 
Diese fortdauernde und oberflächliche Symbiose ist nicht nur ables- 
bar an wirtschaftspolitischen Grundsatzentscheidungen, sie reicht bis 
zu scheinbar pragmatischen Tagesfragen der Wirtschaftspolitik. Ins- 
besondere im Zusammenhang mit der Politik zum Schutze der Um- 
welt tritt die aus ihr folgende Sichtweise unübersehbar hervor. Der 
gebremste Gestaltungswille des politisch-administrativen systems in 
bezug auf den Umweltschutz hat in diesem falsch verstandenen Li- 
beralismus seine geistigen Wurzeln. 

Die herrschende Einschätzung der Umweltpolitik knüpft vor al- 
lem an der Erfahrung an, daß Umweltpolitik aus der Natur der Sa- 
che heraus oder weil sie in der Tradition der Gewerbeordnung be- 
trieben wird, besonders interventionsintensiv ist. Interventionen aber 
sind mit einer Verminderung der Effizienz des ökonomischen Pro- 
zesses verbunden, also mit Einkommensverlusten. Deshalb und weil 
Interventionen vielfach aus sich heraus immer neuen Interventions- 
bedarf erzeugen - auch eine jener falschen Verallgemeinerungen von 
unter bestimmten Bedingungen richtigen Ideen -, wird letztlich die 
marktwirtschaftliche Ordnung in Gefahr gesehen. Und dies heißt vor 
dem Hintergrund der erwähnten Symbiose zugleich Gefahr für die 
politische Freiheit. In der Schlagwortwelt der Politik wird daraus un- 
reflektiert eine antinomische Beziehung zwischen Umweltschutz und 
einem mit Wachstum gleichgesetzten Wohlstand. Kommt noch die 
Vorstellung dazu, daß die Stabilität des politischen und sozio-öko- 
nomischen Systems vom Wachstum abhängig ist, dann hat man zwi- 
schen Umweltschutz und politischer Freiheit schnell einen Zusam- 
menhang konstruiert. Dies zusammengenommen mit den erwähnten 
Illusionen und noch zu behandelnden gesamtwirtschaftlichen Theo- 
rien läßt eine retardierende, nur auf die offenkundigsten und drän- 
gendsten Probleme antwortende Umweltpolitik als rational erschei- 
nen. 

Doch diese Annahmen, Argumente und Ängste sind unbegründet. 
Für sie sprechen zwar scheinbar die einzelwirtschaftliche Evidenz 
und die oberflächlichste aller Interpretationen des Liberalismus, 
aber jede differenzierte Betrachtungsweise macht klar, daß sich bei- 
spielsweise die guten Argumente für den Freihandel nicht allgemein 

auf das Verhältnis von Staat und Wirtschaft übertragen lassen. Auch 
stehen dem aus Interventionen folgenden Effizienzverlust unter Um- 
ständen an anderer Stelle konkrete ökonomische Vorteile gegen- 
über. Abweichungen vom "laisser-faire" können für die Gesellschaft 
sogar essentiell sein. Schließlich sollten Ökonomen nicht übersehen, 
daß Adam Smith oder auch John Stuart Mi11 die Rolle des Staates 
anerkannt und bezogen auf die Verhältnisse ihrer Zeit sogar präzi- 
siert haben. Sie hatten offensichtlich keine Probleme, dem Staat be- 
stimmte Aufgaben über das Setzen von allgemeinen Rahmenbedin- 
gungen hinaus zu übertragen und gleichzeitig ihrem Verständnis des 
privatwirtschaftlichen Systems folgend, dieses im übrigen sich selbst 
zu ~berlassen.~ Ihr theoretisches Problem war, zu beweisen, daß 
"laisser-faire" zu vernünftigen Ergebnissen führt, und zwar ganz un- 
abhängig davon, wo in der jeweiligen historischen Situation die 
Trennungslinie zwischen Staat und Privatwirtschaft, zwischen "pri- 
vate and public ends" gezogen wird. 

Der theoretische Kern des ökonomischen Liberalismus besteht in 
der Aussage, daß in einem Marktsystem alle Ressourcen optimal 
eingesetzt werden und somit das Gesamtprodukt ein Maximum er- 
reicht. Diese Situation zeichnet sich dadurch aus, bzw. wird geradezu 
dadurch definiert, daß jede Änderung der Allokation zu einer subop- 
timalen Ausbringung führt oder jedermann seine ökonomische Situa- 
tion nur noch auf Kosten von anderen verbessern kann (Pareto-Op- 
timum). Der Nachweis, daß dieses Ergebnis möglich ist, kann unter 
bestimmten Bedingungen ohne weiteres erbracht werden. Daraus 
wird jedoch vielfach der Schluß gezogen, daß es Marktversagen nicht 
geben k a m  und Effizienzverluste oder gesamtwirtschaftliche Pro- 
bleme nur mit staatlichen Interventionen erklärbar sind. Und genau 
dieser Schluß ist unzulässig. 

Gegenüber praktischer Erfahrung ist diese "laisser-faireu-Position 
aus mindestens zwei Gründen immun. Erstens gab und gibt es immer 
staatliche Aktivitäten oder zumindest Rahmenregelungen, die für 
Abweichungen vom Optimum verantwortlich gemacht werden kön- 
nen. Zweitens können sich die Verfechter dieser Position darauf be- 

Vgl. Otto Schlecht, Die Genesis des Konzepts der Sozialen Marktwirtschaft, 
in: Schriften des Vereins für Socialpolitik, Neue Folge, Band 116, Berlin 1981, 
S. 9 ff. 



rufen, daß das Optimum den Gleichgewichtszustand am Ende aller 
Anpassungen beschreibt. Probleme der Anpassungsphase, d.h. in der 
"transitional period auftretende Friktionen, werden "auf Dauer" 
überwunden, wenn nur der Staat nicht interveniert. So gab und gibt 
es für "laisser-faireu- Ökonomen vermeintlich keinen Grund, ihre op- 
timistische Position aufzugeben oder sich von konkreten Markter- 
gebissen irritieren zu lassen. 

Die Doktrin des "laisser-faire" kann nur theoretisch angegriffen 
werden. Und das wurde sie auch von Anfang an. Folgt man 2.B. J. M. 
Keynes, dann ist Cairnes vielleicht der erste orthodoxe Ökonom ge- 
wesen, der sie frontal angegangen ist. Cairnes hielt die Doktrin für 
wissenschaftlich nicht begründet. Sie sei, so sagt er, bestenfalls eine 
bequeme Handlungsregel." Spätestens seit Marshall und bis in die 
70er Jahre dieses Jahrhunderts war dies - möglicherweise nur mit 
Ausnahme von F. A. von Hayek - die Sichtweise aller hervorragen- 
den Ökonomen. Für die Kritik an der makroökonomischen Gleich- 
gewichtsverheißung des Marktmodells steht vor allem Keynes' Ge- 
neral Theory. Für die Kritik an der hier interessierenden mikroöko- 
nomischen Allokationseffizienz steht Arthur Cecil Pigou mit seinem 
Werk "Econornics of Welfare".s Seine Position blieb jahrzehntelang 
unangefochten. In jüngster Zeit wird sie aber von einer offenbar 
mächtiger werdenden theoretischen Richtung attackiert, deren Sieg 
den Rückzug des Staates insbesondere auch aus der Umweltpolitik 
bedeuten würde. 

Das Optimum der "laisser-fairen-Welt beruht auf der Vorstellung, 
daß erstens die Preise, welche unmittelbar in das Kosten- und Er- 
tragskalkül der einzelnen Produzenten eingehen, die Entscheidungs- 
situation vollständig abbilden und zweitens, daß die Präferenzen aus- 
schließlich auf marktfähige Güter gerichtet sind. Wenn dies richtig 
wäre, könnte man tatsächlich das gesamtwirtschaftliche Optimum 
begreifen als die Summe einzelwirtschaftlicher Optimierung. Der 
mikroökonomische Standpunkt wäre identisch mit dem volkswirt- 
schaftlichen. Jede staatliche Intervention würde dann zwangsläufig 

Vgl. John Maynnrd Keynes, The End of Laissez-Faire, in: The Collected Writ- 
ings of J.M.K., Vol. E, Essays in Persuasion, (1931), Cambridge 1972, S. 
281 f. 
Afihur C. Pigou, The Econornics of Welfare, (1920), London 1952. 
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zu suboptimalen Strukturen führen. Pigou hat demgegenüber ge- 
zeigt, daß die Verabsolutierung des mikroökonomischen Entschei- 
dungskalküls ein Irrtum ist. Nicht berücksichtigt werden nämlich alle 
jene ökonomischen Folgewirkungen, die von anderen Akteuren ge- 
tragen werden müssen. Sie verschwinden nicht aus dem ökonomi- 
schen Gesamtzusammenhang, sondern beeinflussen deren Entschei- 
dungen und verändern so die Preis- und Produktionsstruktur. Pigou 
belegt mit einer Fülle von Beispielen die Allgegenwärtigkeit dieser 
als Externalitäten bezeichneten Effekte. Dem Optimum des Markt- 
modells stellt er deshalb eine Welt gegenüber, in der Externalitäten 
durch staatliche Interventionen internalisiert werden. Diese Idee der 
"Optimierung des Otpimums" durch intelligente Eingriffe mußte die 
"laisser-faireu-Theoretiker herausfordern, zumal eine Tendenz zur 
Internalisierung externer Effekte durch den Markt nicht nachzuwei- 
sen war und somit das Argument eines lediglich in der "transitional 
period existierenden Problems nicht mehr vorgebracht werden 
konnte. Das Versagen des Marktes auf Dauer rechtfertigt nicht nur 
staatliche Interventionen, sie müssen von einer der Wohlfahrt ver- 
pflichteten Politik auch vorgenommen werden. 

2. Pigou versus Coase 

Die Pigousche Attacke auf die von "certain optimistic followers of 
the classical economists"6 vertretene Interpretation des "laisser- 
faireu-Modells hat in den 60er Jahren zu einer Gegenoffensive durch 
die Property Rights-Theorie geführt. In dieser wird vielfach "eine 
Erweiterung des analytischen Bezugsrahmens der Wirtschaftstheo- 
rie" und sogar "eine radikale, ja revolutionäre Neuorientierung der 
Wirtschaftswissenschaft" gesehen7 Ausgangspunkt ist die wiederent- 
deckte Einsicht, daß Marktprozesse innerhalb eines institutionell- 
rechtlichen Rahmens ablaufen und von diesem zum Teil erheblich 
beeinflußt werden. Das unstreitige Axiom besagt, daß Tauschhand- 
lungen prinzipiell Eigentum oder spezifizierte Verfügungsrechte 
voraussetzen. Güter oder Rechte, auf die es keine verbrieften An- 

Ebenda, S. 127. 
Alfred Schüller (Hrsg.), Property Rights und ökonomische Theorie, München 
1983, S. VII. Einführung. 



Sprüche gibt, sind frei und werden deshalb extensiv genutzt. Die Ei- 
gentumsrechtetheorie erklärt daher den Raubbau an der Natur als 
Konsequenz staatlichen Versagens bei der Institutionalisierung von 
Verfügungsrechten über die Umwelt. Der Vorwurf von Marktversa- 
gen im Pigouschen Sinne wird zurückgewiesen, weil das Instrument 
Markt ohne spezifizierte Eigentumsrechte von vornherein nicht grei- 
fen kann. 

Exklusive Eigentumsrechte sind demnach die Voraussetmng für 
den sorgsamen Umgang mit knappen Ressourcen. Wieviel externe 
Effekte hingenommen und wieviel zurückgewiesen (internalisiert) 
werden, darüber entscheiden dann nur die unmittelbar Betroffenen. 
Die überlegene Effizienz einer marktendogenen Internalisierung 
versucht R. H. Coase an einem inzwischen berühmt gewordenen 
Beispiel zu dem~nstrieren.~ Coase schildert den Fall, in dem ein 
Farmer durch frei herumlaufendes Vieh seines Nachbarn Ernteaus- 
fälle hat. Der dadurch entstehende Konflikt wird nach Coase in der 
"Pigouschen Tradition" so gelöst, daß der Viehzüchter an den Far- 
mer eine "Pigou-Steuer" in Höhe des verursachten Ernteschadens zu 
zahlen hat. Aber dieser Weg der Internalisierung, der im übrigen 
dem sogenannten Verursacherprinzip entspricht, ist nur einer von 
vielen und unter Umständen nicht der optimale. Coase behauptet in 
diesem Zusammenhang völlig zu Recht, daß das Externalitätenpro- 
blem reziproker Natur ist und es daher ökonomisch willkürlich ist, 
von vornherein dem Verursacher die Internalisierung anzulasten. Als 
Verursacher kann tatsächlich auch der Farmer angesehen werden, 
der auf seinen grenznahen Äckern "partout" Getreide anbauen will. 
Bei dieser Sicht des Problems könnte man vom Farmer etwa verlan- 
gen, auf eigene Kosten einen Zaun zu errichten, selbst zur Viehwirt- 
Schaft überzugehen oder den Viehzüchter zu veranlassen, die Vieh- 
haltung einzuschränken, um nur einige denkbare Lösungen zu nen- 
nen. Aber wie findet man die ökonomisch vorteilhafteste Lösung des 
Externalitätenproblems? 

Die zentrale Bedingung für die optimale Allokation der Res- 
source Boden, d.h. für die Maximierung des Produktionswertes bei- 
der Böden zusammen, ist der Ausgleich der Grenzerträge. Das ist 

Vgl. Ronald H. Coase, The Problem of Social Cost, The Journal of Law and 
Economics, 1960, Vol. 111, S. 1 ff. 

der Fall, wenn das gerade noch für die Viehwirtschaft eingesetzte 
Stück Land den gleichen Ertrag hat wie das für den Getreideanbau 
verwendete. Wenn Farmer und Viehzüchter eine Person wären, 
würden von vornherein Lösungen mit diesem Ziel angestrebt wer- 
den. Der Generalunternehmer würde versuchen, den Boden so in 
Acker- und Weideland aufzuteilen, daß der Grenzertrag in beiden 
Verwendungsarten gleich hoch wäre. Dieses Produktionsoptimum ist 
selbstverständlich unabhängig von den Eigentumsverhältnissen und 
den Regelungen über die Schadenshaftung, sondern ausschließlich 
von relativen Preisen und der Produktionstechnik determiniert. Die 
entscheidende Frage ist nun aber, ob die beiden Parteien auch prak- 
tisch zu dieser optimalen Lösung kommen, und zwar unabhängig von 
der Art staatlicher Haftungsregelungen. Das vieldiskutierte Coase- 
Theorem bejaht diese Frage. Es setzt lediglich voraus, daß über- 
haupt Rechtspositionen festgelegt sind, denn erst dann können Ver- 
handlungen sinnvoll eingeleitet und zum Beispiel Kompensations- 
zahlungen vereinbart werden. Auf Dauer - so Coase - werden die 
beiden Kontrahenten den Faktor Boden so einsetzen, wie ihn auch 
ein Generalunternehmer einsetzen würde. 

Die Coasesche Argumentation ist auf den ersten Blick schlüssig 
d zugleich faszinierend. Am Horizont erscheint die Vision einer 
terventionsfrei funktionierenden Wirtschaft. Der Staat tritt in den 
intergrund, weil er kaum in der Lage ist, die optimalen Lösungen 

erkennen, an denen er seine Interventionen ausrichten könnte. 
Eine solche generelle Schlußfolgerung ist allerdings voreilig. über- 

n wird dabei vor allem, daß Property Rights-Theoretiker regel- 
ig nur anhand einfacher bilateraler "bargaining-Fälle" argumen- 

tieren. Damit wird aber das Problem auf eine Ebene heruntertrans- 
poniert, auf der die typischerweise diffusen Externalitäten der Pro- 
duktion nicht auftauchen und nicht behandelt werden können. Je- 
denfalls ist die Lösung beispielsweise des Luftreinhalteproblems auf 
dem Verhandlungsweg nur schwer vorstellbar. Aber auch wenn man 

llkommene Information aller Beteiligten unterstellt, bleibt das 
oblem, wie und mit welchem Aufwand diese "an einen Tisch zu 

ringen sind, um einen Konsens zu finden. Es st$ll$ sich dann die 
age nach den Transaktionskosten. 

r Transaktionskosten werden alle jene Kosten verstanden, 
die Spezifizierung und Durchsetmng der Eigentumsrechte, 



also z.B. für die Ermittlung der "Verursacher" von Externalitäten so- 
wie für die Verhandlungen mit diesen aufzuwenden sind? Im Bei- 
spiel von Coase dürften diese Kosten nahe bei Null liegen und des- 
halb praktisch vernachlässigbar sein. Verallgemeinerungsfähig ist 
sein Ergebnis somit nur unter der Annahme, daß Transaktionskosten 
nicht anfallen. Nur dann könnte die Internalisierung aller Externali- 
täten erwartet werden. Welcher Erkenntnisfortschritt liegt also in 
dem Coaseschen Ansatz? Klar ist zunächst, daß das Optimum des 
reinen Marktmodells nur dann das "Optimum optimorum" sein kann, 
wenn zusätzlich zu vielen anderen Annahmen auch die der Transak- 
tionskosten von Null gilt. Nur unter dieser Bedingung gibt es keine 
Verzerrungen durch Externalitäten. Dies mag man trotz der Tatsa- 
che, daß bereits Pigou auf diesen Punkt hingewiesen hat,'' als das 
Verdienst von Coase betrachten. Aber eine Abwehr des gegen jene 
gerichteten Angriffs von Pigou, die aus dem reinen Marktmodell 
wirtschaftspolitische Enthaltsamkeit ableiten, konnte ihm damit 
nicht gelingen. Denn das Problem der Externalitäten besteht weiter 
und zwar ganz unabhängig davon, ob wir es wie die alten "laisser- 
fairew-Theoretiker nicht beachten oder es mit der Nulltransaktions- 
kostenhypothese zur Seite zu schieben versuchen. 

Doch die Diskussion blieb an diesem Punkt nicht stehen. Ausge- 
hend vom Begriff der Transaktionskosten haben Property Rights- 
Theoretiker versucht, eine neue Widerstandslinie gegen die Pigou- 
sche Rechtfertigung von Interventionen aufzubauen. Zu unterschei- 
den sind zwei argumentative Richtungen. Die erste versucht zu zei- 
gen, daß es eine marktendogene Tendenz zur "Erosion" der Transak- 
tionskosten gibt.ll Dies ist im Prinzip plausibel und entspricht der 
Logik des Marktsystems. Man kann tatsächlich annehmen, daß sich 

Vgl. z.B. Lothar Wegehenkel, Gleichgewicht, Transaktionskosten und Evolu- 
tion, Eine Analyse der KoordinierungseffiWenz unterschiedlicher Wirtschafts- 
systeme, Tübingen 1981, und ders., Coase-Theorem und Marktsystem, 
Tübimgen 1980. 

l0 Vgl. Pigou, The Economics ..., S. 144 ff., insbes. S. 158 ff. 
l1 Hier ist insbesondere Wegehenkel zu nennen, der wesentlich zur gleichge- 

wichtstheoretischen Einordnung der Transaktionskosten beigetragen und 
grundlegende Bezüge zur Evolution des Marktsystems hergestellt hat. Das 
bleibt ganz unabhängig von ihrer umweltpolitischen Relevanz eine wertvolie 
theoretische Leistung. 

die Evolution des Marktes geradezu auszeichnet durch die Heraus- 
bildung kostensenkender Institutionen und Verfahren. Auch in be- 
zug auf die Senkung der Transaktionskosten kam Lernen aus Erfah- 
rung unterstellt werden. In jedem Fall aber endet die endogene Ko- 
stenerosion an dem Punkt, an dem der Vorteil aus der Internalisie- 
rung geringer ist als die dafür aufzuwendenden Kosten. Externalitä- 
ten in unbekannter Höhe bleiben also auf Dauer bestehen. Das er- 
reichbare Optimum wird niemals identisch mit dem des klassischen 
"laisser-fairew-Modells. Vor allem aber erfolgt diese Erosion immer 
nur nach dem einzelwirtschaftlichen Kalkül. Völlig offen bleibt, ob 
dadurch die für den Umweltschutz relevanten Transaktionskosten 
abgebaut oder sogar höher werden. Da somit die Existenz von 
Transaktionskosten auch unter diesem evolutorischen Ansatz grund- 
sätzlich anerkannt werden muß, bleibt nur noch die Möglichkeit, sie 
für irrelevant zu erklären. 

In diese Richtung zielt die zweite Überlegung. Sie nimmt den Ge- 
danken einer vom Wirtschaftlichkeitsprinzip gezogenen Grenze der 
Kostenerosion auf und wendet ihn ins Positive. Die ökonomisch 
nicht mehr abbaubaren Externalitäten bzw. Transaktionskosten wer- 
den als irrelevant in bezug auf das Pareto-Optimum bezeichnet.12 
Wiederum wird also ein enger mikroökonomischer Standpunkt ein- 
genommen, von dem aus alles so klar erscheint und der selbstver- 
ständlich kein Problem signalisieren kann, weil er nur sich selbst 
spiegelt. Von da aus bis zur erneuten Rechtfertigung des Status quo 
und zur politischen Forderung des "laisser-faire" ist wieder nur ein 
kleiner Schritt. Das so definierte Optimum kann konsequenterweise 
durch Interventionen nur zerstört werden. Aber gerade das muß das 
Ziel der Urnweltpolitik sein. Sie muß vor allem die "irrelevanten" Ex- 
ternalitäten abbauen. 

Coase und die Property Rights-Theoretiker in seinem Gefolge 
haben Erstaunliches geleistet. Sie sind angetreten zur Verteidigung 
von "laisser-faire" gegen die Angriffe der "Interventionisten" und ha- 
ben dabei mit analytischer Stringenz das Modell selbst als subopti- 
male Fiktion entlarvt, zugleich aber ein anderes Optimum kreiert. 
Dies war notwendig, um zeigen zu können, daß das interventions- 

l2 Diese Überlegung geht zurück auf James M. Buchanan und W .  Craig Stubble- 
bine, Externality, Economica, N.S. 29 (1%2), S. 371 ff. 



freie Marktsystem alle relevanten externen Effekte internalisiert und 
zur Pareto-Optimalität tendiert, wenn nur die Eigentumsordnung 
hinreichend ausdifferenziert gestaltet wird. Bei diesem Stand der 
Theorie können sich Markttheoretiker anscheinend zufrieden zu- 
rücklehnen. Sie sind mit einer "gehärteten" Theorie aus der Ausein- 
andersetzung hervorgegangen und der Pigousche Angriff wirkt wie 
der Kampf des Don Quichotte gegen die Windmühlen. Aber für Eu- 
phorie gibt es keinen Grund. Noch ist nämlich die entscheidende Ur- 
sache der Kontroverse, die hier auf die Namen Pigou und Coase 
konzentriert wird, nicht offengelegt. 

Zweifel am Erfolg der markttheoretischen Verteidigungslinie 
drängen sich schon deshalb auf, weil kein anderer als Pigou nahezu 
alles, was die Property Rights-Theorie in diesem Zusammenhang 
anbietet, bereits entwickelt und diskutiert hat. Er arbeitete mit dem 
Begriff der "cost of movement" für die Erklärung externer Effekte. 
Für ihn war klar, daß die Internalisierung marktlich nur bei Transak- 
tionskosten von Null möglich ist. Auch Verhandlungslösungen sind 
seiner Sorgfalt nicht entgangen. Und er schloß sogar Fälle ausdrück- 
lich nicht aus, in denen ohne jegliche staatliche Intervention vernünf- 
tige Lösungen erzielt werden können. Zu allem Überfluß sah Pigou 
ganz klar das Risiko von über das Ziel hinausschießenden staatli- 
chen Interventi~nen.'~ Lediglich die reziproke Natur des Externalitä- 
tenproblems ist von Pigou nicht ausdrücklich behandelt worden. 
Dies liegt aber allein daran, daß er die Probleme nicht von einem 
engen einzelwirtschaftlichen Standpunkt aus betrachtet, sondern 
eben wohlfahrtstheoretisch argumentiert.14 So ist zu fragen, ob die 

l3 Beispielhaft dazu aus Economics of Welfare: 
- "Let us suppose that a given quantity of productive resources is being em- 
ployed, that there are no costs of movement between different occupations 
and places, and that conditions are such that only one arrangement of resour- 
Ces wiil make the values of marginal social net products everywhere equal. On 
these suppositions it is easy to show that this arrangement of resources will 
make the national dividend larger than it would be under any other arrange- 
ment" (S. 136). Zum Problem von Verhandlungslösungen vgl. 2.B. die Aus- 
führungen S. 183-203. Zur Frage staatlicher Interventionen und Kontrolle vgl. 
Teil 11, Kap. 20 ff. 

l4 Dies wird besonders deutlich in folgendem aktuellen Zitat: "It has been said 
that in London, owing to the smoke, there is only 12 per cent as much sun- 

oasesche Tradition" vielleicht schlicht deshalb entstanden ist, weil 
ie "Economics of Welfare" nicht oder zu oberflächlich gelesen wur- 

den. Tatsächlich will Coase nur eine "fairly well-defined oral tradi- 
tion" angreifen, die sich im Anschluß an Pigou herausgebildet hat. 
Diese Lehrmeinung nennt er die "Pigovian Tradition".ls In diesem 
Sinne aber ist Pigou ebensowenig ein Pigovianer wie Keynes ein 
Keynesianer war. A priori ist also nicht auszuschließen, daß in der 
Coaseschen Tradition an Pigou vorbei argumentiert wird und die ei- 
gentliche Arbeit von den modernen Anhängern der "laisser-faireu- 
Doktrin erst noch geleistet werden muß. 

Aus der Perspektive der Property Rights-Theoretiker hat es in der 
Geschichte der ökonomischen Analyse zwei Irrtümer gegeben, die es 
zu bekämpfen gilt. Erstens die Konstruktion eines weltfremden stati- 
schen Gleichgewichts auf der Basis vollkommener Märkte in einem 
quasi institutionell-rechtlichen Niemandsland. Zweitens der Pigou- 
sche Interventionismus, der ihrer Ansicht nach nur wegen des ersten 
Irrtums entstehen konnte. Das kommt deutlich in dem Vorwurf von 
Demsetz gegenüber den Vertretern des herkömmlichen Gleichge- 
wichtsschemas zum Ausdruck. Er bezichtigt sie, einen "nirvana ap- 
proach" zu verfolgen.16 Will man also der Pigou-Coase-Kontroverse 

light as is astronomically possible, and that one fog in five is directly caused 
by smoke alone, while all the fogs are befouled and prolonged by it (...). It 
would seem that mere ignorante and inertia prevent the adoption of smoke- 
preventing appliances in many instances where, through the addition they 
would make to the efficiency of fuel, they would be directly profitable to the 
Users. The general interest, however, requires that these devices should be 
employed beyond the point at which they pay. There seems no doubt that, by 
means of mechanical stokers, hot-air blasts and other arrangements, factory 
chimneys can be made practically smokeless. Noxious fumes from alkali 
works are suppressed by the law more vigorously than smoke". (Pigou, Eco- 
nomics ..., S. 184, Anm. 3). 

l5 Coase, The Problem of ..., S. 39. 
l6 Nach Kapp stammt der Ausdruck von Stuart Chase. Vgl. K William Kapp, 

Economic Development in a New Perspective: Existeqtial Minima and Sub- 
stantive Rationality, in: Kyklos, Vol. XVII (1%5), S. 61:Der in diesem Auf- 
satz von Kapp zum Ausdruck kommende Angriff auf die Gleichgewichtstheo- 
rie wird in der Property Rights-Literatur allerdings verkürzt zu einem Pro- 
blem der Transaktionskosten. Bei Demsetz geht es "nur" noch um die Ableh- 
nung eines mit einer "ideal norm" begründeten Interventionismus (Harold 



auf den Grund gehen, dann muß man das Verhältnis der Property 
Rights-Theorie zum Gleichgewichtsmodell Mären. Schlüsselbegriffe 
dafür sind die Transaktionskosten und das neu definierte Optimum. 
Wodurch unterscheiden sich Transaktionskosten von anderen Ko- 
stenarten und inwiefern kommt ihnen hinsichtlich des Gleichge- 
wichts eine besondere Rolle zu? 

Im Gleichgewicht ist der wertmäßige Grenzertrag eines Produk- 
tionsfaktors in allen Verwendungen gleich hoch und entspricht dem 
Preis des Faktors. Die Summe aller für ein Produkt aufzuwendenden 
Grenzkosten bestimmt dann auch den Preis dieses Produkts. Es kann 
in diesem Schema keine irgendwie zu definierenden Produktionsfak- 
toren und Kosten geben, die sich nicht im Preis niederschlagen. 
Wenn also eine besondere Kostenkategorie definiert und explizit 
behandelt wird, so ändert das nichts am Gleichgewichtszustand. Ob 
die Gesamtkosten auf Boden, Arbeit und Kapital aufgeteilt, mit 
Böhm-Bawerk Kapital als vorgetane Arbeit definiert und daher nur 
die Faktoren Boden und Arbeit unterschieden oder ob z. B. ein wei- 
terer Faktor "Koordination" in die Analyse eingeführt und seine Ko- 
sten als Transaktionskosten bezeichnet werden, ist für das Ergebnis 
unerheblich. Die Allokation ändert sich nicht wegen des analytischen 
Ansatzes. Zudem wird der Faktor Koordination nach den gleichen 
Regeln eingesetzt wie die anderen Faktoren. Es gilt auch für ihn die 
Bedingung Grenzkosten gleich Preis. Und die im Gleichgewicht 
fortbestehenden Kosten für die Faktoren Arbeit, Boden, Kapital und 
Koordination sind allesamt sozusagen Pareto-irrelevant. Die neue 
analytische Kostenkategorie läßt sich also problemlos in das übliche 

Demsetz, Information and Efficiency: Another Viewpoint, The Journal of Law 
and Economics, 12 [1%9], S. 1 ff.). Daß Pigou Interventionen so einfach nicht 
begründet und damit schon 1920 die Demsetzsche Argumentation vorwegge- 
nommen hat, zeigt das folgende Zitat: "In any industry, where there is reason 
to believe that the free play of self-interest will cause an amount of resources 
to be invested different from the amount that is required in the best interest 
of the national dividend, there is aprima facie case for public intewention. 
The case, however, cannot become more than aprima facie one, until we have 
considered the qualifications, which governmental agencies may be expected 
to posses for intervening advantageously. It is not sufficient to contrast the 
imperfect adjustments of unfettered private enterprise with the best adjust- 
ment that economists in their studies can imagine." (Economics of Welfare, S. 
331 f.). 

Muster integrieren. Sie verändert nicht den Gleichgewichtszustand, 
dern erklärt ihn nur besser vor dem Hintergrund eines bestimm- 
Erkenntnisinteresses. 

Die analytische Freiheit bei der Betrachtung des Erkenntnisob- 
jektes Gleichgewicht ist prinzipiell unbegrenzt. Erkenntnisinteresse 
und Erkenntnisfortschritte haben lediglich die Standpunkte verän- 
dert und zur Hervorhebung unterschiedlicher Aspekte geführt. Auch 
sind die Bedingungen des Gleichgewichts im Laufe der Zeit präzi- 
siert worden. Man kann ein Gleichgewicht ohne Transaktionskosten 
konstruieren, Zeit und Geld ausklammern und - wenn das interes- 
sant erscheint - mit der "Nullarbeitskostenhypothese" arbeiten oder 
das System unter dem Regime "Nullkapitalkosten" analysieren. Rich- 
tig ist, daß die Klassiker den Begriff der Transaktionskosten nicht 
kannten. Aber das muß nicht heißen, daß sie mit der Nulltransak- 
tionskostenhypothese arbeiteten und deshalb einen Fehler gemacht 
hätten. Überhaupt sind Kategorien wie falsch und richtig auf solche 
Modellbildungen angewandt unsinnig. Relevant sind einzig und al- 
lein die verfolgten Zwecke. Ihnen müssen die Annahmen angepaßt 

nze Kontroverse rührt wahrscheinlich daher, daß nicht 
rschieden wird zwischen dem analytischen Werkzeug zur 
iner Sache und der Sache selbst. Wobei hier erschwerend 

inzukornrnt, daß letzteres eben auch nur ein gedankliches Kon- 

enn der Vorwurf von Demsetz einen Sinn machen soll, dann 
er genauer interpretiert werden. Nicht die Gleichgewichtsbe- 

achtung bewegt sich im Nirwana, sondern jene Ökonomen, die 
auben, sie sei der Versuch einer Abbildung der Wirklichkeit. Das 
roblem liegt in der Postulierung einer Kongruenz von Gleichge- 

dell und interventionsfreier Marktwirtschaft. Daher wurde 
Pigous Angriff wie ein Angriff auf das "laisser-fairew-Modell 

t und durch Anpassungen des Modells abzuwehren versucht. 
solche Modifikationen bedeuten nichts, wenn es um die Frage 

, wie das Ergebnis des ökonomischen Prozesses mit Blick auf 
e Präferenzen verbessert werden kann, die sich nicht unmittelbar 
Markt artikulieren können, bzw. als Externalitäten vom einzel- 

n hingenommen werden müssen. Das Gleichgewichtsmodell hat 
u niemals in Frage gestellt. Er wollte vielmehr den Beweis dafür 
rn, daß die Wettbewerbswirtschaft selbst unter perfekten Bedin- 
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gungen bestimmte Defizite aufweist, die nur von einem Punkt 
außerhalb des Marktes korrigiert werden können. Ihm ging es um 
die Aufdeckung des Irrtums, das Gleichgewichtsmodell könne als 
eine wissenschaftlich fundierte Begründung für "laisser-faire" die- 
nen.17 Doch die Falsifizierung dieser Basis des ökonomischen Libe- 
ralismus durch Pigou hat ihre Adressaten nicht erreicht. Seine insbe- 
sondere für die Umweltpolitik essentielle Botschaft ist in einer vul- 
gären und leicht angreifbaren "Pigovian Tradition" untergegangen. 

3. Normative Elemente 

Die Aufdeckung des Irrtums der "laisser-faireM-Doktrin könnte hin- 
reichend sein für die Befreiung der Politik von aprioristischen Posi- 
tionen. Doch diese sind so fest in unserem Denken verankert und 
mit ihm verwoben, daß es notwendig sein mag, der Frage nachzuge- 
hen, wie aus dem Optimum des Gleichgewichtsmodells praktisch die 
Verabsolutierung des mikroökonomischen Standpunktes und die 
Diskriminierung staatlichen Einflusses auf die Privatwirtschaft folgen 
konnte. Es gilt also, jene Momente im Modell zu identifizieren, wel- 
che zu normativen Folgerungen verführen. 

Wie erwähnt ist ein zentrales Problem der Ökonomie die Frage, 
ob ein Marktsystem aus sich heraus zu einer optimalen Allokation 
der Ressourcen tendiert. Diesem Erkenntnisziel entsprechend haben 
die Klassiker ein Modell entworfen, das von allen nicht relevant er- 
scheinenden Momenten des wirtschaftlichen Geschehens abstrahiert. 
Das Werk von Walras18 ist der glanzvolle Höhepunkt der diesbezüg- 
lichen Versuche: Die reine Katallaktik, d.h. ein logisches System von 

l7 Das Kapitel I der Economics of Welfare zeigt klar das Pigousche Erkenntnis- 
interesse. 

l8 Dazu Schumpeter: "Auf dem Gebiet der reinen Theorie ... ist Walras meiner 
Ansicht nach der größte aller Wirtschaftswissenschaftler. Sein System des 
ökonomischen Gleichgewichts, das die Eigenschaft 'revolutionärer' Schöpfer- 
kraft mit der Eigenschaft klassischer Synthese vereint, ist das einzige jemals 
von einem Ökonomen hervorgebrachte Werk, das mit den Errungenschaften 
der theoretischen Physik vergleichbar ist." (Joseph A. Schumpeter, Geschichte 
der ökonomischen Analyse, (1952), Göttingen 1%5, S. 1010. 

Tauschbeziehungen, allein gestützt auf die Gossenschen Gesetze 
vom abnehmenden Grenznutzen (-ertrag) und dem Ausgleich der 
Grenznutzen (-erträge) sowie auf das Axiom der Nutzenrnaximie- 
rung als eines selbstverständlichen Zieles aller Akteure. Dieses im 
homo oeconomicus personifizierte Axiom ist in und außerhalb des 
Faches immer wieder als Werturteil angeprangert, aber als solches 
auch verteidigt worden. Und insbesondere im Zusammenhang mit 
dem Umweltschutz glauben manche, den homo oeconomicus umer- 
ziehen zu müssen zu einem homo ökologicus oder einer irgendwie 

nst konstruierten Figur. Immerhin haben ähnliche Überlegungen 
so interessant scheinende Typen wie den "Anspruchsniveauanpasser" 
oder den "Abschlaffer" hervorgebracht. Und Pro~ertv Rights-Öko- 

haben den ~omunkulus "REMM erfund&.19 Solche Kunst- 
mögen für bestimmte sozio-ökonomische Fragestellungen 
sein, nicht aber für die ökonomische Theorie. 

ie Inauguration des homo oeconomicus ist nur analytisch und 
nesfalls normativ begründet. Ohne die Annahme irgendeiner 
ndlungsmaxime ist es eben nicht möglich, selbst auf einem ab- 

trakten Niveau etwas über Tauschprozesse auszusagen. Die Frage, 
shalb es dann gerade der rigorose Maximierer sein mußte, ist 

icht zu beantworten. Er eignet sich wegen der Eindeutigkeit und 
chlichtheit seines Verhaltens besser als jede andere im Zweifel 
omplexere Figur für die Zwecke der ökonomischen Analyse. Und 
igentlich hätte die Eindimensionalität seines Verhaltensmusters die 

rie vor dem Verdacht bewahren müssen, die Komplexität eines 
s Mensch im ganzen abbilden zu wollen. Die Erfindung dieser 

ein großer Glücksfall für den Erkenntnisfortschritt 
. Nur dadurch konnte sie sich im wesentlichen frei von 

en Spekulationen entwickeln, die nur von ihrem Er- 
enntnisziel abgelenkt hätten. Nirgends wird das so deutlich wie ge- 
ade im Walras-Modell. Für den Nachweis der logischen Möglichkeit 
ines Gleichgewichts der Tauschbeziehungen braucht man aber 

ht unbedingt den Nutzenmaximierer. Er kann prinzipiell auch un- 
anderen Verhaltensannahmen erbracht werden. Wichtig ist nur, 
sich die Verhaltensweisen nicht ändern, weil sonst %den wechsel- 

Ökonomie der Property Rights. Ein Überblick, 
litik, Wirtschaftspolitische Chronik, 30 (1981), S. 



seitigen Anpassungsprozessen von Preisen und Mengen immer wie- 
der eine andere Richtung gegeben werden würde und das Gleichge- 
wicht nicht erreicht werden könnte. 

Wie abwegig die Ableitung einer Norm aus dem Axiom der Nut- 
zenmaximierung ist, wird erst richtig deutlich, wenn man sich klar 
macht, daß es völlig indifferent gegenüber dem ist, was Nutzen je- 
weils bedeutet. Man kann sich auf den Standpunkt stellen, daß Nut- 
zen a priori nur das ist, was sich als Nachfrage am Markt manifestiert 
und so alle Aspekte jenseits von Angebot und Nachfrage ausblenden. 
Genau das folgt aus der vorbehaltlosen Übernahme der einzelwirt- 
schaftlichen Perspektive durch die "laisser-fairew-Doktrin. Und dies 
macht es ihren Anhängern unmöglich, das Pigousche Anliegen über- 
haupt zu erkennen. Nutzen kann sich demgegenüber und im Pi- 
gouschen Sinne ganz ausdrücklich zusätzlich beziehen z.B. auf die 
Erhaltung einer bestimmten Umweltqualität. Ein Gleichgewicht, 
sagt Pigou, stellt sich selbst dann ein, wenn die Akteure nicht aus der 
"Adam-Smith-Welt" stammen, sondern geleitet sind von der Liebe 
zur Arbeit und dem Haß auf Verdienst." Sicherlich eine realitäts- 
ferne Vorstellung. Aber sie macht vielleicht am besten deutlich, daß 
die Lehrsätze der Ökonomie keine Option für ein bestimmtes Men- 
schenbild enthalten und ein solches auch nicht voraussetzen. 

Trotzdem sind Ökonomen -und nicht nur die Anhänger eines 
oberflächlichen Liberalismus - immer wieder in der Geschichte da- 
durch aufgefallen, daß sie von einem vermeintlich wissenschaftlichen 
Standpunkt aus Partei ergriffen und Präferenzen bewertet haben. 
Man macht es sich zu einfach, wenn man diesen Umstand mit vorge- 
gebenen politischen Einstellungen erklärt. Solche Werturteile sind 
vielmehr eine Folge des ausschließlichen Interesses an Einsicht in 

20 "Die reine Ökonomie pflegt Gleichgewichte und Gleichgewichtsstörungen ... 
zu untersuchen, die von beliebigen Wertvorstellungen X bestimmt werden. 
Dazu gehören, unter unzählig vielen anderen Möglichkeiten, eine 'Adam- 
Smith-Welt', in der X die Wertvorstellungen des homo oeconomicus - bzw. 
des Durchschnittsmenschen - beinhalten und eine 'Nicht-Adam-Smith-Welt', 
bei der X aus Liebe zur Arbeit und Haß auf Verdienst besteht. Für die reine 
Ökonomie sind beide Welten gleichermaßen gültig; es ist daher irrelevant, 
danach zu fragen, welche Wertvorstellungen X unter den heute lebenden 
Menschen zu fmden sind." Pigou, Economics of Welfare, ... , S. 6. (Überset- 
zung: M.-R.) 

das System des Marktes und der demgemäßen Verengung des Spek- 
trums der Präferenzen. Auch die Ausblendung des Staates ist eine 
Folge des Erkenntnisinteresses. Nur die unreflektierte Gleichsetzung 
dieser einfachen Modellwelt mit der komplexen Realität hat Öko- 
nomen zu der Vorstellung verleitet, daß es besser wäre, wenn der 
Staat sich aus allem heraushalten würde. Tatsächlich ist aus einem 
Modell ohne Staat eben diese Konsequenz nicht zu ziehen. Nehmen 
wir also den Staat in das Modell hinein. Natürlich wird er bestimmte 
Ressourcen beanspruchen und sie anderen Verwendungen zuführen. 
Er wird also unmittelbar sowie über Preise und Mengen die Alloka- 
tion verändern. Im Prinzip macht der Staat aber nichts anderes als 
jeder beliebige Akteur. Und da die Präferenzen irrelevant sind, kann 
in dem, was er tut, nicht die Ursache für die pauschale Diskriminie- 
rung des Staates liegen. Bleibt nur die Möglichkeit, anzunehmen, 
daß der Staat ein ganz besonderer Akteur ist und Ziele verfolgt, die 
allen anderen grundsätzlich fremd sind. Der Staat muß offenbar sei- 
nem Wesen nach gegen deren Interessen und gegen das Wirtschaft- 
lichkeitsprinzip verstoßen. Er muß willkürlich Ressourcen dem Sy- 
stem entnehmen und systematisch vernichten. Gleich was er tut, 
mindert er offenbar das sonst erreichbare Wohlstandsniveau. Um 
diese Auffassung zu erläutern, ist ein ziemlich düsteres Kapitel der 
Ökonomie aufzuschlagen. - 

In der Geschichte der ökonomischen Analyse haben sich die Vor- 
stellungen über das, was im Kern den Wohlstand ausmacht oder 
steigert, erheblich gewandelt. Die Merkantilisten hielten die durch 
Exportüberschüsse angehäuften Edelmetallbestände für das Maß des 
Wohlstandes schlechthin. Die Physiokraten glaubten im Faktor Bo- 
den die eigentliche Quelle des Wohlstandes entdeckt zu haben und 
betrachteten deshalb z. B. die Handel treibenden Zeitgenossen als 
unproduktive Schmarotzer. Die Arbeitswertlehre sah die Arbeit als 
einzigen produktiven Faktor und stufte die Kapitalisten entspre- 
chend ein. Schließlich setzte sich die Vorstellung durch, daß der 
Wohlstand von der Kombination der Faktoren Arbeit, Boden und 
Kapital abhängt. Doch wegen des ausschließlichen Interesses der 
Ökonomen an der materiellen Produktion wurde lange Zeit hin- 
durch noch eine ganze Reihe von Tätigkeiten für unproduktiv gehal- 
ten. Überbleibsel dieser Idee finden sich noch heute in der Volks- 
wirtschaftlichen Gesamtrechnung und in der nicht auszuradierenden 



Vorstellung, das Sozialprodukt sei ein Maß des W~hlstandes.~' Von 
daher wird nachvollziehbar, weshalb Ökonomen oftmals eine distan- 
zierte Haltung gegenüber dem Staat einnehmen. Zwar kommt man 
nicht umhin, ihm bestimmte Funktionen zuzubilligen, aber diese 
sollte er wenigstens so ausfüllen, daß das Marktgeschehen möglichst 
wenig tangiert wird. Der Staat sollte am besten neutral sein. 

Das Gleichgewichtsmodell ist ein wertvolles Instrument der-öko- 
nomischen Analyse. Aber es enthält weder eine zeitliche noch eine 
inhaltliche Dimension, sondern beschreibt nur die Lösung eines Sy- 
stems von Gleichungen. Der optimale Zustand, das Gleichgewicht, 
ist nichts als eine methodologische Fiktion. Man muß sie verteidigen 
gegenüber jenen, die darin einen "nirvana approach sehen, also 
glauben, die Fiktion der Realität anpassen zu müssen. Solche Versu- 
che führen nur zur Zerstörung eines analytischen Instrumentes. Die 
Fiktion ist aber gleichermaßen gegenüber jenen zu verteidigen, die 
meinen, ihr die Realität anpassen zu müssen. Dies ist im Grunde die 
Absicht der "laisser-fairen-Dogmatiker. Sie sehen in dem Modell eine 
wissenschaftlich begründete ideale Welt. Insofern kann man durch- 
aus den wissenschaftlichen Liberalismus vergleichen mit dem wissen- 
schaftlichen Sozialismus. Beide führen in der Konsequenz zu Ent- 
würfen von Ordnungen und damit zu einer Verkürzung des Spek- 
trums individueller Präferenzen und Möglichkeiten. Mit dem Kon- 
zept einer offenen Gesellschaft sind beide nicht vereinbar. Und 
beide verhindern, neu auftauchende Probleme unabhängig von 
vorformulierten Leitbildern über Staat und Markt sachgerecht zu 1ö- 
Sen. 

Trotz aller theoretischen Kritik an Coase und der Property 
Rights-Theorie ist festzuhalten, daß sie gegenüber der oberflächli- 
chen Interpretation des Liberalismus einen Fortschritt gebracht ha- 
ben. Anerkannt wird die Existenz von Präferenzen (Externalitäten) 
jenseits der Märkte. D.h., die Pigousche Perspektive wird prinzipiell 
übernommen. Grundsätzlich wird auch anerkannt, daß eine moderne 
Wirtschaft ohne Staat nicht funktionieren kam. Aber die von der 

21 Zum ideengeschichtlichen Hintergrund des Einkommens- und Sozialpro- 
duktkonzepts vgl. Flassbeck/Maier-Rigaud, Umwelt und Wirtschaft ..., S. 20 
ff. 

Property Rights-Theorie angebotenen Lösungen und die dem Staat 
zugewiesene Rolle unterscheiden sich grundlegend vom Konzept der 
"Economics of Welfare". 



11. Spontane Ordnung und Property Rights 

1. Das Demsetz- Wagner-Prinzip 

Die Interpretation der Umweltzerstörung als Markt- oder Staatsver- 
sagen ist entscheidend für die umweltpolitische Strategieempfehlung. 
In Pigous "Marktversagensfall" trägt der Staat die unteilbare Ver- 
antwortung für die Umweltqualität. Er muß diese im einzelnen defi- 
nieren und durchsetzen. Nach der "Staatsversagenshypothese" der 
Property Rights-Theorie braucht der Staat dagegen nur Verfügungs- 
rechte über Umweltmedien zu spezifizieren, zuzuteilen und zu ga- 
rantieren. Alles weitere kann in der Regel den Marktteilnehmern 
überlassen werden. Im Idealfall stellt sich nach der Erwartung von 

res Verfügungsrecht besteht. Güter, denen diese Eigenschaft fehlt, 
existieren in dieser Welt nicht. Für sie gibt es keine Preise als 
Knappheitsindikatoren, weil sie nicht auf Märkten handelbar sind. 
Gegenüber Externalitäten ist der Markt blind. Dennoch sind sie 
selbstverständlich vorhanden und werden auch im Marktprozeß ver- 
arbeitet. Aber der einzelne Akteur muß sie schlicht als ~ahmenbe-  
dingungen seines ökonomischen Kalküls hinnehmen. Und eigentlich 
kann er im Marktmodell externe Effekte überhaupt nicht erkennen. 
Erst wenn mit einem normativ-wohlfahrtsökonomischen Blickwinkel 
an die Dinge herangegangen wird, lassen sich aus den beobachteten 
Preisen Externalitäten herausdestillieren. Die Internalisierung ex- 
terner Effekte muß deshalb normativ begründet und von außen in 
das Marktsystem eingegeben werden. Das ist die Konsequenz, die 
Pigou gezogen hat. 

~ i ~ ~ ~ t ~ ~ ~ ~ e c h t e t h e o r e t i k e r n  eine Umweltq~alität ein, die txakt den 
Präferenzen der Wirtschaftssubjekte entspricht. Angebot und Nach- en Schönheitsfehler des Modells 
frage des nun privatisierten Gutes Umwelt unterliegen den gleichen hinterfragten Annahme eines vor- 
Mustern wie Angebot und Nachfrage in bemg auf ein beliebiges an- srechten. Damit kann erklärt wer- 
deres privates Gut. Theoretisch und auf den ersten Blick ist der An- ozusagen herrenlos durch die Märkte 
Satz faszinierend, weil die Umweltproblematik via Privatisierung des dieren und die Akteure weder einen Anreiz noch die Mög- 
Gutes Umwelt vollständig in das herkömmliche analytische Wiema haben, sie zu internalisieren. Der Wettbewerb oder allge- 
integriert werden kann. Zugleich hat er einen besonderen ~oli t i -  inzip zwingt sogar dazu, die Produk- 
sehen Charme, weil der im Pigouschen Konzept notwendige politi- sten Kosten anzuwenden.2 Und das 
sehe Entscheidungsprozeß einschließlich des administrativen Rege- 
lungswerks (weitgehend) überflüssig wird. AUS der Sicht von Pro- Problem vertretenen Auffassungen gehen weit 
perty Rights-Theoretikern konnte sich das Konzept bisher vor allem wskis Betonung der Zusammengehörigkeit 
wegen der Mißverständnisse über die Funktionsweise des Marktsy- altlos Zuzustimmen. Selbs&erständlich sind 
Sterns nicht durchsetzen.1 Diese Einschätzung ist verständlich, wenn Präferenzen ethisch und sozial vermittelt und deshalb der Ökonomie als AI- 
man bedenkt, daß die Property Rights-Theorie als analytischer Fort- lokationstheorie vorgelagert. Das Marktmodell kann Ethik nicht ersetzen. 
schritt gepriesen und es eine kritische Auseinandersetmng mit ihr in Vgl. f'eter Koslowski, Ethik des Kapitalismus, Tübingen 1982 (Vorträge und 

bezug auf den Umweltschutz m. W. bisher nicht gab. Proper@ Rights Aufsätze/Walter Eucken Institut, 87, S. 38 ff.). 

gelten daher vielfach als Ausgangspunkt und ?daßstab einer Funds- Unabhängig davon stellt sich die Frage, ob sich bestimmte Präferenzen im 

rnentalkritik am umweltpolitischen Staat~inte~entionismus. Markts~stem überhaupt durchsetzen können. Im Modell der vollkommenen 
Konkurrenz ist unmittelbar evident, daß kein Anbieter die Freiheit hat, eine 

Das herkömmliche analytische Schema beschreibt ein Marktsy- zwar ethisch e-schte, aber auf Märkten nicht honoriqrte und nicht hone- 
Stern, das ausschließlich Preis- und Mengenänderungen abbildet und rierbare Leistung zu erbringen. Der "moralische UnternehmerN kann nicht 

vollständig fixiert ist auf Güter, an denen ein eindeutig zurechenba- überleben. Deshalb hat der Kapitalismus eine von vornherein begrenzte 
Ethik- Autoren wie Koslowski leugnen diese Konsequenz unter Berufung auf 
die Tatsache, daß der Konkurrenvnechanismus in der Realität nicht so Per- 

l Vgl. Wegehenkel, Gleichgewicht, ... , s. 1 ff. fekt funktioniert wie im Modell unterstellt. Daraus folge ein Spielraum für 



sind in der Regel eben jene, welche mit besonders hohen negativen 
Externalitäten verbunden sind. Es gibt daher im Marktsystem eine 0 marktfähig. Ihre Internalisierung erfolgt entsprechend der 
inhärente Tendenz zugunsten externer Effekte. D. h., die Evolution ertschätzung der Beteiligten. 
treibt systematisch zur-~usbeutung der vom System der Eigentums- 
rechte gelassenen Lücken, also der freien Güter. Eine an den Ursa- ntstehung von Eigentum 
chen Therapie muß somit auf die Weiterentwicklung des zwei Beispiele exempla- Rechtssystems zielen. Das ist die Konsequenz, die COase und andere en die Herausbildung von ~i~~~~~~ im 
nach ihm gezogen haben. mt geworden ist merst 

Da Externalitäten mit der Art der Verwendung von Gütern und dianer von Labrador zu 
Produktionsfaktoren zusammenhängen und an diesen bereits Eigen- Wegen der steigenden Nachfrage des 
tumsrechte bestehen bzw. beansprucht werden, kommt es darauf an, bestand die Gefahr einer Ausrottung 
die hergebrachten Rechte zu beschneiden. Das uneingeschränkte Lbensgrundlage der 
Verfügungsrecht über Eigentum kann man sich als aus einzelnen er Ressource Wildbe- 
Rechtskomponenten zusammengesetzt vorstellen. Gelingt es, jene 
Rechtskomponenten, deren Inanspruchnahme zu unerwünschten ex- f diese Weise richteten sie das Inter- 
ternen Effekten führt, aus dem allgemeinen Verfügungsrecht her- möglichst vieler Tiere auf den haus- 
auszulösen, zu spezifizieren und personell zuzuordnen, dann entsteht Wildbeständen. Das andere Beispiel 
nach den Vorstellungen der Property Rights-Theorie ein Markt, auf entnommen. Im zweiten Teil seiner 

konomie mit dem Titel "Volkswirt- 
moralischen Voluntarismus. Dieses Argument hat natürlich seine &rechti- ie Herausbildung von Bodeneigen- 
gung. Gleichwohl ist es ziemlich abwegig, wenn man daran denkt, daß ein rbauern beschrieben." Bei& Bei- 

Umweltschutz eine grundlegend andere Struktur und Entwick- ane Eigentumsordn~n~ und schei- 
lungsrichtung der "kapitalistischen Maschinerie" (Schumpeter) vorausset*. 
Ein berechtigter Pessimismus gegenüber der Funktionsfähigkeit des IC~nkur- 

sein auf Prozesse der Differenzie- 

renmechanismus und Hinweise auf die Existenz von Produzentenrenten sind echtskomponenten. Verallgemei- 
dafür noch lange keine Grundlage. Das wäre etwa so, Wie wenn man &%Zen- , daß es ein der Evolu- 
über einer u n e m s c h t e n  Vermögensverteilung einen "laisser-faireV'-Stand- assungsmuster an neu hervor- 

einnehmen würde mit dem Argument, es gäbe genug Eigentumsde- tion des Marktsystems in@& 
likte, die für Ausgleich sorgten. Der im Marktsystem mögliche moralische ng auch des Systems von Ver- 
Voluntarismus ist vergleichbar mit der Spekulation der Diebe, nicht sofort g meint das Demsetz-Wag- 
und nicht in jedem Fali ertappt zu werden. Man leistet dem marktwirtschaft- 
liehen System sicher keinen guten Dienst, wenn man es mit seinen UnvoU- 

P. Es kann als der Nukleus der Property Rights-Theorie 

kommenheiten verteidigt und die grundlegenden Defiite des Koordinie- t werden. Begründen soll es die universelle Listungsfä- 

rungsinstruments gerade in bemg auf den Umweltschutz leugnet. 
Die hier vertretene Position findet sich in einem Aufsatz von Baumol, der erty Rights, The American Eco- 
zugleich einige interessante Beispiele aus dem Umweltschutzbereich bietet nomic Review, Vol. LVII (1%7), S. 351 ff. \ 

(mlliam J. Baumol, Business Responsibility and Economic Behavior (19741, Das Beispiel ist von Meyer aufgegriffen worden. Er hat offenbar auch den 
abgedruckt in: Altruism, MoraliS: and Economic Theor~,  Hrsg. I2dmund Begriff "Demsetz-Wagner-Prinzipw in die Literatur eingeführt. (Wgli Mqer, 
Phelps, New York 1975, S. 45 ff.). Allerdings können wir den von B a ~ m o l  ge- Entwicklung und Bedeutung des Property Rights-Ansatzes in der National- 
zogenen Konsequenzen nicht folgen. Sein "meta-voluntarism" (S. 55 f.) ten- Ökonomie, in: A. Schüller (Hrsg.), Property Rights und ökonomische Theorie, 
diert ZU einem marktfremden korporativen Harmonieglauben. München 1983, S. 4 ff.). 



Y ~ ~ ~ u ~ ~ ~  V V VIUL~S V VAL *=wirr---r- 

I der Bodenkna~~heit es als zweckmäßie aneesehen. über den bebau- 
Wie schon bei Coase, so fällt auch hier die Unbekümmertheit auf, ten Boden zuzndest bis zur Ernte einädiGduelles Verfügungsrecht 

mit der durchaus richtige Grundgedanken anhand passend scheinen- zu beanspruchen. Allmählich dürfte sich über den Zeitraum von der 
der Beispiele generalisiert und als allgemeine marktwirtschaftliche Saat bis zur Ernte hinaus ein längerfristiges Verfügungsrecht als 
Lösungsmuster präsentiert werden. Im Prinzip lassen sich mit einer sinnvoll erwiesen und deshalb durchgesetzt haben. Aus diesen An- 
solchen Vorgehensweise sehr viele und sich widersprechende sozio- en ergab sich schließlich ein allgemein akzeptiertes dauerndes 
ökonomische Theorien aufstellen. Sie alle aber könnten nur zeigen, um. Am Anfang stand also die individuell als effizient er- 
daß die Welt unter sehr verschiedenen Aspekten betrachtet werden amte Lösung. Auch die Aufteilung der Jagdgebiete unter den La- 
kann. Und deshalb könnte jede einzelne Theorie nicht mit dem Ad- brador-Indianern dürfte im individuellen Kalkül ihren Ursprung ha- 
jektiv allgemein charakterisiert werden. Property Rights-Theoretiker ben. Einzelne erkannten, daß sie für die Jagd immer mehr Zeit auf- 
haben nicht gezeigt, daß der von den Indianern und Germanen be- wenden mußten und sahen, wie andere zunehmend in Gebieten 
schrittene Weg Allgemeingültigkeit beanspruchen kann. Sie sind jagten, in denen sie früher fast die einzigen Jäger waren. Die nahe- 
nicht der Frage nachgegangen, ob das Demsetz-Wagner-Prinzip auf liegende, eigentlich schon instinktgemäße Reaktion war die Vertei- 
die Probleme des Umweltschutzes übertragbar ist. Sie haben ledig- gung der "angestammten" Jagdreviere gegenüber den "Konkurren- 
lich unkritisch vorausgesetzt, daß eine in andere historische Zeiten n", wie sie auch bei Wölfen, Bären, Tigern und anderen Beutegrei- 
und Problemkonstellationen transplantierte spontane Ordnung eine rn zu beobachten ist. Vielfach wird die Geschichte dagegen so dar- 
der Vielzahl menschlicher Wertvorstellungen entsprechende Ratio- gestellt, als ob die Indianer über das Problem im "Ältestenrat" disku- 
nalität bewahren kann. Gerade der als Property Rights-Theoretiker tiert und schließlich die Differenzierung der Jagdgründe als effi- 
neu entdeckte Adolph Wagner hätte aus seiner Interpretation der ziente Lösung beschlossen hätten. So formulierende Autoren haben 
Entstehung von Bodeneigentum bei den Germanen niemals ein offensichtlich den Unterschied zwischen einer spontanen und einer 
Prinzip gemacht. Er hat im Gegenteil die allmähliche Herausbildung entworfenen Ordnung nicht begriffen. 
von Eigentum am Boden aus den konkreten Umständen der histori- 
schen Situation erklärt. Es lohnt sich, seine differenzierten Überle- Wenn die spontane Eigentumsordnung Relevanz für die Lösung 
gungen nachzulesen, um zu erkennen, wie abwegig es ist, dieses der Umweltprobleme haben soll, dann müssen zumindest Ansätze 
Prinzip mit seinem Namen zu verbinden.' von Property Rights im heutigen Stadium der Umweltkrise sichtbar 

sein. Jedenfalls muß theoretisch gezeigt werden können. daß eine 
U " 

gende Umweltbelastung zu einzelwirtschaftlichen ~eaktionen in 
htung Spezifizierung von Verfügungsrechten an Umweltmedien 

Die spontane Ordnung im Hayekschen Sinne ist das Ergebnis unver- Eine zunehmende Verknappung von Umweltqualität kommt beim 
bundener mikroökonomischer Entscheidungen. Die beiden exempla- ausschließlich in Form von steigenden Kosten bzw. ab- 
rischen Beispiele der Property Rights-Theorie für die Herausbildung n Nutzen an. Sofern die Verursacher der Kostensteigerun- 
von Eigentum am Boden erfüllen vermutlich diese Kriterien einer eindeutig identifizierbar sind, mag es Verhandlungen über 
spontanen Ordnung. Bei den Germanen haben wohl erst einzelne als mpensationslösungen geben. Bei Umweltverschmutzungen sind 

lese Bedingungen sicherlich nicht die Regel. Vor allem aber sind 
U .., 

rhandlungslösungen ex definitione "verb\ndenew und planerische 
Vgl. Adolph Wßgner, Grundlegung der politischen Ökonomie, Zweiter Teil, tscheidungen. Ihr Ergebnis fällt nicht unter den Begriff der spon- 
Leipzig 1894 (3. Aufl.,) S. 413 ff. 



tanen Ordnung. Der Coasesche Musterfall vom Viehzüchter und 
Farmer ist daher kein Beispiel für spontane Prozesse im Marktkon- 
text und zudem ein für die Lösung von Umweltproblemen unter 
praktischen Gesichtspunkten ziemlich bedeutungsloser Sonderfall. 
Auszugehen ist vielmehr von Situationen, in denen der Betroffene 
die Kostensteigerungen mangels Information allgemein der Umwelt- 
verschlechterung zurechnen muß, bzw. den zugrundeliegenden Wir- 
kungszusammenhang überhaupt nicht übersieht und sie deshalb ein- 
fach als eine Veränderung der sozio-ökonomischen Verhältnilsse be- 
greift. Doch welche Interpretation der einzelne sich auch immer zu 
eigen macht oder mit wissenschaftlichen Methoden herausfindet, die 
Kostensteigerungen bleiben Kostensteigerungen. Auf diese muß aus 
der Logik der Konkurrenzwirtschaft heraus mit Versuchen zur Ko- 
stensenkung geantwortet werden. Wo der einzelne hier ansetzt, 
hängt im wesentlichen von seiner unternehmerischen Phantasie ab. 
Eine Musterlösung gibt es nicht. Die Kostensenkungsstrategie muß 
nicht einmal auf die Kostenart zielen, die dafür den Anstoß gab. 
Möglicherweise erscheint eine Abwälzung der zusätzlichen Kosten 
auf Dritte, d. h. letztlich auf die Konsumenten, sogar besonders aus- 
sichtsreich. Es kann aber auch m Produktionsumstellungen, Produk- 
tionsverlagerungen oder zu technischen Vorkehrungen in Form von 
Schadensabhaltestrategien kommen. Gleiches gilt für private Haus- 
halte. Sie könnten beispielsweise Geräte zur Reinigung der Atemluft 
in Wohnungen und Personenwagen nachfragen, aus den belasteten 
Innenstädten abwandern oder sich vermehrt mit dem ökologischen 
Anbau von Gemüse und dergleichen befassen. Auch das partielle 
Aussteigen aus der arbeitsteiligen Industriegesellschaft ist eine indi- 
viduell durchaus folgerichtige Antwort auf die sinkende Umweltqua- 
lität. 

Generell ist die spontane ökonomische Reaktion auf eine stei- 
gende diffuse Belastung der Umwelt gerichtet auf eine Anpassung an 
die ökonomische und ökologische Situation und nicht auf die Her- 
stellung des status quo ante. Auf mikroökonomischer Basis können 
sich nur in Ausnahmefällen Verfügungsrechte an Umweltmedien 
entwickeln. Dem Umweltproblem angemessene Strategien zur Emis- 
sionsvermeidung entstehen nicht. Aus der Logik des Marktes folgt 
lediglich eine unaufhaltsame Zunahme der Externalitäten. Den Be- 
troffenen bleibt nur die Entscheidung über die Art der Verarbeitung 

der externen Effekte entsprechend ihren Präferenzen, ihrem Budget 
und dem Stand der Schadensabhaltetechniken. Endogen kann der 
Prozeß der Umweltzerstörung nicht zu einem Ende kommen. Der 
Glaube, daß insbesondere das Wirtschaftlichkeitsprinzip irgendwann 
eine Umkehr des Prozesses signalisiert, ist mikroökonomisch nicht 
zu begründen. 

Im Rahmen des Hayekschen Marktmodells ist dieses Ergebnis 
indeutig. Akteure dieses Marktes wissen nichts über die Intention 
nderer Marktteilnehmer, nichts über die Ursachen von Nachfrage- 

r Preisänderungen, nichts über externe Effekte und die Ursachen 
die Steigerung ihrer Kosten. Sie kennen weder eine ökonomische 

eorie noch haben sie jemals etwas über ökologische Zusammen- 
änge gehört. Und tatsächlich brauchen sie diese Art von Inforrna- 
ion überhaupt nicht. Sie könnten und dürften sie nicht einmal be- 

cksichtigen, weil sie sonst aus dem Marktprozeß ausscheiden 
ßten. Für den Hayekschen Akteur sind nur Marktpreise und die 
enen Produktionsbedingungen relevant. Er ist ein mehr oder we- 

folgreicher Anpasser. Das Ergebnis der Anpassungsanstren- 
aller Akteure ist die spontane Ordnung. Ihr Motor ist der 
erb als Entdeckungsverfahren. In diesen Kontext paßt im 

brigen ohne Mühe auch der Schumpetersche Unternehmer. Auch 
ieser ist wie der Akteur bei Hayek rein mikroökonomisch an den 

dingungen des Marktes orientiert. Er sucht diese nicht zu verän- 
rn, sondern das Beste daraus zu machen. Ebenso sind die Akteure 

in den von Demsetz und Wagner beschriebenen Fällen vom Hayek- 
chumpeter-Typ. Zwischen ihnen und dem Unternehmer der Pro- 
erty Rights-Theorie gibt es keine allgemeine Verbindungslinie. 

m insbesondere auf umweltbedingte Kostensteigerungen durch 
rty Rights reagieren zu können, braucht man weit mehr Infor- 
n, als der Markt zu liefern in der Lage ist. Der einzelne muß 
rsache praktisch jeder Kostensteigerung kennen und sie einem 

erursacher personell zuordnen können. Das ist aber gerade im in- 
dependenten Marktsystem erkenntnislogisch zwingend nicht 

oglich. Außer einer umfassenden Transparenz des gesamten 
arktprozesses braucht man eine ebenso umfassende und zudem 
lgemein akzeptierte - sozusagen gerichtsfeste - Theorie über na- 
rwissenschaftlich-ökologische Zusammenhänge. Die Wirtschafts- 
bjekte der "Property Rights-Welt" sind also Kunstfiguren mit voll- 



kommenen ökonomischen und ökologischen Informationen. Für be- 
stimmte theoretische Fragestellungen mögen solche Annahmen 
sinnvoll sein. Aber wenn es darum geht, evolutive Probleme zu er- 
klären, sind diese "Figuren" abwegige Konstruktionen. In ihrer Welt 
ist kein Raum für spontane Prozesse. Was entsteht sind Entwürfe auf 
der Basis allgemein akzeptierter wissenschaftlicher Ergebnisse. Und 
diese können in ökonomischer und ökologischer Hinsicht immer nur 
äußerst spärlich sein. Harte Fakten sind aber die Voraussetzung für 
die erfolgreiche Durchsetzung von Rechtsansprüchen. Berücksichtigt 
man realistischerweise noch die Tatsache, daß sich der Stand der 
Wissenschaft und die Umwelt selbst ständig verändern, dann werden 
den Besitzern von Verfügungsrechten an Umweltmedien permanent 
die Verhandlungsgrundlagen entzogen. Die Paralyse der Akteure in 
der Welt der Property Rights ist unvermeidlich. Und selbst wenn in 
Einzelfällen staatlich geschaffene Property Rights zur Internalisie- 
rung externer Effekte führen sollten, so ist das ein Ergebnis mensch- 
lichen Entwurfs, das a priori nicht über Pigouschen Lösungen steht. 
Es ist, bezieht man den unvergleichlich größeren Zeitbedarf mit ein, 
sogar weitaus weniger effizient als direkte Interventionen. 

Die Unzulässigkeit einer Übertragung der Beispiele von Demsetz 
und Wagner auf Umweltprobleme kann durch eine einfache Modifi- 
kation des Labrador-Exempels demonstriert werden. Angenommen, 
die Wildbestände in Labrador gingen aufgrund von den Indianern 
nicht bekannten Störungen des ökologischen Gleichgewichts zurück. 
Man denke z. B. an die Störung der Nahrungskette durch die Emis- 
sionen einer fernen Industrie. Am grundlegenden Problem der Er- 
haltung der Lebensgrundlagen der Indianer ändert dies im Vergleich 
zum ursprünglichen Fall wenig. Die spontane Reaktion dürfte daher 
vermutlich wiederum in der Abgrenzung der Jagdgebiete liegen. Bis 
hierher ist die Analogie also offenkundig. Aber im Demsetz-Fall 
führt die Eigentumsordnung zu einer wirksamen Lösung. Sie lenkt 
die Interessen auf den sorgsamen Umgang mit den Wildbeständen. 
Im modifizierten Beispiel ist die Eigentumsordnung lediglich eine 
Scheinlösung. Sie kann die Dezimierung der Wildbestände nicht 
aufhalten, sondern führt nur zu einer letztlich perspektivlosen An- 
passung an negative externe Effekte. Sie ändert nichts am fortschrei- 

enden Entzug der ~ebensgrundlagen.~ Die Indianer müssen sich 
ach anderen Einkommensquellen umsehen. Der Prozeß des Stmk- 

1s ist über sie hinweggegangen. Die "effizientere" spontane 
, d. h. hier die oben genannte Industrie, hat ihre Externalitä- 

en mit Erfolg abgegeben. 

Eigentumsrechtelösungen können zwar durch neue Knappheiten 
entstehen, aber nicht alle Knappheiten lassen sich über Eigentums- 
rechte regeln? Die Akteure im Hayekschen Markt haben mehrere 
Optionen gegenüber dem Auftreten neuer Knappheiten oder ande- 
rer Knappheitsverhältnisse im Prozeß des strukturellen Wandels. 
Eine davon ist sicherlich die Verteidigung von Besitzständen. Aber 
wer erfolgreich verteidigen will, muß den Angreifer kennen. Und der 
ist im Falle der Umweltzerstörung für den einzelnen kaum dingfest 
zu machen. Für den einzelnen ist daher praktisch nur eine Strategie 
er Schadensabhaltung möglich. Die Zerstörung der Umwelt ist aus 
em einzelwirtschaftlichen Kalkül hervorgegangen und kann nicht 

dadurch aufgehalten werden, daß die Reichweite dieses Kalküls aus 
Angst vor einem umweltpolitischen Interventionisrnus auszudehnen 

Recht oder Gesetz 

erty Rights-Theoretiker sind angetreten, Pigousche Interventio- 
überflüssig zu machen. Ihr Ansatz ist das Demsetz-Wagner-Prin- 
Da dieses aber augenscheinlich und zumindest in bezug auf 
eltprobleme nicht greift, müssen sie zu ad hoc-Hypothesen Zu- 

Wegehenkel hat in einem neueren Aufsatz ein Beispiel über "Pilzsammel- 
rechte" vorgestellt, das in gleicher Weise an der (typischen) Umweltproble- 
matik vorbeigeht. (Lothar Wegehenkel, Koordinierung von Umweltgütern und 
institutionelle Rahmenbedingungen, List Forum (1986), S. 207 ff.). 
Unsere Kritik zielt deshalb ausschließlich auf den Property Rights-Ansatz im 
Zusammenhang mit Umweltschutz. Eine kritische Distanz zu diesem Ansatz 
ist 2.B. schon 1970 von Kneese u.a. angedeutet worden. Vgl. A. V: Kneese, R. 
U. Ayres, R. C. d'Arge, Economics and the Environment: A Materials Balance 
Approach, Washington 1970, S. 5. Der Erkenntniswert der Property Rights- 
Theorie mag in bezug auf andere theoretische und praktische Probleme 
anders einzuschätzen sein. 



flucht nehmen. Eine der gröbsten gipfelt in der Annahme, daß die Die Eigentumsrechtelösung kann somit nicht die Rationalität ei- 
Zerstörung der Umwelt noch nicht weit genug fortgeschritten ist, um r spontanen Ordnung beanspruchen. Und eigentlich ist sie gar 
spontane Prozesse entsprechend ihrer Theorie auszulösen. Da diese ine Lösung, weil dieser Entwurf einer "marktsystemkonformen" 
These für sich genommen heute wohl nicht mehr ernsthaft als Ar- mweltschutzpolitik keine Verbindunglinien zum Marktgeschehen 
gurnent für "laisser-faire" vertretbar ist, muß man umweltpolitische aufweist. Es ist eben etwas völlig anderes, ob die ersten Ackerbauern 
"Maßnahmen" anbieten. Im Sinne der Property Rights-Theorie kön- aus der Erfahrung heraus, daß die Saat nur sinnvoll ist, wenn auf die 
nen solche Maßnahmen nur in der staatlichen Zuordnung von Spezi- spätere Ernte ein einigermaßen sicherer Zugriff möglich ist, Eigen- 
fizierten Verfügungsrechten bestehen. D. h., der Staat schafft institu- tum proklamierten, oder ob per Gesetz in einer Gesellschaft von Jä- 
tionelle Voraussetzungen für die Internalisierung knapp gewordener ern und Sammlern Eigentumsrechte am Boden verteilt werden mit 
Ressourcen. Zwar greift er bei einer solchen "marktsystemkonfor- nun müsse eine Gesellschaft der Ackerbauern ent- 
men" Umweltschutzpolitik nicht unmittelbar in die Entscheidungen abwegig ist es, in der Industriegesellschaft Eigen- 
der Akteure ein, aber es wird ihm eine Rolle zugewiesen, die der Umweltgütem zu schaffen in der Hoffnung, es würden 
Axiomatik der Theorie direkt widerspricht. Bei der Herausbildung sbilden und die Umwelt geschont werden. 
der Eigentumsrechte am Boden ist der Staat erst am Ende des Pro- Umweltpolitik auf der Basis von Property Rights bedeutet, ledig- 
zesses aktiv geworden, indem er spontan entstandenes Recht durch institutionell-rechtlichen ~~h~~~ und die 
Gesetz sanktionierte. Jetzt aber steht der Staat am Anfang des gan- t als das Ergebnis von Verhandlungen zwischen den 
Zen Prozesses. Er schafft Per Gesetz Eigentum an Umweltmedien in ssubjekten hinninehmen? ~ ~ k ~ i ~ ~ h  wird damit dem Staat 
der Erwartung, daß sich nun marktliche Internalisierungsprozesse are und direkte verantwortung für die L~~~~~ eines kam- 
herausbilden. Staatliches Handeln wird so Ausgangspunkt und not- genommen und jenen übertragen, die innerhalb 
wendige Bedingung der spontanen Ordnung. Doch eine spontane ms rational handelnd Externalitäten erst erzeugen. Es 
Ordnung als Ergebnis eines Gesetzgebungsverfahrens im Dienste ei- ern einzelnen Akteur mehr Kompetenz in ökonomischen 
ner ökonomischen Theorie kann nur als Konfusion bezeichnet wer- en Fragen zuzubilligen und mehr Einsicht von ihm zu 
den. Die Ursache dafür liegt in der fatalen Gleichsetzung von Recht on jenem Akteur, der als einziger die Fähigkeit und 
und Gesetz. Bemerkenswert und überraschend ist dieser Umstand t hat, die Bedingungen des Systems anzupassen, statt sich 
besonders deshalb, weil gerade Hayek, auf den sich Property Rights- en anzupassen. Die Erhöhung der Komplexität des 
Theoretiker sonst berufen, eindringlich auf die saubere Unterschei- urch die Spezifizierung von Eigentumsrechten mar- 
dung von Recht und Gesetz hingewiesen hat und überhaupt erst der nur einen Pfad der Evolution unter vielen. Die dogmatische Fi- 
Begriff der spontanen Ordnung dadurch Kontur erhält.8 Recht ist für iesen Pfad, auf dieses spezifische Ergebnis der Evolu- 
Hayek eine endogene Komponente der Evolution. Die Legislative ag marktkonform genannt werden, aber auch sie reduziert die 
kann lediglich bereits entwickeltes Recht in Gesetzesform gießen. ncen der offenen Gesellschaft, problemadäquate Wege zu ge- 
Da die Institutionalisierung von Eigentumsrechten an Umweltgütern 
auch ansatzweise nicht auf mikroökonomisch fundierte marktliche 
Prozesse zu stützen ist. muß sie der ~ositivistischen Rechtsauffassung 
entstammen und als ' ~ r ~ e b n i s  menschlichen Entwurfs und nichci 
menschlichen Handelns charakterisiert werden. Dieser Ansatz hat nichts zu tun mit der von vielen Mark\irtschaftlern ver- 

tretenen "Zertifiatelösung". In diesem Fall muß die Umweltpolitik das Qua- 
ätsziel, d.h. den umfang der "handelbaren Verschmutmngsrechte" festle- 
n. Den Emittenten wird nur die Verteilung der Verschmutzungsrechte un- 

Vgl. Friedrich A. von Hayek, Die Ergebnisse menschlichen Handelns, aber reinander überlassen. Vgl. Gerhard Maier-Rigaud, Umweltpolitik in der 
nicht menschlichen Entwurfs, abgedruckt in: Freiburger Studien ..., S. 97 ff. Marktwirtschaft, Witschaftsdienst, H. 7,1980. 



111. Axiome der Umweltökonomik 

I .  Der optimale Verschmuizungsgrad 

Wenn die Umwelt weder ein privates noch ein via Eigentumsrechte 
wirksam privatisierbares Gut ist, so können sich individuelle Vor- 
stellungen über die erwünschte Umweltqualität nicht unmittelbar am 
Markt als Nachfrage manifestieren. Sie müssen in einen politischen 
Meinungsbildungsprozeß eingebracht und durch Umweltpolitik ef- 
fektiv gemacht werden. In den folgenden Kapiteln soll nun aber 
nicht der Frage nachgegangen werden, unter welchen Bedingungen 
und Einflüssen umweltpolitische Entscheidungsprozesse ablaufen. 
Untersucht werden sollen vielmehr Wertvorstellungen und Kriterien, 
die in diesem Entscheidungsprozeß eine Rolle spielen. Es geht also 
nicht um Interessen, sondern um die diese leitenden Argumente. Ar- 
gumente aber existieren nicht a priori, sondern sind geprägt von den 
theoretischen Mustern der Wissenschaft. Das leitet über zu der Zen- 
tralen Frage nach den naturwissenschaftlich-ökologischen, den öko- 
nomischen und den produktionstechnischen Orientierungen der 
Umweltpolitik. Welchen Beitrag leistet die Wissenschaft für die um- 
weltpolitische Zielfindung? 

Beginnen wir mit der Ökonomie. Sie hat sich nicht nur unter dem 
Aspekt der Property Rights mit dem Umweltproblem befaßt, son- 
dern auch versucht, mit Analogien zum partialanalytischen Alloka- 
tionsmodell einen Beitrag zu leisten. Im folgenden wird dieser An- 
satz als "Umweltökonomik bezeichnet. Ihr Ziel ist die Herausarbei- 
tung der Bedingungen für den optimalen Einsatz der Ressource 
Umwelt, d.h. für den "optimalen Verschmutzungsgrad".1 Der Begriff 
mag etwas unglücklich gewählt sein, dahinter verbirgt sich aber 
zunächst nur das selbstverständliche Ziel, auch die knappe Res- 

' Dieser Begriff wird 2.B. verwendet vom Sachverständigenrat für Umweltfragen, 
Umweltgutachten 1978, S. 537 und von Bruno S. Frq, Art. "Umweltökono- 
mik", Handwörterbuch der Wirtschaftswissenschaften, Bd. 8, Stuttgart, 
Tübingen, Göttingen (1980), S. 50 ff. Der dahinter stehende Gedanke ist aber 
Standard in der gesamten Literatur zur Umweltökonomie. 

rce Umwelt so effizient wie möglich einzusetzen. Umweltökono- 
ist im allgemeinen völlig klar, daß ihre diesbezüglichen Aussa- 
und umweltpolitischen Schlußfolgerungen letztlich von der 

erökonomischen Bewertung der Umwelt abhängen. Diese Zu- 
ckhaltung geben sie jedoch explizit auf, wenn Produktions- und 
ermögensschäden betrachtet werden. Dann glauben sie, ein auf 
ssenschaftlicher Basis ermitteltes umweltpolitisches Ziel präsen- 
ren m können. Mit diesem Problem wollen wir uns zunächst be- 
ssen. Doch der implizite Anspruch der Umweltökonomik reicht 

weiter und folgt letzten Endes aus grundlegenden methodischen 
Mängeln, welche die Umweltpolitik schließlich auf ein geradezu ab- 
surdes Gleis führen können. 

Zunächst sind einige Elemente des allokationstheoretischen An- 
satzes in Erinnerung zu rufen. Sein Ziel ist die Ableitung von Bedin- 
gungen, unter denen der Einsatz von Produktionsfaktoren zu einem 
maximalen Output führt. Dazu wird üblicherweise die Marginalana- 
lyse verwendet. Zur Illustration kann von dem einfachen Fall ausge- 
gangen werden, bei dem die Einsatzmenge nur eines Faktors 
schrittweise (marginal) variiert und die Wirkungen auf den Output 
untersucht werden. Ist die Einsatzmenge aller anderen Faktoren 
konstant, so nimmt mit jeder zusätzlichen Faktoreinheit der erzielte 
zusätzliche Output ab. Man sagt, das Grenzprodukt sinkt mit dem 
steigenden Einsatz des Faktors. Diese produktionstechnische (er- 
tragsgesetzliche) Beziehung wird ökonomisch erst gehaltvoll durch 
die Berücksichtigung von Preisen. Die mit Marktpreisen bewertete 

ringung einer zusätzlichen Faktoreinheit ist sein Wertgrenzpro- 
. Diesem stehen die Kosten der zusätzlichen Faktoreinheit, also 

r Faktorpreis, bzw. die Grenzkosten gegenüber. Als Regel für den 
optimalen Faktoreinsatz gilt: Grenzkosten (Preis) gleich Wertgrenz- 

Für die Ausfüllung dieser allen Ökonomen vertrauten Bedingung 
raucht man Informationen über die Produktionsfunktion, die Fak- 

nd die Güterpreise. Dies gilt für die Partial- wie für die 
che Totalanalyse. Aber der Auktionator'lm Walras-Mo- 
tz seiner als umfassend angenommenen Information über 

e und Mengen keine Chance, eine ihm nicht offenbarte Präfe- 
richtig umzusetzen. Er ist in der rnißlichen Lage, seine Arbeit 



nicht beenden zu können, wenn auch nur ein Marktteilnehmer den 
Preis nicht nennt, den er für ein bestimmtes Gut zu zahlen bereit ist. 
Ohne diese Information ist es wegen der Interdependenz aller Preise 
nicht einmal möglich, den Gleichgewichtspreis irgendeines Gutes zu 
kennen. Es gibt in diesem Falle keine Lösung für das walrasianische 
Gleichungssystem. D.h., die Wertsetzungen der handelnden Men- 
schen können von der Theorie nur angenommen, nicht aber analy- 
tisch herausgefunden werden. Somit ist auch der Preis des_ Gutes 
Umwelt mit dem Werkzeug der Ökonomie nicht zu ermitteln. Aber 
wie kann man über den optimalen Verschmutzungsgrad eine Aus- 
sage machen, ohne den Preis der Umwelt zu kennen? 

Wenn es um die Auswirkungen der Umweltbelastung auf die Pro- 
duktion geht, scheinen Umweltökonomen mit dem Bewertungspro- 
blem nicht konfrontiert zu sein. Dann ist Umwelt für sie im Gegen- 
satz zur richtigen Definition der Property Rights-Theorie kein Gut 
und damit nicht unmittelbar Gegenstand von Präferenzen, sondern 
ein Produktionsfaktor. Umwelt dient also lediglich zur Produktion 
von Gütern, für die Marktpreise existieren. Das Problem der Präfe- 
renzen für Umwelt taucht somit gar nicht auf. Doch klar ist unter 
diesen Annahmen nur, daß das Grenzprodukt der Umwelt wie das 
anderer Faktoren mit zunehmendem Einsatz sinkt und somit auch 
sein Wertgrenzprodukt. Daraus allein läßt sich jedoch kein optima- 
ler, sondern bestenfalls ein maximaler Einsatz des Faktors Umwelt 
ableiten. Zur Ermittlung der optimalen Einsatzmenge braucht man 
einen Faktorpreis. Das Bewertungsproblem löst sich durch die Defi- 
nition der Umwelt als Produktionsfaktor nicht auf. Es wird nur vom 
Gut Umwelt auf den Produktionsfaktor Umwelt verlagert. Wie also 
gehen Umweltökonomen vor? 

durch ihren Einsatz nicht eigentlich vernichtet. (Daß das nicht im- 
mer richtig ist, braucht uns hier nicht weiter zu stören). Im Produk- 
tionsprozeß wird "nur" ihre Qualität verändert. Eingesetzt als Auf- 
nahmemedien für Schadstoffe verändern sich ihre chemisch-physi- 
kalischen Eigenschaften. Über diese gehen Wirkungen auf andere 
Produktionen aus. Im Gegensatz zu herkömmlichen Produktionsfak- 
toren genügt es daher nicht, das unmittelbare Wertgrenzprodukt zu 
betrachten. Die externen Effekte müssen bei der allokationstheoreti- 
schen Frage mit berücksichtigt werden. 

Am Anfang dieser nicht leicht nachvollziehbaren Übung steht 
eine wichtige Überlegung in bemg auf die Eigenschaft des Produk- 
tionsfaktors Umwelt. Normalerweise gehen Produktionsfaktoren uno 
actu mit ihrem Einsatz in den produzierten Gütern unter. Über das 
unmittelbar intendierte Wertgrenzprodukt hinaus haben sie keine 
Effekte. Deshalb ist die Formel Wertgrenzprodukt gleich Faktor- 
preis eine hinreichende Bedingung für die optimale Allokation. 
Doch beim Faktor Umwelt verhält sich das anders. Er geht im Pro- 
duktionsprozeß nicht unter. Luft und Wasser beispielweise werden 

Der umweltökonomische Ansatz geht von einer gedanklichen 
Trennung der direkten und indirekten Wirkungen des Faktors Um- 
welt auf die Güterversorgung aus. Betrachtet wird sozusagen ein 
Zwei-Sektoren-Modell. Im einen Sektor entstehen analog zu den 
üblichen Faktoren die positiven Wertgrenzprodukte durch den Ein- 
satz der Umwelt. Gilt das Ertragsgesetz, so sinkt mit steigendem 
Faktoreinsatz das Grenzprodukt und bei gegebenen Güterpreisen 
entsprechend auch das Wertgrenzprodukt (vgl. die Gerade PP' in 
Abbildung 2). Der zunehmende Einsatz des Faktors Umwelt führt 
nun aber im anderen Sektor m Produktionsmindersteigerungen bzw. 
Mehrkosten wegen der nun schlechteren Qualität des Produktions- 
faktors Umwelt. Dem abnehmenden positiven Wertgrenzprodukt 
(PP') steht also ein steigendes negatives Wertgrenzprodukt (NP') im 
zweiten Sektor gegenüber. Schematisch kann diese Überlegung wie 
folgt dargestellt werden: 



Abbildung 2: Optimaler Verschmutzungsgrad bei einem Preis Null für den 
Produktionsfaktor Umwelt 

Wertgrenz- 
produkte 

PP' = positives Wertgrenzprodukt des Faktors Umwelt 
NP' = negatives Wertgrenzprodukt des Faktors Umwelt 
SP' = PP7-NP' 
S; = Abgabe für die Nutzung des Faktors Umwelt 
X U  = Einsatzmenge des Faktors Umwelt 
AB = optimale Einsatzmenge X, 

Im Schnittpunkt von PP' und NP' entspricht der positive Beitrag 
des Faktors Umwelt zur Güterversorgung seinem gleichzeitigen ne- 
gativen "Beitrag" in anderen Bereichen der Produktion. Einsatzmen- 
gen rechts vom Optimum (C) bedeuten eine Übernutzung der Um- 
welt und Einsatzmengen links vom Optimum eine Unterauslastung 
des Faktors Umwelt. Der optimale Verschmutzungsgrad (Punkt B 
auf der Mengenachse) gibt an, bei welcher Menge des Faktors Um- 
welt die Güterproduktion ein Maximum erreicht. 

Auf den ersten Blick sieht es tatsächlich so aus, als ob dieses Opti- 
mum ohne eine Preisannahme formulierbar wäre. Preise gibt es in 
diesem Modell nur für herkömmliche Güter und der Wert des Fak- 
tors Umwelt ist ausschließlich definiert durch den Wert der mit ihm 
zu produzierenden Gütermengen. Umwelt existiert auch nicht als 
Gut und beeinflußt somit auch nicht indirekt die Wertgrenzpro- 

dukte. Wenn aber dem Faktor Umwelt weder explizit noch implizit 
ein Preis zugeordnet, die Preisdimension sozusagen unbesetzt ist, so 
kann das nur heißen, daß ein Preis von Null angenommen wird. Der 
optimale Verschmutzungsgrad setzt offenbar voraus, daß die Um- 
welt keinen Preis hat, der Produktion insgesamt also kostenlos zur 
Verfügung steht. Nur die negativen Wertgrenzprodukte verhindern 
die vollständige Ausbeutung der Ressource Umwelt. 

Man kann dieses Ergebnis auch auf eine vertrautere Art und 
analog zur allgemeinen Optimierungsregel der Allokationstheorie 
ableiten. Werden die negativen Wertgrenzprodukte von den jeweili- 
gen positiven des Faktors Umwelt abgezogen, so ergibt sich eine mit 
den üblichen Produktionsfaktoren vergleichbare Beziehung zwischen 
Faktoreinsatz und Wertgrenzprodukt. Die saldierten Wertgrenzpro- 
dukte (SP') stellen den Nettogrenzbeitrag des Faktors Umwelt zur 
Versorgung mit herkömmlichen Gütern dar. SP' schneidet die Men- 
genachse im Punkt B. Da die Menge AB der optimalen Einsatz- 
menge entspricht und die in B eingesetzte Einheit Umwelt ein sal- 
diertes Wertgrenzprodukt von Null hat, muß im Gleichgewichtsopti- 
mum auch der Preis des Faktors Null sein (Wertgrenzprodukt gleich 
Preis). 

Eine Tendenz zu diesem Optimum gibt es allerdings im Marktsy- 
stem nicht. Die verschiedenen Produzenten sehen sich in bezug auf 
den Faktor Umwelt unabhängig voneinander entweder der Funktion 
PP' oder NP' gegenüber. Wenn, wie hier angenommen werden muß, 
umweltpolitisch "laisser-faire" herrscht, dann bestimmen jene mit 
den positiven Wertgrenzprodukten den Einsatz der Umwelt. Sie 
werden die Menge AI> einsetzen und damit insgesamt die Güterver- 
sorgung suboptimal machen. Im Punkt D gibt es nur noch das nega- 
tive Wertgrenzprodukt in Höhe DE. Aus dem Ansatz folgt daher 
trotz der Nullpreishypothese ein umweltpolitischer Handlungsbe- 
darf. Ziel ist die Begrenzung des Faktoreinsatzes auf die optimale 
Menge AB. Das kann dadurch erreicht werden, daß die negativen 
Wertgrenzprodukte jenen angelastet werden, die durch den Fak- 
toreinsatz positive Wertgrenzprodukte erzielen. Diese Strategie der 
Internalisierung negativer externer Effekte soll dafür sorgen, daß 
sich die umweltbelastenden Produzenten der Funktion SP' gegen- 
übersehen. Eine Ausdehnung des Faktoreinsatzes über AB hinaus ist 



dann nicht mehr rentabel, obwohl der Preis für Umwelt nach wie vor 
Null ist. 

Diese Art der Internalisierung, hochgelobt als das ideale Verfah- 
ren zur Lösung des Umweltproblems, dient somit lediglich zur Errei- 
chung des Produktionsmaximums unter dem Regime des Nulltarifs 
für die Umwelt. Zwar wird durch eine Umweltabgabe qu' in Höhe 
von BC oder eine Rationierung des Umwelteinsatzes auf die Menge 
AB die Umweltqualität verbessert, aber diese Wirkung ist nur ein 
Nebenprodukt. In erster Line geht es dabei darum, die wirtschafts- 
politischen Konsequenzen aus einem früher von der Allokations- 
theorie übersehenen Aspekt zu ziehen. Die Internalisierung der pro- 
duktionsrelevanten externen Effekte durch Abgaben oder Mengen- 
rationierungen bedeutet nicht, der Umwelt einen Preis zu geben 
oder Knappheiten im Markt durchzusetzen. Der Schutz der Umwelt 
ist insofern nicht Gegenstand der Umweltökonomik. 

Dieser Vorwurf gilt gleichermaßen für die "ökonomische Theorie 
natürlicher Ressourcen". Sie unterscheidet sich vom Ansatz der stati- 
schen Allokationstheorie lediglich durch die Thematisierung des 
Zeitproblems. Untersucht wird, wie erneuerbare und nicht erneuer- 
bare Ressourcen über Generationen hinweg eingesetzt werden müs- 
sen, damit ihr Beitrag zur Produktion herkömmlicher Güter ein Ma- 
ximum erreicht. Es geht also um die optimale intertemporale Alloka- 
tion natürlicher Ressourcen oder, anders gesagt, um die Suche des 
optimalen Ausbeutungspfades der "Natur". Konsistenterweise ist so- 
mit das Erkenntnisinteresse auch dieser Theorie nicht auf den 
Schutz der Umwelt gerichteL2 

Die Idee des optimalen Verschmutzungsgrades ist weit davon ent- 
fernt, lediglich ein Demonstrationsobjekt in umweltökonomischen 
Lehrbüchern zu sein. Sie spielt seit langem eine nicht zu überschät- 

Gerade der vieldiskutierte betriebswirtschaftliche Ansatz von Hotelling aus 
dem Jahre 1931 macht dies ganz klar (Harold Hotelling The Economics of 
Exhaustible Resources, Journal of Political Economy, Vol. 39, 1931, S. 137 f., 
deutsche Übersetzung in Umwelt und wirtschaftliche Entwicklung, Hrsg. 
Horst Siebert, Darmstadt 1979). Zum Stand dieser "nur" ökonomischen 
Theorie vgl. z.B.: Horst Siebert, Ökonomische Theorie natürlicher Ressour- 
cen, Tübingen 1983 und die Aufsatzsammlung: Economic Theory of Natural 
Resources, hrsg. von W. Eichhorn u.a., Würzburg, Wien 1982. 

zende Rolle bei der praktischen umweltpolitischen Entscheidungs- 
findung. Umweltpolitiker haben das einfache Muster dieses Kon- 
zepts rasch internalisiert und sind ohne weiteres bereit, die Kosten 
von Umweltschutzmaßnahmen mit den dadurch zu vermeidenden 
wirtschaftlichen Nachteilen zu vergleichen. So werden beispielsweise 
bei der Diskussion über das Waldsterben immer wieder Vergleiche 

estellt zwischen den Kosten der Luftreinhaltepolitik (Katalysato- 
n, Entstickungs- und Entschwefelungsanlagen) und den mittel- bis 

längerfristigen Ertragseinbußen der Forstwirtschaft. Auch das Pro- 
blem der "Versalzung" des Rheins durch französische Kalibergwerke 
scheint vorwiegend auf dieser Ebene diskutiert zu werden. Offenbar 
geht es nicht vorrangig um die Sauberhaltung des Rheinwassers, 
sondern um Kostenabwägungen zwischen alternativen Entsorgungs- 
lösungen und den vor allem von den Niederlanden aufzuwendenden 
Kosten für die "Entsalzung" des Rheines. Klar muß sein, daß solche 
Vergleiche, wo immer sie angestellt werden, nichts mit Umwelt- 
schutz zu tun haben. Und Umweltpolitiker, die auch nur am Rande 
solche Erwägungen in ihren Entscheidungen berücksichtigen, doku- 
mentieren damit nur, daß sie von Umweltschutz nichts verstehen. Sie 
sind Opfer einer rein ökonomischen Betrachtung der Umwelt als 
Produktionsfaktor zum Nulltarif. 

Nulltarif trotz Internalisierung 

m folgenden soll nun der Frage nachgegangen werden, ob und in- 
'eweit diese Konsequenz vermieden wird, wenn Umwelt nicht nur 

duktionsfaktor, sondern zugleich als Gut in die allokations- 
ischen Überlegungen eingeht. In diesem Fall muß offensicht- 

vornherein eine Bewertung der Umwelt erfolgen. Statt von 
er impliziten Nullpreishypothese für den Faktor Umwelt ist jetzt 
n einem expliziten Preis für das Gut Umwelt auszugehen. Bleibt 
an im gleichen analytischen Schema und nimmt an, daß die Pro- 
ktionstechnik dem Fall in Abbildung 2 entspricht, so bleiben auch 

ischen Grenzprodukte des Faktors Umwelt'unverändert. Da 
rpreise nur über Wertgrenzprodukte eingeführt werden, ist 
der Preis für das Gut Umwelt nur abzubilden als Änderung des 

rtgrenzproduktes des Faktors Umwelt. Wie sehen die neuen 
rtgrenzprodukte aus, wenn eine perfekte Durchsetzung aller indi- 



viduellen Wertvorstellungen über das Gut Umwelt angenommen 
und zur Vereinfachung des Gedankenganges zugleich unterstellt 
wird, Umwelt sei ein isoliert nachfragbares Gut? 

Verschiebungen der Präferenzstruktur oder die Durchsetzung ei- 
ner neuen Präferenz am Markt verändern die relativen Preise. Die 
neu auftretende Präferenz für das Gut Umwelt mindert die Wert- 
schätzung der herkömmlichen Güter. Das positive Grenzprodukt des 
Faktors Umwelt gewichtet mit den neuen Preisen herkömmlicher 
Güter ist daher gegenüber der Ausgangssituation kleiner. Die neue 
Funktion P P  liegt unter PP'. Analog dazu ändern sich auch die ne- 
gativen Wertgrenzprodukte. Ihre absoluten Werte gehen ebenfalls 
wegen der niedrigeren Preise herkömmlicher Güter zurück. Der 
Schnittpunkt der beiden Funktionen liegt also irgendwo unterhalb 
des Optimums C.3 Die verminderte Wertschätzung der herkömmli- 
chen Güter ist aber sozusagen nur die halbe Wahrheit. Der Einsatz 
des Faktors Umwelt bedeutet uno actu auch einen Verlust an Um- 
weltqualität. Wird dieses Moment richtigerweise berücksichtigt, 
dann müssen die negativen Wertgrenzprodukte der Umwelt nach 
oben verschoben werden. D.h., zum negativen Wertgrenzprodukt des 
Faktors Umwelt kommt jetzt noch der Wert der entgangenen Um- 
weltqualität hinzu. Wir unterstellen, daß der in Abbildung 3 gezeich- 
nete Verlauf der Funktionen P P  und NP" die Situation nach der 
vollständigen Berücksichtigung der Präferenz für Umwelt widerspie- 
gelt. 

An dieser Konsequenz zeigt sich noch einmal die Absurdität jeder aus- 
schließlichen Betrachtung von Umwelt als Produktionsfaktor. Mit steigender 
Wertschätzung der Umwelt als Gut sinken die Wertgrenzprodukte des Fak- 
tors Umwelt. Die Internalisierungsaufgabe wird kleiner und entsprechend er- 
gibt sich eine niedrigere Umweltabgabe. Der gleiche Effekt kann im übrigen 
auch auftreten bei Änderungen der Produktionstechnik. Wird beispielsweise 
ein besonders kostengünstiges Verfahren zur Aufbereitung des Rheinwassers 
als Trinkwasser entwickelt, so nehmen die negativen Wertgrenzprodukte des 
verschmutzten Rheinwassers ab und der optimale Einsatz des Faktors Um- 
welt verschiebt sich nach rechts, d.h., der Rhein kann noch mehr als bisher 
zum Transport von Schadstoffen verwendet werden. 

Abbildung 3: Optimaler Verschmutzungsgrad nach Durchsetzung der Prä- 
ferenzen für das Gut Umwelt 

---------- 

odukte des Faktors Umwelt beim Preis Null 

= optimale Einsatzmenge X, bei gegebener Präferenz für Umwelt- 

e Wertgrenzprodukte P P  und N P  sind bei der Faktoreinsatz- 
e AH absolut gesehen gleich hoch. Im Optimum G trägt der 

r maximalen Versorgung mit dem Gut Umwelt 
ichen Gütern entsprechend den neuen Präferen- 
nomen ziehen daraus den Schluß, daß die opti- 
durch eine Abgabe in Höhe von GH erreicht 



Diese Koinzidenz stellt sich selbstverständlich nicht immer ein. 
Durch andere Annahmen ist leicht zu zeigen, daß es sich hier um 
einen Grenzfall handelt. q,' kann gleich, größer oder kleiner als q " 
sein. Dieser Umstand deutet gleichwohl auf ein Problem grundsätz%- 
cher Art hin. Wie können unterschiedliche Mengenziele (AB und 
AH) mit einem gleich hohen pretialen Anreiz (qU' = q,") erreicht 
werden? Ist die Internalisierung externer Effekte auch dann keine 
effiziente umweltpolitische Strategie, wenn für das Gut Umwel! ein 
Preis angenommen wird? 

Um dieser Anomalie auf die Spur zu kommen, müssen wir uns 
über den Inhalt der beiden Optima klar werden. Das Optimum C ist 
abgeleitet aus den am Markt herrschenden Nachfrage- und Ange- 
botsfunktionen. Das physische Grenzprodukt des Faktors Umwelt ist 
bewertet mit den effektiven Marktpreisen. Unterstellt wird dabei, 
daß diese Preise unabhängig sind vom Einsatz des Faktors Umwelt. 
NP' und PP' unterliegen insofern der ceteris paribus-Klausel. Die 
Abgabe qU7 bewirkt daher nur eine Bewegung auf den vorgegebenen 
Wertgrenzproduktverläufen von D bzw. E nach C. Auch eine Erhö- 
hung der Abgabe über BC hinaus könnte aufgrund der Annahmen 
niemals zum Optimum G führen. Offenbar gelten in G ganz andere 
Bedingungen. Die formale Ähnlichkeit mit C darf nicht darüber 
hinwegtäuschen, daß die Wertgrenzprodukte P P  und NP" zwar wie 
angenommen die wahren Präferenzen abbilden, aber nicht den am 
Markt durchgesetzten entsprechen. Es sind nur hypothetische oder 
erwünschte Funktionen. Somit ist auch das Optimum G nichts als 
eine analytische Fiktion bzw. ein erst herbeizuführender Zustand. 
Würden PP" und N P  den tatsächlichen Verhältnissen am Markt 
entsprechen, wäre die effektiv eingesetzte Menge des Faktors Um- 
welt AK. Eine Umweltabgabe in Höhe von HG wäre eine hinrei- 
chende Bedingung für die Reduzierung des Faktoreinsatzes auf die 
Menge AH. Aber so sind die Verhältnisse nicht. 

Die aus einer Wunschwelt abgeleitete Umweltabgabe qU9' wirkt 
unter dem Regime der effektiven Wertgrenzprodukte PP' und NP'. 
Bei der hier angenommenen Konstellation kann somit nur das Opti- 
mum C erreicht werden. So laufen denn die Empfehlungen der Um- 
weltökonomen darauf hinaus, nur die produktionsrelevanten exter- 
nen Effekte beim Nulltarif für Umwelt zu internalisieren. Die Ursa- 
chen dieses Irrtums liegen im Methodischen. Betrachtet wird weder 

dynamisch der Weg von C nach G, noch werden komparativ-statisch 
die beiden Optima verglichen. Diese aprioristisch statische Betrach- 
tungsweise ist keine spezifische Nachlässigkeit von Umweltökono- 
men. Sie steht in einer langen Tradition der ökonomischen Analyse. 
Vielleicht sind überhaupt die meisten wirtschaftspolitischen Fehlur- 
teile darauf zurückzuführen, daß von einem hypothetischen Zustand 
aus argumentiert wird, statt danach zu fragen, wie die Bedingungen 
verändert werden müssen, damit die Präferenzen des einzelnen eine 
reelle Chance der Durchsetzung haben. 

Eine einfache komparativ-statische Betrachtung kann den Irrtum 
der Umweltökonomik transparent machen. Die Ausgangssituation ist 

eichnet durch die Funktionen NP' und PP', den Nulltarif für 
und den Einsatz AD der Umwelt als Produktionsfaktor. Der 

it den wahren Präferenzen vereinbare Faktoreinsatz ist AH. Wel- 
cher Preis der Umwelt ist mit dieser Menge kompatibel? Da die phy- 
sischen Grenzprodukte der Umwelt als gegeben betrachtet und fer- 
ner partialanalytisch angenommen wird, daß die Marktpreise her- 
kömmlicher Güter von der Einsatzmenge des Faktors Umwelt unab- 

nd, können die Verschiebungen der Wertgrenzproduktfunk- 
n nur auf die neu aufgetretene Präferenz für Umwelt zurückge- 
werden. Der Abstand der Wertgrenzprodukte NP" und P P  

messen im Punkt C, also dem Optimum beim Faktorpreis von 
spiegelt den neuen Preis der Umwelt (Strecke FL). Er ist not- 
ig, um den Einsatz der Umwelt von AD auf AK zu reduzieren. 

Zum gleichen Ergebnis führt eine von SP' ausgehende Überle- 
. Die saldierten Wertgrenzprodukte sind definiert als Nachfra- 

ion unter den herrschenden Preisen für herkömmliche Güter. 
trebten Einsatzmenge AH der Umwelt entspricht im 
imum G der Preis HM. Es gilt die Bedingung Wertgrenz- 
P' bei der Menge H) gleich Preis. Dieser ist aber nur die 

aussetzung für die Verschiebung der Wertgrenzprodukte nach 
bzw. unten. Die effektiv eingesetzte Umwelt liegt damit noch 
bei AH, sondern bei AK. Relevant für die die Umwelt einset- 

en Produzenten ist nämlich jetzt die Funktion PP'?. Zur Errei- 
des umweltpolitischen Zieles bedarf es deshalb zusätzlich ei- 

mweltabgabe q ", bzw. in unserem Fall einfach der Beibehal- 
der auch in C Abgabe q,'. 



Eine aus der komparativ-statischen Analyse folgende Umweltpoli- 
tik muß, wenn sie nicht von vornherein den Umwelteinsatz auf die 
Menge AH rationiert: in zwei gedanklich zu trennenden Schritten 
vorgehen. Erstens ist für die Durchsetzung eines den Präferenzen 
entsprechenden Preises für das Gut Umwelt zu sorgen. Dieser führt 
zu einer Verschiebung der Funktionen PP' nach PP" und NP' nach 
NP". Aufgrund der Eigenart des Faktors Umwelt gibt es aber auch 
dann noch negative externe Effekte. Deshalb ist zweitens eine Inter- 
nalisierungsstrategie notwendig, welche die Beanspruchung der 
Umwelt von AK auf AH reduziert. Es geht also im zweiten Schritt 
um eine Bewegung auf den Funktionen P P  und N P  hin zum Opti- 
mum G. Voraussetzung für den Erfolg ist die aus der Analyse ge- 
wonnene Einsicht, daß der zweite Schritt ohne den ersten praktisch 
nur zur Maximierung der Produktion herkömmlicher Güter beim 
Preis von Null für Umwelt führt und also mit Umweltpolitik wenig 
zu tun hat. 

Der statische Ansatz der Umweltökonomik ist ein a priori un- 
taugliches Instrument für die Behandlung des Umweltproblems. Er 
führt zwingend zur bloßen Internalisierung externer Effekte auf der 
Basis von Bewertungen, die gerade durch die neu aufgetretene Prä- 
ferenz für Umwelt völlig obsolet geworden sind. Mit Pigou könnte 
man etwa sagen, die Umweltökonomik gibt Empfehlungen für das 
Erklimmen eines Wohlfahrtshügels, der aus den Präferenzen von ge- 
stern oder vorgestern modelliert wurde.5 Tatsächlich geht es aber 

arum, die Umrisse eines neuen Wohlfahrtshügels auszumachen und 
en Pfad dorthin zu markieren. 

3. Ansichten über externe Effekte 

Die Akteure des Marktsystems arbeiten auf einer schmalen Informa- 
s. Die alltägliche Erfahrung lehrt, daß ihren Entscheidungen 
nur einige wenige Preise sowie oft recht vage und flüchtige 

äferenzen, Nutzenkalküle und Erwartungen zugrundeliegen. Un- 
übersehbare ökonomische und außerökonomische Momente bleiben 
jenseits des mikroökonomischen Entscheidungshorizontes. So wird 
die Komplexität des Marktsystems nicht nur allgemein durch die 
Bündelung von Informationen in Preisen reduziert, sondern auch 
durch die selektive Wahrnehmung von Informationen mit Blick auf 

e ökonomische Ziele. Ausgeblendet werden vor allem 
Handlungen und Unterlassungen, die über den subjekti- 
t hinausreichen, erst in der Zukunft auftreten oder un- 

hersehbar auf die Situation dessen zurückwirken, der die Ent- 
eidung getroffen hat. Alle diese nicht unmittelbar intendierten, 

unerwarteten, einfach vernachlässigten oder eben nicht erkennbaren 
olgen des Handelns machen das aus, was im weitesten Sinne als 

Doch kann meines Erachtens die Priorität, die den aliokativen Aspekten kon- 
kreter ökonomischer Probleme eingeräumt wird, nicht gerechtfertigt werden; 

Dies ist beim Standard-Preis-Ansatz der Fall. Vgl. z.B. Horst Siebert, Ökono- sicherlich nicht unter Rückgriff auf die Wohlfahrtsökonomie. Denn je größer 
mische Theorie der Umwelt, Tübingen 1978, S. 76. f. der 'Überfluß' in einer Gesellschaft wird, desto geringer ist - im engeren 
Als Epilog zu einem Überblicksartikel betreffend externe Effekte schreibt Sinne - die Bedeutung der Allokation. Und in jeder Gesellschaft, die sich im 
Mishan: "Wie mir scheint, dürften sich viele der im letzten Abschnitt ange- Kampf mit einem sich beschleunigenden technologischen Umbruch befindet - 
sprochenen Überlegungen einer formvollendeten theoretischen Behandlung (und in der - notwendigerweise - die einschlägige Kenntnis der menschlichen, 
widersetzen. Doch sind jene Probleme im Hinblick auf die Verschlechterung gesellschaftlichen und ökologischen Konsequenzen dessen, was wir tun, im 
der Umweltbedingungen - dem dringendsten ökonomischen Problem unserer allgemeinen dürftig und teilweise falsch ist) ist die Selbstgefälligkeit eines je- 
zerbrechlichen Zivilisation - von weit größerer Relevanz als jene Probleme, den Ökonomen, der sich in seinen beruflichen Entscheidungen ausschließlich 
die aus der traditionellen Allokationstheorie erwachsen. Natürlich ist es nicht von Überlegungen leiten Iäßt, die den allokativen Nutzeh gder das ökonomi- 
allzu schwer m verstehen, weshalb Wirtschaftstheoretiker den allokativen sche Wachstumspotential betreffen, zugleich beneidens- und beklagenswert." 
Aspekten eines ökonomischen Problems - im Gegensatz etwa zu den mit der Edward J. Mishan, Die Nachkriegsliteratur über Externe Effekte: Versuch ei- 
Frage der Gerechtigkeit verbundenen - jene etwas übersteigerte Bedeutung ner Deutung, in: Hans Möller u.a. (Hrsg.), Umweltökonomik, Beiträge zur 
beimessen. Eignen sich doch die erstgenannten weit besser m formalem Theorie und Politik, Königstein/Ts. 1982, S. 165 f. (Abdruck aus The Journal 
Theoretisieren, m a l  man mit etwas Geduld und ein wenig Geschick leicht- of Economic Literature [9] 1971). 



Externalitäten bezeichnet werden kann. Ihre Existenz folgt aus der 
Interdependenz und Komplexität des offenen Systems Markt im 
Vergleich zur eng begrenzten Informationsgewinnungs- und -verar- 
beitungskapazität der Akteure in diesem System. Externe Effekte 
sind aber nicht nur unvermeidbar, sie sind geradezu konstitutiv für 
das Marktsystem und die Gesellschaft überhaupt. Die vollständige 
Internalisierung aller Externalitäten ist eine theoretische Absurdität. 
Sie würde vollkommene Information auch über die Zukunft,voraus- 
setzen und eine Welt ohne Risiko bedeuten. Wirtschaftliches Han- 
deln und wirtschaftliche Entwicklung könnte es definitionsgemäß 
nicht geben. 

In der realen Welt löst jede einzelne Entscheidung eine letztlich 
unbegrenzte Zahl von Wirkungen auf das Gesamtsystem aus und 
schafft unbeabsichtigt neue Bedingungen für die eigenen Entschei- 
dungen und die aller anderen. So bewegt sich der ökonomische Pro- 
zeß im ganzen in eine Richtung, die ausschließlich von sukzessiven 
individuellen Handlungen mit Blick auf die jeweils nächstliegenden 
Ziele bestimmt wird. Unerheblich ist es dabei, wie diese Ziele von 
irgendeinem subjektiven Standpunkt aus bewertet werden. Die er- 
sten Käufer der Vehikel von Dairnler und Benz vor hundert Jahren 
haben vermutlich unter rein ökonomischen Gesichtspunkten sogar 
ziemlich irrational gehandelt, wenn man daran denkt, daß Pferde- 
droschken damals den Auto-Mobilen in bezug auf Zuverlässigkeit, 
Sicherheit und durchschnittliche Reisegeschwindigkeit noch überle- 
gen waren. Aber sie haben diese Erfindung weitergetragen und ge- 
wissermaßen als externen Effekt eine Welt geprägt, die wir uns 
heute schwerlich anders vorstellen können. Hätte man das nötige 
Zukunftswissen gehabt und sie zwingen können, alle Externalitäten 
ihrer Entscheidung etwa zum Barwert zu internalisieren, würde die 
Welt heute anders aussehen. Aber vorstellen könnten wir sie uns 
auch in diesem Fall nicht. 

Praktisch relevant und dem üblichen Verständnis von Internalisie- 
rung mehr entsprechend sind solche Fälle, bei denen externe Effekte 
dem sogenannten Verursacher angelastet werden können. Betrach- 
ten wir der Einfachheit halber das bekannte Funkenflugbeispiel von 
Pigow6 Die Ausgangssituation ist folgende: Entlang einer Eisen- 

Pigou, The Economics of Welfare, ..., S. 134. 
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bahnlinie wird durch Funkenflug in manchen Jahren die Getreide- 
ernte vernichtet. Dieses Problem wird nach einiger Zeit entspre- 
chend dem Internalisierungsgedanken gelöst. Die Bauern erhalten 
on der Eisenbahngesellschaft den vollen Marktwert des verbrann- 
en Getreides ersetzt. Für die unmittelbar Beteiligten ist der Fall 

abgeschlossen. Und auch für den Analytiker scheint die An- 
nheit erledigt zu sein, auch wenn z.B. aus Coasescher Sicht die 

sung" anders beurteilt wird. Das gilt jedoch nur im Rahmen der 
tialanalyse. Tatsächlich ist folgende weitere Wirkungskette vor- 
lbar: Zunächst muß die Eisenbahngesellschaft zur Finanzierung 

r Kompensationen an die Bauern ihre Fahrpreise heraufsetzen. 
es veranlaßt einen Teil der Fahrgäste, von der Bahn auf den eige- 
n Wagen umzusteigen. Als Folge steigt das Straßenverkehrsauf- 
mmen in der Region und führt insbesondere in einer beliebten 
ohn- und Einkaufsstraße zu erheblichen Lärm- und Geruchsbelä- 

igungen sowie zu mehr Verkehrsunfällen. D.h., die externen Ef- 
e der Eisenbahn sind von den Bauern erfolgreich abgewehrt und 
einen anderen Personenkreis abgewälzt worden. Die ursprüngli- 

e Externalität hat dabei vollständig ihr Erscheinungsbild geändert. 
dieser Prozeß allmählich und in einem sich insgesamt verändern- 
Umfeld stattfindet, erkennt 2.B. eine sich gegen den zunehmen- 

en Straßenverkehr wendende neue Bürgerinitiative kaum den Zu- 
rnmenhang mit Funkenflug und Ernteschäden. Sie fordert den Bau 
er Umgehungsstraße und setzt sich dabei auch durch. Die neue 

teilweise entlang der Eisenbahnlinie auf den vom Fun- 
rohten Feldern gebaut. Durch die Umgehungsstraße 

aktivität des Individualverkehrs weiter und die Bahn 
schließlich ihren Betrieb einstellen. Das Funkenflugproblem 

iert nicht mehr. Aber es sind sukzessiv neue externe Effekte und 
immer neuer Internalisierungsbedarf entstanden. Die Geschichte 

im Grunde ohne Ende, und man mag sich zu Recht fragen, ob die 
uation insgesamt zu irgendeinem Zeitpunkt "günstiger" ist als am 

s diesem und anderen konstruierten oder quch beobachteten 
pielen folgt, daß durch Internalisierung zwar'.,einzelne externe 
kte vermieden werden können, diese aber an anderen Stellen 
Marktprozesses in neuer Gestalt wieder auftauchen können. 

halb ist nicht jede Internalisierung a priori sinnvoll und wün- 



schenswert und die aus der partiellen Gleichgewichtsanalyse abgelei- 
tete Forderung nach Internalisierung als generelle wirtschaftspoliti- 
sche Regel nicht brauchbar. 

Die isolierte Betrachtung einzelner Externalitäten führt gerade- 
wegs zur Illusion der Identifizierbarkeit von Verursachern und zur 
Zuweisung von Verantwortung. In der umweltpolitischen Diskussion 
hat die grobe Vernachlässigung des marktwirtschaftlichen Sys tem-  
sammenhangs dazu beigetragen, daß die unternehmerische- Wirt- 
schaft von einer breiten Öffentlichkeit an den Pranger gestellt wird. 
Sie scheint ganz selbstverständlich verantwortlich zu sein für die 
Zerstörung der Umwelt aus reiner Profitgier. Und bei dieser Per- 
spektive ist es tatsächlich nur logisch, die marktwirtschaftliche Ord- 
nung insgesamt als eigentliche Ursache aller Umweltprobleme zu 
begreifen. Auch hier haben wir es mit einem analytischen Irrtum zu 
tun, der nur durch Nachdenken aufgelöst werden kann. Er ist weder 
mit dem Stimmzettel noch auf Barrikaden zu überwinden. 

Eine individuelle Verantwortung für Umweltschäden setzt kom- 
petentes Handeln voraus. Unterstellt werden muß, daß die Akteure 
des Marktes externe Effekte bewußt produzieren und auch die Frei- 
heit haben, diese "Produktion" einzustellen. Aber beide Vorausset- 
zungen sind nicht gegeben. Externe Effekte fallen auf der Suche 
nach Kostensenkungsmöglichkeiten einfach an. Und diese müssen 
unter den Bedingungen einer in bezug auf die Nutzung der Umwelt 
ungeregelten Wettbewerbswirtschaft auch verwirklicht werden. 
Selbst wenn einzelne Unternehmer in völliger Verkennung ihrer Si- 
tuation den ökonomisch effizienten Weg nicht gehen, so werden es 
andere an ihrer Stelle tun. Für die Wirtschaft insgesamt gibt es - wie 
bereits oben angeführt - nicht die Freiheit, ineffiziente Wege zu ge- 
hen. Auch die Empfänger der externen Effekte können keine Ge- 
genmacht entwickeln. Sie können bestenfalls individuell zurechen- 
bare externe Effekte auf die "Verursacher" zurückverlagern. Soweit 
dies wirtschaftlich vorteilhaft ist und hohe Durchsetzungskosten 
(Transaktionskosten) dem nicht entgegenstehen, hat es das aber 
schon immer gegeben. Allein dadurch können also Umweltschäden 
nicht verhindert werden, schon weil mehr als dem "optimalen Ver- 
schmutzungsgrad entsprechende negative Effekte von vornherein 
auf mikroökonomischer Ebene nicht internalisierbar sind. Aber ab- 
gesehen von besonderen, bilateralen Fällen gibt es endogen ohnehin 

alisierungsmöglichkeiten. Es fehlt bereits an der Identi- 
externer Effekte. Sie sind für den einzelnen nicht er- 

samten System der relativen Preise verwoben. 
e Akteure des Marktes sind zugleich Produzenten und Empfänger 
er unbekannten Zahl von Externalitäten. Ihnen bleibt nur die 
Passung. Das ist das übliche mikroökonomische Problem. Dem 

inen gelingt sie besser als dem anderen. Und das gemeinsame, un- 
eplante Ergebnis aller individuellen Bemühungen kann quantita- 
ives Wachstum und Umweltzerstörung sein. Doch als Verursacher 
er Umweltschäden können weder die einzelnen Akteure noch alle 
sammen bezeichnet werden. Verantwortlich sind nur jene, welche 

ie Gestaltung der Bedingungen haben, unter 
t arbeitet. D.h., es gibt in der Marktwirtschaft 
zur Ausbeutung der Natur, sondern nur 

ättern wir in Gedanken noch einmal zurück und fragen, was die 
hiedenen theoretischen Ansätze zu diesem Aspekt zu bieten 

en. Welche Konsequenzen ziehen die Analytiker aus der gemein- 
amen Einsicht in die Existenz von Externalitäten? 

n einer oberflächlichen "laisser-faireu-Position aus wird man 
, daß an dem System durch Interventionen nichts verbessert 

rden kann. Obwohl die relativen Preise mit Externalitäten durch- 
t sind, kommt es zum bestmöglichen Ergebnis. Alle externen Ef- 
e, die nach dem Wirtschaftlichkeitsprinzip internalisierbar sind, 
den auch internalisiert. Und alle übrigen sind Pareto-irrelevant. 
knapper werdenden Gütern entwickeln sich spontan Verfügungs- 

, vergleichbar mit der Entwicklung von Eigentumsrechten am 
en. Der Staat muß solche Entwicklungen des "Rechts" nur in sei- 
Gesetzgebung nachvollziehen. Wie oben zu zeigen versucht 

rde, kann auch eine solchen Entwicklungen vorauseilende staatli- 
Institutionalisierung von Verfügungsrechten an der Richtung des 
schaftlichen Prozesses nichts ändern. "Laisser-fairew-Dogmatiker 

Kar1 R. Popper, Wie ich die Philosophie sehe, 
(Hrsg.), Österreichische Philosophen und ihr 
Philosophie der Gegenwart, Bd. I, Inns- 

uckt in K. Salamun (Hrsg.), Was ist Philoso- 



nehmen also aprioristisch und Property Rights-Theoretiker praktisch 
einzelwirtschaftliche Standpunkte ein. Externalitäten sind für beide 
letzten Endes bloß eine analytische Kategorie und kein Ausgangs- 
punkt für wirtschaftspolitisches Handeln. Die Ökonomie gerät ihnen 
deshalb zur Rechtfertigungslehre des Bestehendem8 Und deshalb 
haben sie eigentlich auch keinen Zugang zum Problem des Umwelt- 
schutzes. 

Eine wichtige Ursache dieser unbefriedigenden Behandlung des 
Umweltproblems durch diese Anhänger des ökonomischen Libera- 
lismus dürfte in der Vermischung oder gar der Gleichsetzung von 
methodologischem und politischem Individualismus liegen. Der me- 
thodologische Individualismus geht bei der Beschreibung bestimmter 
ökonomischer Vorgänge vom Handeln des Individuums aus, aber er 
macht nicht das Individuum zum Angelpunkt aller ~rklärungen? 
Man bringt sich deshalb nicht in Widerspruch zu ihm, wenn man das 
Umweltproblem nicht mikroökonomisch erklärt und deshalb auch 
die Lösung des Problems außerhalb der einzelnen Wirtschaftssub- 
jekte sucht. Wenn in guter Srnith-Hayekscher Tradition anerkannt 
wird, daß das Handeln einzelner zu einem insgesamt ungeplanten 
und unvorhersehbaren Ergebnis führt, dann sollte es eigentlich keine 
großen Schwierigkeiten machen, zu verstehen, daß die Umweltzer- 
Störung zu jenen Fällen zählt, bei denen individuelles Handeln am 
Ende eben nicht zum Besten aller führt. Diese Fälle zu identifizieren 
und die Bedingungen dafür zu nennen, daß die einzelnen nicht in ei- 
ner Situation des Gefangenendilemmas verharren, ist eine der zen- 
tralen Aufgaben der Nationalökonomie überhaupt. Hinweise auf die 
"invisible hand führen daran geradewegs vorbei. 

Umweltökonomen stehen im Prinzip vor dem gleichen Informa- 
tionsproblem wie die Akteure des Marktes. Auch sie können die In- 
terdependenz ökonomischer Vorgänge nicht im ganzen erfassen, die 
durch das Preissystem vagabundierenden Externalitäten nicht verfol- 
gen und nicht den "Verursachern" zurechnen. Aber sie haben sich ein 
analytisches Schema zurechtgelegt, von dem aus das Externalitäten- 
problem in einer bestimmten Weise sichtbar und innerhalb dessen es 

In diesem Sinne äußert sich auch Mishan, Die Nachkriegsliteratur ..., S. 154. 
Vgl. Joseph A. Schurnpeter, Das Wesen und der Hauptinhalt der theoreti- 
schen Nationalökonomie (1908), Berlin 1970, S. 88 ff. 

lösbar scheint. Das ist möglich durch die radikale Verkür- 
des Systemsammenhangs (ceteris-paribus-Klausel), die Fixie- 
auf die Produktion und die implizite Nullpreishypothese für den 

oduktionsfaktor Umwelt sowie durch die Annahme konstanter 
ferenzen. Umweltökonomen nehmen also nicht den einzelwirt- 
aftlichen Standpunkt ein, sondern selbstverständlich und zwangs- 
fig den in ihrem Modell enthaltenen. D.h., sie reduzieren das 
blem auf den allokativen Aspekt im Rahmen einer statischen, 

eichgewichtstheoretischen Partialbetrachtung. Externalitäten sind 
erhalb dieses Schemas nichts anderes als über den Produktions- 
tor Umwelt transportierte "spill-overW-Effekte von einer Produk- 
n auf eine andere. Wenn Ökonomen daher über Externalitäten 

ren, dann geht es ihnen implizit nur um diesen extrem engen 
des ganzen Problems?' Hierin liegt der normative Kern der 

mweltökonomik. Nur durch ihn hebt sie sich von der einzelwirt- 
haftlichen Perspektive ab und nur durch ihn wird es ihr möglich, 
nzelne Preise verzerrt zu nennen und einzelne Verursacher zu be- 

usammenfassend kann die Einschätzung des Umweltproblems 
ch die Ökonomie etwa so formuliert werden: Von "laisser-faire" 
ehende Ökonomen müssen theoretisch die Lösung des Problems 

staatliche Interventionen nicht für möglich halten. Sie recht- 
n ihren verhängnisvollen politischen Individualismus irrtümli- 

erweise mit dem falsch verstandenen methodologischen. Die von 
operty Rights-Theoretikern vorgeschlagenen institutionellen Be- 

ingungen sind untaugliche Werkzeuge zur Bearbeitung des Pro- 

fsatz von Kapp ist in diesem Zusammen- 
Kapp, Umweltkrise und Nationalökonomie, 

r Volkswirtschaft und Statistik, 108 (1972), S. 
Siebert (Hrsg.), Umwelt und wirtschaftliche 

Darmstadt 1979, S. 140-166. 
dings wie die von Mishan nur schwer an. 

itung zur vorgenannten Aufsatzsammlung, 
die kritische Auseinandersetzung von Kapp mit der Nationqlökonomie drücke 
zwar Unbehagen aus, sei "aber mgleich nicht allzu präzis" und könne "kaum 
'genagelt' werden" (S. 8). Das ist verständlich, wenn man bedenkt, daß Kapp 
und andere den "Hammer", d.h. das analytische Vorgehen angreifen und 
dieser Angriff sich selbstverständlich der Nagelung durch den herkömmlichen 
Hammer entzieht. 



blems. Die Spielregeln, welche die Wirtschaft insgesamt zur Ausbeu- 
tung der Natur zwingen, werden dadurch nicht verändert. Umwelt- 
Ökonomen schließlich bringen das Problem auf die Ebene eines für 
andere Zwecke entworfenen Modells. Doch offenbar ohne es zu ah- 
nen, lösen sie damit ein Problem, das zwar viel mit Allokation, aber 
wenig oder nichts mit Umweltschutz zu tun hat. 

Es gibt eine einfache, naheliegende und für Ökonomen eigentlich 
selbstverständliche Art und Weise der Behandlung von Extegnalitä- 
ten. Wir haben gesehen, daß Externalitäten allgegenwärtig, insge- 
samt unvermeidbar und konstitutiv für das Marktsystem und die Ge- 
sellschaft sind. Zu einem Problem werden einzelne externe Effekte 
trivialerweise erst, wenn sie nicht im Einklang stehen mit unseren 
Wünschen und Erwartungen. Und zu einem Wirtschafts- oder um- 
weltpolitischen Problem werden sie erst dadurch, daß es für den ein- 
zelnen keine Möglichkeit gibt, sie zu vermeiden bzw. weiterzuwäl- 
Zen. Statt nun aber zu analytischen Konstrukten Zuflucht zu neh- 
men, brauchen wir uns nur zu vergegenwärtigen, wie allgemein im 
Marktsystem Divergenzen zwischen dem tatsächlichen und dem er- 
wünschten Ergebnis beseitigt werden: durch Verlagerung von Kauf- 
kraft. Diese provoziert eine Angleichung des Angebots an die Präfe- 
renzen. Weil das in bezug auf die Präferenz für Umweltqualität auf 
einzelwirtschaftlicher Ebene nicht funktioniert, muß von einer In- 
stanz außerhalb des Marktes das erwünschte Angebot hervorge- 
bracht werden. Diese kann nur der Staat sein. Und für die Erfüllung 
dieser Aufgabe ist es gleichgültig, ob von der Vermeidung externer 
Effekte, der Produktion von Umweltqualität oder einfach von Um- 
weltpolitik gesprochen wird. So wie es dem einzelnen bei der Reali- 
sierung seiner auf private Güter gerichteten Präferenzen gleichgültig 
ist, ob die Wissenschaft diesen Vorgang in den Rahmen eines Par- 
tial- oder Totalmodells stellt, ob sie ihn statisch oder dynamisch be- 
trachtet oder ob sie die seiner Entscheidung zugrundeliegenden 
Preise für falsch hält, so muß auch die Umweltpolitik sich freihalten 
von theoretischen Mustern der Ökonomie, wenn es um die Formu- 
lierung ihrer Ziele geht. 

Eine so verstandene Umweltpolitik sucht die Spitze eines aus 
neuen Präferenzstrukturen gebildeten Wohlfahrtshügels zu errei- 
chen. Und indem sie das tut, ändern sich die relativen Preise aller 
Güter in einer unvorhersehbaren Weise und damit auch das Produk- 

soptimum sowie die Inhalte aller externen Effekte. In der stati- 
en Partialbetrachtung der Umweltökonomik wird dies alles 
chsam auf den Kopf gestellt. Das Ergebnis des Marktprozesses, 
Produktionsoptimum und die relativen Preise, wird als bekannt 

d - wie gezeigt - teilweise sogar als bereits existierend vorausge- 
zt. Die Aufgabe scheint dann nur noch darin zu bestehen, den 
arktteilnehmern Handlungsanweisungen zur Realisierung des prä- 

nierten Optimums ni geben. Vielleicht liegt in dieser Vor- 
mit ein Grund dafür, daß sich Umweltökonomen so intensiv 

t marktwirtschaftlichen Anreizsystemen befassen und die einfache 
zwischen der Durchsetzung neuer Präferenzen unmittelbar 
einzelnen Akteure und mittelbar durch staatliche Umwelt- 
ersehen. Eine solche Analyse würde Begriffe wie Markt- 

rmität in einem ganz anderen Licht erscheinen lassen. Kein 
nftiger Volkswirt ist bisher auf die Idee gekommen, in Präfe- 

änderungen der Wirtschaftssubjekte im Prinzip mehr zu sehen 
ein Problem des Strukturwandels." Aber viele glauben, den glei- 
n Vorgang in staatlicher Regie zusätzlich unter dem Gesichts- 

der Marktkonforrnität beurteilen zu müssen. Unterschiede 
icht zu leugnen, aber sie liegen weniger in der Art der Durch- 

mng, also im Instrumentellen, als in der Tatsache, daß der Staat 
das Prinzip der Allmählichkeit leichter durchbrechen kann als 

e voneinander unabhängige Akteure. 

Der "Staat " als Verursacher 

allokationstheoretische Ansatz hat das Denken der Umwelt- 
Omen noch in zwei anderen Hinsichten in falsche Bahnen ge- 
. Das betrifft zunächst einmal den Begriff der Externalität all- 
in. Wenn es nicht mehr darum geht, den Faktor Umwelt opti- 

etzen, sondern die Umwelt aufgrund bestimmter Zielvor- 
zu schonen, dann ist die Definition externer Effekte im 

einseitiger, ungeplanter Wirkungen auf andere Marktteilneh- 
nicht nur nicht hinreichend, sondern am Thema vorbeigehend. 
achtet werden müssen jene Wirkungen, die vom Produktions- 

den Ausführungen bei Flassbeck/Maier-Rigaud, 



prozeß insgesamt auf die Umwelt ausgehen. Diesem Erkenntnisin- 
teresse gemäß sind also die Einflüsse des sozio-ökonomischen Sy- 
stems auf das natürliche System als Externalitäten zu definieren. 
Alle innerhalb des sozio-ökonomischen Systems auftretenden und 
dort bei wem auch immer internalisierten Wirkungen sind dann ir- 
relevant, solange sie nicht zugleich auf die Umwelt ausstrahlen. D.h., 
ganz normale Tausch- und Produktionsvorgänge, die in der umwelt- 
ökonomischen Betrachtung keine Rolle spielen, müssen berücksich- 
tigt werden, weil sie mit sehr bedeutsamen externen Effekten-auf die 
Umwelt verbunden sein können. 

halb des privaten Sektors. Diese haben - wie erwähnt - diese 
eit insgesamt nicht. Der Staat trägt daher auch die alleinige 
ntwortung für alle Effekte, die vom privatwirtschaftlichen Sy- 

m ausgehen. Er ist der Verursacher. Die umweltökonomische 
pektive macht diesen Umstand nicht deutlich und übersieht 
eich, daß auch der Staat als Teil des sozio-ökonomischen Sy- 

ms externe Effekte an die Umwelt abgibt. Demokratische Staats- 
sen neigen im allgemeinen nicht dazu, Externalitäten an den pri- 
en Sektor zurückzugeben. Diese werden im Gegenteil vielfach be- 
twillig übernommen und darin wie selbstverständlich eine staatli- 

Da die UmWeltÖkonomie ihren Begriff von Externalität von vorn- e Aufgabe gesehen. Folgt aus der Summe einzelwirtschaftlichen 
herein am eigentlichen Erkenntnisziel vorbei definiert hat, mußte sie andelns beispielsweise eine wachsende Abfallmenge, ein steigen- 
auch die Rolle des Staates falsch einschätzen. Er ist innerhalb ihres tromverbrauch oder ein zunehmendes Verkehrsaufkommen, 
Ansatzes nur der Veranstalter von Strategien zur Internalisiemng organisiert der Staat die Entsorgung, schafft die Voraussetmn- 
produktionsrelevanter externer Effekte. Betrachtet man aber das so- für eine Steigerung des Angebots an elektrischer Energie und 
zio-ökonomische System als Ganzes, so wird klar, daß der Staat ut das Straßennetz aus. In aller Regel bewirkt der Staat damit 
selbst auf vielfältige Weise Generator und Katalysator (im chemi- ganz unabhängig davon, ob er als "kostengerecht" angesehene 
sehen Sinne des Wortes) externer Effekte ist. Ohne sein Zutun verlangt oder nicht, zusätzliche externe Effekte des privaten 
würde das privatwirtschaftliche System die Umwelt wahrscheinlich s auf die Umwelt. 
viel weniger beanspruchen. Die hier vertretene Sichtweise as Beispiel der Energiepolitik steht hier für viele andere. Die 
der Externalitäten und der Rolle des Staates ist anband eines el osophie einer sicheren und preisgünstigen Energieversorgung ist 
chen Schemas näher zu erläutern. nfallstor fiir mannigfache staatliche Energieangebotspolitik 

Wir vier Sektoren oder Bereiche (Abbildung 4). Im icht bis hin zur Gestaltung der Tarifstruktur. So gilt für die 
Zentrum steht das privatwirtschaftliche System (I). Hier spielt sich wirtschaftliche Angebotspolitik tatsächlich der Satz, daß sie 
das ab, was die Allokationstheorie zu ihrem ausschließlichen Gegen- ene Nachfrage schafft. Und das bedeutet nichts anderes, als 
stand erkoren hat. Sie fragt, wie das Marktsystem Unter seinen le ~sätzl iche externe Effekte provoziert und zur Umweltbela- 
gensten Bedingungen die selbst erzeugten und in das Markts~ beiträgt. Die Politik befindet sich hier in einer paradoxen, aber 
zurückwirkenden Externalitäten verarbeitet. Die Umwelt spielt hinreichend erkannten Situation. Einerseits wirkt sie aktiv an 
bei nur die Rolle eine "Mediums" für externe Effekte. Dies ist mweltbelastung mit und andererseits versucht sie, die sich dar- 
gerade nicht der Gesichtspunkt des Umweltschutzes. Relevant n Folgen durch Reglementierungen über "end of 
vielmehr alle Effekte, die über das Marktsystem hinauswirken gien und Subventionen hinterher wieder zu vermei- 
den Staat oder das Gemeinwesen (11) betreffen, auf die Umwelt (111 ch dies hat mehr mit den umweltökonomischen Mustern und 
und schließlich auf die zukünftigen Generationen (IV) einwirken- rrschenden Vorstellungen über die Arbeitsweise der Markt- 

n, als sich das Politiker gemeinhin Mqrmachen 
Im Prinzip ist das politisch-administrative System (11) frei, die e 

ternen Effekte von (I) zurückzuweisen, anzunehmen oder auch we 
termleiten, bzw. eine Kombination aus den drei Möglichkeiten 
wählen. Das ist ein wesentlicher Unterschied zu den fiteuren 1 



Abbildung 4: Diffusionsschema externer Effekte rationen", also in den Bereichen (111) und (IV) un- 
Beide sind die großen und einzigen Internalisierer 

cher Externalitäten der heutigen Gesellschaft. Sie können aus 
eraus keine Gegenkräfte entwickeln. Ihnen bleibt nur die An- 

wir selbst. Die Ökonomie kann uns 
en, aber sie kann dazu beitragen, die 

tuation transparent zu machen. Und vor allem muß 
n eigenen Vorurteilen lösen und nicht von Umwelt- 

tz und der Internalisierung externer Effekte sprechen, aber Pro- 
rung im überkommenen Sinne meinen. 

"Verwendungskonkurrenz " 

optimalen Verschmutzungsgra- 
m Faktor Umwelt zum Nulltarif 

aß das einzelwirtschaftlich verstandene Verursa- 
nalytischen statischen Betrach- 
ist nun ein dritter Aspekt der 
e Vorstellung von der Verwen- 
oduktionsfaktor und als Gut. In 
r entscheidenden Ursachen des 

den ersten Blick ist diese Auffassung einleuchtend, weil das 
dlich nicht existieren würde, wenn 

nsfaktor eingesetzt werden würde oder 
ftssubjekte indifferent gegenüber dem Gut Umwelt wä- 

fragen ist aber, ob in dem Gedanken der Verwendungskon- 
nalytisch weiterführender Ansatz enthalten ist. Die Tat- * = PrOduktlon von Externalitäten nämlich, daß Umwelt zugleich Produktionsfaktor und Gut ist, 

zur Identifizierung eines besonderen Umweltproblems nichts 
= Diffusion von Externalitäten ragen. Genau betrachtet sind alle Güter auch als Produktionsfak- 

(C = In 0) produzierte und auf (I) zurückwirkende Externalitäten 
(Gegenstand der Umweltökonomik) men. Beispielsweise könnte man auch 

rrenz in bezug auf ~artoffeln sprechen. 
Alle externen Effekte des privatwirtschaftlichen Systems, die d 

Staat somsagen passieren läßt oder sogar noch weiter aufbläht, kö 
nen nirgendwo anders ankommen als bei der "Umwelt" und den " ter vielen anderen: Siebeti, Ökonomische Theo- 
















































































































